[image: ]	Landtagswahlen in Bawue am 14.03. 2021: 
Umfrage Bündnis „Schulfrei für die Bundeswehr. Lernen für den Frieden!“ im badischen Landesteil
Ja/Zustimmung	Keine Angaben/Ahnung (K.A.)	Nein/Ablehnung
	Name
Wahlkreis,
Partei
	Frage 1
Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?
	Frage 2
Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?
	Frage 3
Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?
	Frage 4
Die Vermittlung dieser Kenntnisse sollte allein die Aufgabe der Lehrkräfte sein. Der Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt werden.
Teilen Sie diese Meinung?
	Frage 5
Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?
	Frage 6
Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben?
	Sonst noch interessant,
ausführliche Antworten

	Aschhoff, Susanne, Mannheim I (35), Bündnis 90/Die Grünen
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	


	Binder, Robert, Main-Tauber (23), Die Linke
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	


	Blank, Pascal, Freiburg I (46), Die Linke 
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	
Ich selbst bin auch in der Friedensbewegung aktiv. 

	Born, Daniel, Schwetzingen (40) SPD
	Ja
	Ja, die SPD unterstützt diesen Vorschlag.
	Ja
	Nein 

	Nein, die SPD sieht derzeit keine Notwendigkeit diese Kooperation aufzukündigen.
 
	Teil-teils 
	
Sprecher für frühkindliche Bildung & Grundschulen
Ausführliche Antworten lesenswert!

	Burkhardt, Horst, Emmendingen (49), Die Linke 
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	
Vgl. Wahlprogramm, Kap. 10.

	Emerich, Dominique, Bodensee (67), CDU
	Ja
	Ja
	Nein
	Nein
	Nein
	K.A.
	


	Fuhrmann, Isabell, Mannheim II (36), Die Linke
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	

	Fulst-Blei, Stefan, Mannheim I (35), SPD
	Ja
	k.A
	JA
	Nein
	Nein
	Nein, wenn es reflektiert“ geschieht“
	

	Gaebel, Norman, Karlsruhe I (27), FDP
	Ja
	k.A., finanzielle Lage (Corona!)
	Nein
	Nein
	Nein
	Nein
	


	Haaf, Leonhard, Main-Tauber (23), Bündnis 90/Die Grünen
	(Ja) Friedensbildung muss immer gefördert werden. 
	(Ja)
	Ja
	Ja und Nein
	K.A.
	Ja
	


	Hahn, Martin,  Bodensee (67), Bündnis 90/Die Grünen
	Ja
	Ja,ich werde mich dafür einsetzen, werden wir wohlwollend prüfen
	Kompetent geantwortet
	Kompetent geantwortet
	Kompetent geantwortet
	Ja
	


	Hentschel, Thomas, Rastatt (32), Bündnis 90/Die Grünen
	k.A-
	K.A.
	Kompetent geantwortet
	Kompetent geantwortet
	Kompetent geantwortet
	Ja
	


	Herkens, Felix, Pforzheim (42) Bündnis 90/Die Grünen
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	k.A., aber Privilegierung lehne ich ab
	Ja
	
Neffe von Ulli Thiel. „Mir liegt das Thema darum sehr am Herzen!“

	Kalupke, Yannick, Kehl (52), FDP
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	


	Knopf, Norbert, Wiesloch (37), Bündnis 90/Die Grünen
	Ja
	Ja
	Bedingt
	Bedingt
	Bedingt
	Bedingt
	


	Krings, Thorsten, Wiesloch (37), FDP
	
	
	
	
	
	
	
Ich finde es vor allem vor dem Hintergrund der Aussetzung der Wehrpflicht legitim, dass die Bundeswehr an Schulen auftritt.

	[bookmark: _GoBack]Kuhlmann, Robert, Waldhut (59), Die Linke
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	

Angebot aktiver Unterstützung nach der Wahl – auch außerparlamentarisch

	Kußmann, Florian, Mannheim II (36), FDP
	Keine finanziellen Versprechungen angesichts der Corona-Krise
	Ja
	Nein
	k.A.
	Nein
	Nein
	

	Leidig, Ute, Karlsruhe I (27) Bündnis 90/Die Grünen
	Ja
	(Ja), Wichtig ist uns das bewährte Verfahren: Die Einrichtung von ordentlichen Professuren geschieht in Einvernehmen mit den jeweiligen Hochschulen.
	k.A.
	k.A.
	k.A.
	k.A
	
Da die Fragen nicht in meine Fachgebiete innerhalb der grünen Landtagsfraktion fallen, muss ich mich über die rechtlichen Grundlagen und die Hebel, an denen der Landtag bzw. eine Landesregierung ansetzen könnte, erst informieren. Das betrifft zum Beispiel die Kooperationsvereinbarung mit der Bundeswehr. 

	Mahlke, Patrik Warren, Karlsruhe II (28)	FDP
	k.A.
	Ja
	Teils-teils
	Nein
	Nein
	Nein
	


	Marwein, Thomas, Offenburg (51), Bündnis 90/Die Grünen
	Ja
	Wohlwollend zu prüfen
	Kompetent geantwortet
	Kompetent geantwortet
	Kompetent geantwortet
	Ja
	


	Maßon, Norbert, Rastatt (32), Die Linke
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	


	Metzmaier Sven, Mannheim I (35), Die Linke
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	

	Neudorfer, Reinhard, Lahr (50), Die Linke
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	
Hinweis auf Wahlprogramm Kap. 10

	Pfeiffer, Amelie, Neckar-Odenwald (38), Bündnis 90/Die Grünen
	k.A.
	k.A.
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	


	Pirch, Imke, Freiburg II (47), Die Linke
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	


	Pix, Reinhold, Breisgau (48), Bündnis 90/Die Grünen
	Ja, wir werden die Servicestelle FB finanziell stärken und personell ausbauen.
	k.A.
	Ja
	Ja
	k.A.
	Ja
	
Ich begrüße auch, dass sich unsere Bundesfraktion für das Thema Militär und Frieden stark macht und sich z.B. für ein rechtlich verbindliches Rüstungsexportkontrollgesetz stark machen will.

	Reinhart, Wolfgang, Main-Tauber (23), CDU
	Über eine weitere Stärkung ist vor dem Hintergrund der sich absehbar angespannten haushalterischen Gesamtlage zu entscheiden.
	Diese Überlegung könnte Thema der Koalitionsverhandlungen sein.
	Nein (?)
	Nein
	Nein
	Nein
	


	Rolland, Gabi, Freiburg II (47), SPD
	Ja

	Das ist ein interessanter Gedanke, den ich gerne weiterentwickeln würde. Wir sollten darüber ins Gespräch kommen, sofern ich dem 17. Landtag angehören werde.
	Ja
	Ja, siehe oben
	Ja, habe ich bereits, siehe oben
	Ja
	


	Rupp, Jörg, Ettlingen (31), Die Linke
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	
 Landeselternbeirat, für die Zivilklausel 
https://joergrupp.de/zivil-nicht-militarisch/ (Text von 2012) ) und "Schulfrei für die Bundeswehr" eingesetzt. 

	Saint-Cast, Nadyne	, Freiburg II (47), Bündnis 90/Die Grünen
	Ja
	Diesen Vorschlag werden wir wohlwollend prüfen.
	Kompetente
Antwort
	Kompetente
Antwort
	Kompetente
Antwort
	Ja
	


	Salomon, Alexander, Karlsruhe II (28) Bündnis 90/Die Grünen
	Ja, vgl. Wahlprogramm." werden. Weg 
	Nein* (Koopangebot in dieser Frage!)
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	


	Schäfer, Marianne, Freiburg I (46, 47), FDP
	Eher nicht, Pauschal und in Anbetracht von Corona-Ausgaben nicht zu beantworten
	Über ihre Professuren entscheiden meines Wissens die Hochschulen. Hier hat die Politik – gerade unter der Bedngung der Freiheit von Forschung und Lehre – nichts mitzureden!
	Meines Wissens nach sind minderjährige keiner spezifischen militärischen Werbung ausgesetzt, abgesehen von den Plakaten der Bundeswehr im öffentlichen Raum.
	Nein
	Nein
	Keine Ahnung (k.A.)
	


	
	
	
	
	
	
	
	

	Schejnoha, Pascal, Neckar-Odenwald (38), FDP
	Ja
	Pauschal und in Anbetracht von Corona-Ausgaben nicht zu beantworten
	Nein
	Nein
	Nein
	
	


	Schilling, Julia, Mannheim I (35), FDP
	k.A
	k.A.
	Nein
	Nein
	Nein
	k.A.
	

	Schlegel, Dorothee, Neckar-Odenwald (38), SPD
	Ja
	Ja
	Ja
	?
	Über eine Kündigung des Kooperationsvertrags muss in der kommenden Legislaturperiode intensiv nachgedacht werden. Sollte eine Kündigung nicht gelingen, müssen gleichberechtigt andere Organisationen zur Meinungsbildung zugelassen werden.
	Ja
	


	Schröder-Ritzrau, Andrea, Wiesloch (37), SPD
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	Ich würde die Kooperationsvereinbarung auf den Prüfstand stellen.
	Ja
	


	Schweickert, Erik, Enz (44), FDP
	Ja, wir werden sie weiterhin unterstützen
	Pauschal und in Anbetracht von Corona-Ausgaben nicht zu beantworten
	Nein
	Nein
	Nein
	Nein
	


	Segbers, Franz, Singen (57), Die Linke
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	


	Seifert, Rolf, Breisgau (48), Die Linke
	Ja

	Ja,
	Ja
	Ja
	Ja.
	Ja.
	


	Sühr, Jennifer, Freiburg I (46), SPD
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	Damit habe ich mich jetzt noch nicht tiefergehend auseinandergesetzt, jedoch halte ich eine Kündigung der Kooperationsvereinbarung grundsätzlich für sinnvoll.
	Ja
	


	Wehinger, Dorothea, Singen (57), Bündnis 90/Die Grünen
	Ja
	Der Ausbau der Servicestelle hat für mich Priorität.
	Keine Differenzierung Jugendoffiziere, Karriereberater. Keine Werbung im Unterricht: 
	Siehe Frage 3
	Nein
	Ja
	
Wir bedauern es, dass es im Landtag keine politische Mehrheit für eine weitergehende Förderung der Servicestelle gibt. 

	Weirauch, Boris, Mannheim II (36), SPD
	Ja
	Ja
	Militärische Werbung“: Nein, Jugendoffiziere im Unterricht ja
	Militärische Werbung“: Nein, Jugendoffiziere im Unterricht ja
	Militärische Werbung“: Nein, Jugendoffiziere im Unterricht ja
	Ja
	

	Wieczorek, Alfried, Mannheim II (36), CDU
	Gute Arbeit der Servicestelle, aber keine Pauschale Zusage möglich
	k.A
	k.A
	k.A.
	Nein
	Nein
	

	Wölfle, Sabine, Emmendingen (49), SPD
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	
Mitunterzeichnerin der „Waldkircher Erklärung“

	Zacharias , Christina, Karlsruhe I (27), Die Linke
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	


	Zieger, Bernd, Neckar-Odenwald (38), Die Linke
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	Ja
	


	Zimmer, Elke, Mannheim II (36), Bündnis 90/Die Grünen
	Ja
	Ja
	k.A.
	Die Kooperationsvereinbarung muss auf den Prüfstand gestellt werden
	k.A.
	Ja
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Fragen zur Landtagswahl

		From

		Robert Binder

		To

		freiburg@paxchristi.de

		Recipients

		freiburg@paxchristi.de



Sehr geehrte Damen und Herren,




Vielen Dank für Ihr Interesse.

Gerne beantworte ich Ihnen die gestellten Fragen.





Frage1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?

 

Ja, definitiv! Bildung, die Kindern und Jugendlichen Werte wie Frieden, Toleranz und Gewaltfreiheit vermittelt, ist ein wichtiger Baustein auf dem Weg zu einer friedlicheren Welt. In unserem Landtagswahlprogramm ist die Servicestelle Friedenserziehung explizit als Partner für die Friedenserziehung benannt.

 

 

Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?

 

Ja, Baden-Württemberg sollte hier neue Wege beschreiten und als erstes Bundesland eine Professur für Friedensbildung/Friedenspädagogik einrichten. Das würde sich über die Lehrer*innenausbildung auch langfristig und nachhaltig auszahlen. Diese Professur sollte ein Teil eines ganzen Wissenschaftsnetzwerkes sein, welches sich auch mit dem Thema Rassismus und Demokratie beschäftigt. Durch die Förderung solcher kritischer Wissenschaft wollen wir eine weitergehende Demokratisierung und Weiterentwicklung hin zu einer friedlicheren Gesellschaft voranbringen. Eine solche Professur könnte auch den Prozess der nötigen Rüstungskonversion begleiten.

 

 

Frage 3: WerdenSie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?

 

Ja, denn die Bundeswehr hat an Schulen oder anderen Orten, die von Minderjährigen frequentiert werden, nichts verloren. Unserer Ansicht haben Anwerbeversuche in Schulen, Hochschulen, bei Ausbildungsmessen und Arbeitsagenturen zu unterbleiben. Auf Bundesebene setzen wir uns außerdem dafür ein, die immer aggressivere Bundeswehrwerbung, unter anderem über Social-Media Kanäle, deren Zielgruppe ebenfalls oft Minderjährige sind, massiv zurückzufahren. Stattdessen wollen wir Akteure aus der Friedensbewegung, wie der DFG-VK mehr Raum verschaffen und uns für einen Ausbau der Friedenserziehung einsetzen.

 

 

Frage 4: Der Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt werden. Teilen Sie diese Meinung?

 

Ja, denn die Bundeswehr kann als militärischer Akteur überhaupt nicht neutral über diese Themen informieren. Auch wenn die Jugendoffiziere an den Schulen offiziell nur „Öffentlichkeitsarbeit“ leisten, ist das eigentliche Ziel die Rekrutierung. Das lehnen wir entschieden ab und setzen uns auch auf Bundesebene dafür ein, dass die Bundeswehr ihre Rekrutierungsbestrebungen bei Minderjährigen einstellt.

 

 

Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?

 

Wir sind grundsätzlich gegen jede Form der zivil-militärischen Zusammenarbeit, das schließt auch diesen Bereich mit ein. Wir fordern in unserem Landtagswahlprogramm die sofortige Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen Bundeswehr und Kultusministerium. Stattdessen wollen wir eine aktive Friedenserziehung.

 

 

Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben?

 

Ja. Eine Kooperation von Schulen und Rüstungsbetrieben ist entschieden abzulehnen. Wichtiger wäre es, über die Auswirkungen zu sprechen, die die Waffen dieser Rüstungsbetriebe weltweit haben. Wir wollen über die Flucht, Zerstörung, Hunger und Elend reden, die durch diese Waffen ausgelöst werden. Wir wollen konsequenterweise, dass nach einem umfangreichen Konversionsprogramm in Baden-Württemberg keine kriegsrelevanten Güter mehr hergestellt werden. Hier können Friedensinitiativen und Friedensbildung einen wichtigen Beitrag leisten.




Mit freundlichen Grüßen

Robert Binder
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Wahlprüfstein 


Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr 


 


Hallo! 
Vielen Dank für Ihre Anfrage, ihr Interesse sowie die Arbeit, die sie leisten. Vorab möchte ich 
sagen, dass ich diese Fragen nicht selbst beantwortet habe, sondern lediglich die Fragen und die 
Antworten gelesen habe, jedoch nichts hinzuzufügen habe. Wir von der LINKEN sind die letzte 
verbleibende Friedenspartei, weshalb die Antworten meiner Genoss:innen mich voll zufrieden 
stellen. Ich konnte die Fragen nicht beantworten, da ich gerade mit Anfragen und Terminen 
überflutet bin, bitte sehen sie mir dies nach. 


Ich selbst bin auch in der Friedensbewegung aktiv.  
Am 01.09. hielt ich eine Rede zum Antikriegstag.  
Den Inhalt finden Sie hier: 


https://pascal-blank.de/rede-antikriegstag/ 


Auch hielt ich zusammen mit meiner Co-Kandidatin  
Imke Pirch eine Rede zum Thema Frieden in Kurdistan. 
Einen Zusammenschnitt finden Sie hier: 


https://fb.watch/3Z0zCSLb7Z/ 


Freundliche Grüße, 
Pascal Blank 


 


 


 


Frage1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in 
der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden? 


Ja, definitiv! Bildung, die Kindern und Jugendlichen Werte wie Frieden, Toleranz und 
Gewaltfreiheit vermittelt, ist ein wichtiger Baustein auf dem Weg zu einer friedlicheren Welt. In 
unserem Landtagswahlprogramm ist die Servicestelle Friedenserziehung explizit als Partner für die 
Friedenserziehung benannt.  


Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, 
die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und 
fördert? 



https://pascal-blank.de/rede-antikriegstag/

https://fb.watch/3Z0zCSLb7Z/





Ja, Baden-Württemberg sollte hier neue Wege beschreiten und als erstes Bundesland eine 
Professur für Friedensbildung/Friedenspädagogik einrichten. Das würde sich über die  
Lehrer*innenausbildung auch langfristig und nachhaltig auszahlen. Diese Professur sollte ein Teil 
eines ganzen Wissenschaftsnetzwerkes sein, welches sich auch mit dem Thema Rassismus und 
Demokratie beschäftigt. Durch die Förderung solcher kritischer Wissenschaft wollen wir eine 
weitergehende Demokratisierung und Weiterentwicklung hin zu einer friedlicheren Gesellschaft 
voranbringen. Eine solche Professur könnte auch den Prozess der nötigen Rüstungskonversion 
begleiten. 


Frage 3: WerdenSie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei 
Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen? 


Ja, denn die Bundeswehr hat an Schulen oder anderen Orten, die von Minderjährigen frequentiert 
werden, nichts verloren. Unserer Ansicht haben Anwerbeversuche in Schulen, Hochschulen, bei 
Ausbildungsmessen und Arbeitsagenturen zu unterbleiben.  Auf Bundesebene setzen wir uns 
außerdem dafür ein, die immer aggressivere Bundeswehrwerbung, unter anderem über 
SocialMedia Kanäle, deren Zielgruppe ebenfalls oft Minderjährige sind, massiv zurückzufahren. 
Stattdessen wollen wir Akteure aus der Friedensbewegung, wie der DFG-VK mehr Raum 
verschaffen und uns für einen Ausbau der Friedenserziehung einsetzen. 


Frage 4: Der Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und 
Lehrerfortbildung eingeräumt werden. Teilen Sie diese Meinung? 


Ja, denn die Bundeswehr kann als militärischer Akteur überhaupt nicht neutral über diese Themen 
informieren. Auch wenn die Jugendoffiziere an den Schulen offiziell nur „Öffentlichkeitsarbeit“ 
leisten, ist das eigentliche Ziel die Rekrutierung. Das lehnen wir entschieden ab und setzen uns 
auch auf Bundesebene dafür ein, dass die Bundeswehr ihre Rekrutierungsbestrebungen bei 
Minderjährigen einstellt. 


Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem 
Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen? 


Wir sind grundsätzlich gegen jede Form der zivil-militärischen Zusammenarbeit, das schließt auch 
diesen Bereich mit ein. Wir fordern in unserem Landtagswahlprogramm die sofortige Kündigung 
der Kooperationsvereinbarung zwischen Bundeswehr und Kultusministerium. Stattdessen wollen 
wir eine aktive Friedenserziehung.  


Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben? 


Ja. Eine Kooperation von Schulen und Rüstungsbetrieben ist entschieden abzulehnen. Wichtiger 
wäre es, über die Auswirkungen zu sprechen, die die Waffen dieser Rüstungsbetriebe weltweit 
haben. Wir wollen über die Flucht, Zerstörung, Hunger und Elend reden, die durch diese Waffen 
ausgelöst werden. Wir wollen konsequenterweise, dass nach einem umfangreichen 
Konversionsprogramm in Baden-Württemberg keine kriegsrelevanten Güter mehr hergestellt 
werden. Hier können Friedensinitiativen und Friedensbildung einen wichtigen Beitrag leisten.  
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AW: Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden: Unsere Fragen zur Landtagswahl 2021

		From

		daniel.born@spd.landtag-bw.de

		To

		Weber Markus

		Recipients

		Markus.Weber@seelsorgeamt-freiburg.de



Sehr geehrter Herr Weber,



 



herzlichen Dank für Ihre Nachricht und vor allen Dingen für Ihre tolle Arbeit! Gerne beantworte ich Ihre Wahlprüfsteine wie folgt.



 



 



Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?



 



Ja.



 



 



Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?



 



Im Austausch mit der Servicestelle Friedensbildung hat die SPD bereits Gespräche über eine mögliche Professur zur Weiterentwicklung und dem Ausbau der Friedensbildung geführt und unterstützt diesen Vorschlag. 



 



Militärische Werbung bei Minderjährigen widerspricht den Prinzipien der UN-Kinderrechtskonvention und verträgt sich nicht mit Art. 12 der Landesverfassung. Der UN-Ausschuss fordert für die Rechte des Kindes von Deutschland ein Verbot jeder Art von Bundeswehrwerbung bei Minderjährigen (Januar 2014). Die Kinderkommission des Bundestages hat sich dieser Forderung angeschlossen. 



 



Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?



 



Ja, die SPD setzt sich mit Blick auf die veränderte Situation dafür ein, dass Deutschland den Empfehlungen des UN-Ausschusses für die Rechte des Kindes in Zukunft in vollem Umfang entspricht und generell von der Rekrutierung von unter 18-jährigen absieht, auch wenn diese freiwillig erfolgen sollte.



 



Der Bundeswehr wird durch das Kultusministerium in einer Kooperationsvereinbarung vom 14. August 2014 ein bevorzugter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt. Besonders problematisch ist es, dass die Jugendoffiziere „über die zur Friedenssicherung möglichen Instrumente der Politik“ in der Schule informieren und insbesondere Kenntnisse „zur globalen Konfliktverhütung und Krisenbewältigung“ vermitteln sollen. Die Vermittlung dieser Kenntnisse sollte allein die Aufgabe der Lehrkräfte sein. Der Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt werden.



 



Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?



 



Die Kooperationsvereinbarung zwischen dem Kultusministerium und der Bundeswehr aus dem Jahr 2014 ist die Weiterentwicklung einer älteren Vereinbarung und stärkt die Prinzipien des Beutelsbacher Konsenses in der Kooperation. Dabei ist die Vermittlung von Kenntnissen zur globalen Konfliktverhütung und zur Krisenbewältigung von besonderer Bedeutung. Die Schülerinnen und Schüler sollen lernen, sich mit Fragen der internationalen Verständigung und Zusammenarbeit sowie mit unterschiedlichen Strategien der Friedenserhaltung eigenständig auseinanderzusetzen. Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die Rolle der Lehrkräfte in dieser Kooperation. Sie entscheiden eigenständig über die Angebote der Jugendoffiziere zur politischen Bildung. Wir haben größtes Vertrauen in die Lehrkräfte, dass sie diese Angebote verantwortungsvoll abwägen sowie für eine angemessene Vor- und Nachbereitung des Besuches im Sinne einer kritischen Auseinandersetzung mit Fragen der internationalen und Sicherheitspolitik sorgen.



Ich habe in dieser Legislaturperiode in enger Zusammenarbeit mit Ihnen die verschiedenen Kooperationen zwischen Schulen und Bundeswehr kritisch begleitet und ja auch im Rahmen meiner zeitlichen Möglichkeiten an entsprechenden Tagen teilgenommen. Gerne biete ich an, dass wir in der nächsten Legislatur unseren Austausch und unsere Zusammenarbeit fortsetzen.



 



Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?



 



Die SPD sieht derzeit keine Notwendigkeit diese Kooperation aufzukündigen.



 



In einigen Regionen von Baden-Württemberg, z.B. am Bodensee, gibt es mehr oder weniger intensive Kooperationen zwischen Schulen und Rüstungsbetrieben. Mit dem Problem, den Blick zu verstellen, dass der Wohlstand der Region auf todbringenden Waffen beruht.



 



Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und 



Rüstungsbetrieben?



 



Sofern es in der eigenständigen Verantwortung der Schulen und Lehrkräfte liegt, Kooperationen mit Unternehmen zu schließen, die in der Rüstungsindustrie engagiert sind, gehen wir zunächst einmal davon aus, dass dieser Umstand von der Schulgemeinschaft kritisch diskutiert und abgewogen wird. Unter Beachtung der Verantwortlichkeiten vor Ort teilen wir Ihre Kritik insoweit, dass eine solche Kooperation unreflektiert einzugehen, langfristig gesehen nicht zielführend ist für eine angemessene Umsetzung des Themas Friedensbildung gemäß dem Leitfaden Demokratiebildung.



 



Mit freundlichen Grüßen



 



Daniel Born MdL
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Von: Weber Markus <Markus.Weber@seelsorgeamt-freiburg.de> 
Gesendet: Freitag, 5. März 2021 17:11
An: buero@daniel-born.de
Betreff: WG: Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden: Unsere Fragen zur Landtagswahl 2021



 



 



 



 



Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden



--- Fragen zur Landtagswahl 2021 ---



 



Sehr geehrter Herr Born,



 



Sie wollen sich bei der Wahl im März 2021 in den Landtag von Baden-Württemberg wählen lassen. Wir freuen uns, wenn Sie uns folgende Fragen im Kontext des Artikel 12 der Landesverfassung beantworten: „Die Jugend ist zur Brüderlichkeit aller Menschen und zur Friedensliebe… zu erziehen“!



 



In Baden-Württemberg wurde die Servicestelle Friedensbildung etabliert, die in den fünf Jahren des Bestehens zu einem bundesweiten Leuchtturmprojekt wurde. Ergänzend dazu ist die Verankerung der Querschnittsaufgabe Friedensbildung insbesondere im Bereich der Lehrer*innenausbildung an Universitäten und Pädagogischen Hochschulen des Landes mittels einer ordentlichen Professur für Friedensbildung bzw. Friedenspädagogik als erste ihrer Art in Deutschland anzustreben.



 



Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?



 



Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?



 



Militärische Werbung bei Minderjährigen widerspricht den Prinzipien der UN- Kinderrechtskonvention und verträgt sich nicht mit Art. 12 der Landesverfassung. Der UN-Ausschuss fordert für die Rechte des Kindes von Deutschland ein Verbot jeder Art von Bundeswehrwerbung bei Minderjährigen (Januar 2014). Die Kinderkommission des Bundestages hat sich dieser Forderung angeschlossen.



 



Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?



 



Der Bundeswehr wird durch das Kultusministerium in einer Kooperationsvereinbarung vom 14. August 2014 ein bevorzugter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt. Besonders problematisch ist es, dass die Jugendoffiziere „über die zur Friedenssicherung möglichen Instrumente der Politik“ in der Schule informieren und insbesondere Kenntnisse „zur globalen Konfliktverhütung und Krisenbewältigung“ vermitteln sollen. Die Vermittlung dieser Kenntnisse sollte allein die Aufgabe der Lehrkräfte sein. Der Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt werden.



 



Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?



 



Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem



Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?



 



In einigen Regionen von Baden-Württemberg, z.B. am Bodensee, gibt es mehr oder weniger intensive Kooperationen zwischen Schulen und Rüstungsbetrieben. Mit dem Problem, den Blick zu verstellen, dass der Wohlstand der Region auch auf todbringenden Waffen beruht.



 



Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben?



 



 



Im Auftrag des Bündnisses 







 



danke ich Ihnen und grüße Sie herzlich



 



Markus Weber



Referent für Friedensbildung/pax christi



  _____  






Erzdiözese Freiburg  |  Erzbischöfliches Seelsorgeamt  |  Abteilung IV (Sozialpastoral) |  Referat Kirche in Gesellschaft und Politik



Okenstr. 15  |  D-79108 Freiburg  |  Tel. +49 761 5144 269  |  markus.weber@seelsorgeamt-freiburg.de  |  www.ebfr.de | www.freiburg.paxchristi.de
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Horst Burkhart hat Ihnen eine neue Nachricht gesendet

		From

		Horst Burkhart

		To

		freiburg@paxchristi.de

		Recipients

		freiburg@paxchristi.de



Hallo Herr Weber, Ihre Anfrage hat mich sehr gefreut, denn Die Linke muss sich oft massive Kritik anhören, wenn es um „Krieg und Frieden“ geht. Weltfremd, gefährlich, dumm und naiv seien unsere Haltungen dazu. Tobias Pflüger unser Freiburger Abgeordneter ist ohnehin ein ausgewiesener Friedensexperte, der als stellv. Parteivorsitzender maßgeblich der Garant für die friedenspolitische Ausrichtung Der Linke ist. Wir haben dazu auch im Programm der Landtagswahl im Kapitel 10 die Konsequenten Forderungen für Frieden und Abrüstung an die Landesregierung, aufgeführt. Ich möchte deshalb in meinen Antworten weder daraus zitieren noch abschreiben. Das zur Erklärung, bzgl. meiner Antworten. Mit freundlichen Grüßen Horst Burkhart	
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Um diese Nachricht zu beantworten, klicken Sie auf Antworten in der E-Mail.	
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Emerich vom 24.02.2021.msg
Fwd: Ihr Brief vom 24.02.2021

		From

		Friedensregion

		To

		Weber Markus; pfisterer@webstueck.de

		Recipients

		Markus.Weber@seelsorgeamt-freiburg.de; pfisterer@webstueck.de





Euch zur Kenntnis LG Martina



---------- Forwarded message ---------
Von: Dominique Emerich <dominique.emerich@live.de>
Date: Fr., 12. März 2021 um 00:25 Uhr
Subject: Ihr Brief vom 24.02.2021
To: friedensregion.bodensee@gmail.com <friedensregion.bodensee@gmail.com>








Sehr geehrte Frau Knappert-Hiese,



 



vielen Dank für Ihren Brief, welcher mich allerdings erst gestern erreicht hat.



 



Ihre ersten beiden Fragen kann ich mit einem deutlichen "Ja" beantworten. Um die Notwendigkeit dieser Maßnahmen nachzuvollziehen, müssen wir leider nicht in die Ferne schweifen. Wir können auch in unserem Land einen zunehmenden Werteverlust feststellen, so dass sich die pädagogischen Einrichtungen zwangsläufig mit den Herausforderungen auseinandersetzen müssen. Friedensbildung und -pädagogik sind im Bereich der Prävention hier wichtige Bausteine.



 



Im Hinblick auf Ihre dritte Frage habe ich mich mit einem befreundeten Lehrer ausgetauscht, der selbst die Bundeswehr bereits an seiner Schule zu Gast hatte. Ich halte die Formulierung "militärischer Werbung" für irreführend, da sie suggeriert, es würde der militärische Einsatz heraufbeschworen. Die in Ihrer Einleitung zu den Fragen 4 und 5 genannten Aspekte sind in meinen Augen ein wichtiges Fundament auf denen die Bundeswehr auch verfassungsrechtlich ruht. Selbstverständlich ist es im Unterricht dann auch Aufgabe der Lehrerinnen und Lehrer - basierend auf dem Beutelsbacher Konsens - den Schülerinnen und Schülern eine Auseinandersetzung mit den Aufgaben Bundeswehr zu ermöglichen.



 



Zu den Thesen in der Einleitung bei Frage 6 liegen mir leider keine Informationen vor. Können Sie mir beschreiben, wie sich diese Kooperation an den Schulen darstellt?



 



 



Mit herzlichen Grüßen nach Kressbronn



 



Dominique Emerich
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Norman Gaebel.msg
Re: Kontaktanforderung

		From

		Norman Gaebel

		To

		freiburg@paxchristi.de

		Recipients

		freiburg@paxchristi.de



Sehr geehrter Herr Weber,

vielen Dank für Ihre Nachricht und Ihre Fragen, die ich Ihnen gerne beantworte.




























Frage 1: Wir werden diese

wichtige Arbeit auch weiterhin unterstützen. 


Frage 2: Hierzu habe

ich leider derzeit zuwenig Informationen. Es hängt jedoch von der finanziellen

Gesamtsituation des Landes gerade auch infolge der Corona-Pandemie ab, inwieweit

zusätzliche Ausgaben in Frage kommen.





Fragen 3, 4 und 5: Ebenso

wie wir die Servicestelle Friedensbildung unterstützen, ünterstützen wir auch die

Bundeswehr bei ihrem Beitrag zur politischen Bildung an den Schulen. Die

Kooperationsvereinbarung wollen wir beibehalten. Es geht hier aber, um keine

Werbung in den Schulen, sondern um Informationen über die Sicherheitspolitik und

um über Fragen der Friedenssicherung zu diskutieren. Wir befürworten es, wenn

externe Partner mit den Schulen zusammenarbeiten und in den Unterricht kommen.

Und wir vertrauen darauf, dass unsere Lehrkräfte den Beutelsbacher Konsens

anwenden, wonach die Schülerinnen und Schüler nicht mit einer Meinung

überwältigt werden dürfen und ein kontroverses Thema in seiner Kontroversität

dargestellt werden muss. 


Frage 6: Wir

unterstützen generell Kooperationen von Schulen mit Wirtschaftsbetrieben. Dass ein Betrieb Produkte herstellt, die zu militärischen Zwecken dienen, ist aus

unserer Sicht kein Ausschlussgrund für eine Schulkooperation. 


Mit freundlichen Grüßen




Norman Gaebel
norman.gaebel@fdp-durlach.de

+49 721 183 893 99
http://ka-ost.de
http://norman-gaebel.wahl.freie-demokraten.de

Folge mir unter
https://www.facebook.com/gaebel.n
https://www.instagram.com/norman.gaebel
https://twitter.com/N_Gaebel

Dein Kandidat für den Wahlkreis Karlsruhe I
Wahlspenden bitte an: 
FDP Karlsruhe
DE72 66050101 0108191800
Stichwort „Gaebel“
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Am 05.03.2021 um 12:26 schrieb gaebel@me.com:
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						Name: Markus Weber
E-Mail: freiburg@paxchristi.de
Betreff: --- Fragen zur Landtagswahl 2021 ---
Nachricht: Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden
--- Fragen zur Landtagswahl 2021 ---


Sehr geehrter Herr Gaebel,


Sie wollen sich bei der Wahl im März 2021 in den Landtag von Baden-Württemberg wählen lassen. Wir freuen uns, wenn Sie uns folgende Fragen im Kontext des Artikel 12 der Landesverfassung beantworten: „Die Jugend ist zur Brüderlichkeit aller Menschen und zur Friedensliebe… zu erziehen“!


In Baden-Württemberg wurde die Servicestelle Friedensbildung etabliert, die in den fünf Jahren des Bestehens zu einem bundesweiten Leuchtturmprojekt wurde. Ergänzend dazu ist die Verankerung der Querschnittsaufgabe Friedensbildung insbesondere im Bereich der Lehrer*innenausbildung an Universitäten und Pädagogischen Hochschulen des Landes mittels einer ordentlichen Professur für Friedensbildung bzw. Friedenspädagogik als erste ihrer Art in Deutschland anzustreben.


Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?


Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?


Militärische Werbung bei Minderjährigen widerspricht den Prinzipien der UN- Kinderrechtskonvention und verträgt sich nicht mit Art. 12 der Landesverfassung. Der UN-Ausschuss fordert für die Rechte des Kindes von Deutschland ein Verbot jeder Art von Bundeswehrwerbung bei Minderjährigen (Januar 2014). Die Kinderkommission des Bundestages hat sich dieser Forderung angeschlossen.


Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?


Der Bundeswehr wird durch das Kultusministerium in einer Kooperationsvereinbarung vom 14. August 2014 ein bevorzugter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt. Besonders problematisch ist es, dass die Jugendoffiziere „über die zur Friedenssicherung möglichen Instrumente der Politik“ in der Schule informieren und insbesondere Kenntnisse „zur globalen Konfliktverhütung und Krisenbewältigung“ vermitteln sollen. Die Vermittlung dieser Kenntnisse sollte allein die Aufgabe der Lehrkräfte sein. Der Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt werden.


Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?


Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem
Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?


In einigen Regionen von Baden-Württemberg, z.B. am Bodensee, gibt es mehr oder weniger intensive Kooperationen zwischen Schulen und Rüstungsbetrieben. Mit dem Problem, den Blick zu verstellen, dass der Wohlstand der Region auch auf todbringenden Waffen beruht.


Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben?


Im Auftrag des Bündnisses danke ich Ihnen und grüße Sie herzlich


Markus Weber
Referent für Friedensbildung/pax christi
________________________________________

















						Verantwortlich
Norman Gaebel, Louise-Schroeder-Weg 2, 76227 Karlsruhe
E-Mail: gaebel@me.com, Internet: http://www.ka-ost.de
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AW Kontaktaufnahme KV Main-Tauber.msg
AW: Kontaktaufnahme KV Main-Tauber

		From

		leohaaf@t-online.de

		To

		freiburg@paxchristi.de

		Cc

		'Thomas Tuschhoff'

		Recipients

		freiburg@paxchristi.de; tuschhoff@gruene-mgh.de



Sehr geehrte Damen und Herren,

 

der Webmaster der Kreisgrünen bat mich, Ihnen zu antworten.

 

Meine Antworten, in aller Kürze wegen des hohen Arbeitsaufwandes zur Zeit, weiter unten an entsprechender Stelle.

 

Vielen Dank für Ihre Anfrage und

mit freundlichen Grüßen

 

 

L. Haaf

 

--

Dr. Leonhard Haaf

Direktkandidat WK 23 Main-Tauber

info@dr-leonhard-haaf.de

https://dr-leonhard-haaf.de

Königheimer Str. 16
97941 Tauberbischofsheim
Mobil:     0171 21 59 69 5
Telefon:  09341 1561


-------- Weitergeleitete Nachricht -------- 

Betreff: 

Kontaktaufnahme KV Main-Tauber

Datum: 

Fri, 05 Mar 2021 18:07:20 +0100

Von: 

webmaster@gruene-mgh.de

An: 

tuschhoff@gruene-mgh.de



Name: Weber
Vorname: Markus
E-Mail: freiburg@paxchristi.de
Ihre Mitteilung: Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden
--- Fragen zur Landtagswahl 2021 ---

Sehr geehrter Herr Haaf,

Sie wollen sich bei der Wahl im März 2021 in den Landtag von Baden-Württemberg wählen lassen. Wir freuen uns, wenn Sie uns folgende Fragen im Kontext des Artikel 12 der Landesverfassung beantworten: „Die Jugend ist zur Brüderlichkeit aller Menschen und zur Friedensliebe… zu erziehen“!

In Baden-Württemberg wurde die Servicestelle Friedensbildung etabliert, die in den fünf Jahren des Bestehens zu einem bundesweiten Leuchtturmprojekt wurde. Ergänzend dazu ist die Verankerung der Querschnittsaufgabe Friedensbildung insbesondere im Bereich der Lehrer*innenausbildung an Universitäten und Pädagogischen Hochschulen des Landes mittels einer ordentlichen Professur für Friedensbildung bzw. Friedenspädagogik als erste ihrer Art in Deutschland anzustreben.

Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?
Friedensbildung muss immer gefördert werden. Dazu muss man sich anschauen, wie hoch die Mittel jetzt sind und was mit höheren Mitteln darüber hinaus gemacht werden könnte. Sehen Sie es mir nach, dass ich das vom jetzigen Informationsstand aus nicht beurteilen kann.


Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?
Ob eine Professur sinnvoll ist, kann ich nicht beurteilen. Grundsätzlich ja, aber hier wäre auch wieder Punkt 1 zu bedenken.

 


Militärische Werbung bei Minderjährigen widerspricht den Prinzipien der UN- Kinderrechtskonvention und verträgt sich nicht mit Art. 12 der Landesverfassung. Der UN-Ausschuss fordert für die Rechte des Kindes von Deutschland ein Verbot jeder Art von Bundeswehrwerbung bei Minderjährigen (Januar 2014). Die Kinderkommission des Bundestages hat sich dieser Forderung angeschlossen.

Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?
Militärische Werbung hat bei Minderjährigen nichts zu suchen. Sie brauchen ihre Zeit für die Persönlichkeitsbildung, für Gemeinschaft, fürs Lernen und müssen sich auf ihre Abschlüsse vorbereiten.


Der Bundeswehr wird durch das Kultusministerium in einer Kooperationsvereinbarung vom 14. August 2014 ein bevorzugter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt. Besonders problematisch ist es, dass die Jugendoffiziere „über die zur Friedenssicherung möglichen Instrumente der Politik“ in der Schule informieren und insbesondere Kenntnisse „zur globalen Konfliktverhütung und Krisenbewältigung“ vermitteln sollen. Die Vermittlung dieser Kenntnisse sollte allein die Aufgabe der Lehrkräfte sein. Der Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt werden.

Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?
Kein privilegierter Zugang zu Schulen, ja. Das spricht aber nicht dagegen, von Fall zu Fall Bundeswehrangehörige in die Schulen zu holen und über das Berufsbild zu berichten.


Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem
Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?
Kann ich momentan nicht beurteilen, da fehlt mir die Detailkenntnis.


In einigen Regionen von Baden-Württemberg, z.B. am Bodensee, gibt es mehr oder weniger intensive Kooperationen zwischen Schulen und Rüstungsbetrieben. Mit dem Problem, den Blick zu verstellen, dass der Wohlstand der Region auch auf todbringenden Waffen beruht.

Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben?
Kooperation von Rüstungsbetrieben mit Schulen sind problematisch. Im Übrigen Antwort zu Frage 3, zweiter Satz.

Im Auftrag des Bündnisses danke ich Ihnen und grüße Sie herzlich

Markus Weber
Referent für Friedensbildung/pax christi
________________________________________
Erzdiözese Freiburg | Erzbischöfliches Seelsorgeamt | Abteilung IV (Sozialpastoral) | Referat Kirche in Gesellschaft und Politik
Okenstr. 15 | D-79108 Freiburg | Tel. +49 761 5144 269 | markus.weber@seelsorgeamt-freiburg.de | www.ebfr.de | www.freiburg.paxchristi.de
Einverständniserklärung: Ja
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Martin Hahn vom 24.02.2021.msg
Fwd: Ihr Brief vom 24.02.2021

		From

		Friedensregion

		To

		Weber Markus; pfisterer@webstueck.de

		Recipients

		Markus.Weber@seelsorgeamt-freiburg.de; pfisterer@webstueck.de





Wie gewünscht - LG Martina



---------- Forwarded message ---------
Von: <Martin.Hahn@gruene.landtag-bw.de>
Date: Do., 11. März 2021 um 18:51 Uhr
Subject: Ihr Brief vom 24.02.2021
To: <friedensregion.bodensee@gmail.com>








Sehr geehrte Frau Knappert Hiese, Liebe Martina, 



 



Herzlichen Dank für den Brief, den du uns im Namen der Friedensbewegung  gesendet hast. 



Zu Der ersten Frage möchte ich folgendes antworten: 



Friedensbildung ist ein Thema von unverändert hoher Aktualität. In den neuen Bildungsplänen für allgemeinbildende und berufliche Schulen haben wir die Rolle der Friedensbildung gestärkt. 



Die Servicestelle Friedensbildung, die wir inzwischen unter dem Dach der Landeszentrale für politische Bildung (LpB) angesiedelt haben, leistet als zentrale Beratungs-, Informations- und Kontaktstelle für alle Schulen des Landes sowie staatliche, halb- und nicht-staatliche Partner im Bereich der Friedensbildung wertvolle Arbeit. Wir wollen die Servicestelle Friedensbildung in Baden-Württemberg finanziell stärken und personell ausbauen.



Den Vorschlag eine Professur auf den Weg zu bringen, die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung begleitet und fördert, wird in der Fraktion wohlwollend geprüft werden und ich werde mich dafür einsetzen. 



 



Zu Frage :3 



 



Nach Abschaffung der Wehrpflicht ist die Bundeswehr als Freiwilligenarmee grundsätzlich auf Nachwuchswerbung angewiesen. Für eine demokratische und pluralistische Bundeswehr ist es wichtig, wer sich mit welcher Motivation bewirbt. Dafür ist wichtig, wie die Bundeswehr den Diskurs über ihre Aufgaben führt und wie sie um Nachwuchs wirbt. Zudem hat die Nachwuchsgewinnung bei der Bundeswehr ihre gebotenen Grenzen und braucht Leitplanken und Regeln. Sie ist keine Organisation wie jede andere und kann deshalb nicht die gleichen Maßstäbe an die eigene Nachwuchsgewinnung anlegen, wie man sie aus der herkömmlichen Werbung kennt. 



2004 hat Deutschland das Zusatzprotokoll zur UN-Kinderrechtskonvention betreffend die Beteiligung von Kindern an bewaffneten Konflikten ratifiziert. Darin bekennen sich die unterzeichnenden Staaten zur besonderen Schutzwürdigkeit Minderjähriger im Zusammenhang mit gewaltsamen Konflikten. Der Schutz von Kindern vor Gewalt, aber auch die Erziehung zum Frieden sind entscheidende Grundlagen für ein friedliches Zusammenleben heute und in der Zukunft. Deutschland muss bei diesen wichtigen Aufgaben international eine Vorreiterrolle einnehmen und dazu gehört auch Konsequenz bei der eigenen Armee. Diese Konsequenz soll sich nicht nur auf die Praxis der Nachwuchsgewinnung beziehen, sondern auch auf die Außenkommunikation der Bundeswehr. Daher dürfen in der Öffentlichkeitsarbeit und Nachwuchswerbung auch die negativen Aspekte einer Tätigkeit bei der Bundeswehr nicht ausgespart werden. Aus diesen Gründen kann die Bundeswehr nicht mit den gleichen Mitteln der Öffentlichkeitsarbeit und Nachwuchswerbung arbeiten wie etwa ein privates Unternehmen. Ehrlichkeit und Transparenz, Sachlichkeit und Zurückhaltung müssen Leitlinien der Öffentlichkeitsarbeit und Nachwuchswerbung sein. 



Auch die Aufgaben der Bundeswehr setzen der Wahl der Mittel Grenzen. Einseitige Hochglanzbilder im Stil eines Abenteuer-Films und sachfremde Veranstaltungen mit Eventcharakter, wie z.B. Sport- und Musikwettbewerbe, sind nicht im Sinne einer ehrlichen und transparenten Kommunikation nach außen. Der Einsatz von Gewalt – auch wenn es sich um einen legitimen Gewalteinsatz handeln kann – ist niemals ein Anlass zu Jubelgesängen oder ästhetischer Überhöhung. Ganz und gar nicht akzeptabel sind zudem Veranstaltungen, bei denen Minderjährige Zugang zu Schießsimulationen oder Waffen erhalten. Dementsprechend werde ich mich dafür einsetzen. 



 



Zu Frage 5:



 



Im politischen und sozialkundlichen Schulunterricht spielen die Bundeswehr und ihre Aufgaben im Rahmen der Außen- und Sicherheitspolitik früher oder später eine Rolle. Umstritten ist, ob in diesem Kontext auch Besuche von Vertreter*innen der Bundeswehr an Schulen stattfinden sollten. Viele Schüler*innen, Eltern, Lehrkräfte, Friedensorganisationen oder Nicht-Regierungsorganisationen kritisieren, dass eine aktive Rolle der Bundeswehr an der Schule im Widerspruch zum Ziel der Erziehung zum Frieden steht. Diese und andere Bedenken nehme ich sehr ernst. 



Um unausgewogene Settings von vorneherein zu vermeiden, sollte ein Besuch von Bundeswehrvertreter*innen an Schulen aus unserer Sicht keinesfalls einfach „von oben verordnet“ werden, sondern in einem offenen Diskurs mit Schüler*innen, Eltern und Lehrkräften besprochen werden. Die Meinungen der Schüler*innen und Eltern müssen bei der Entscheidung berücksichtigt werden. 



Staatliche Bildungseinrichtungen sind besonders zur Ausgewogenheit verpflichtet und müssen die Meinungsvielfalt respektieren. Auch Bundeswehrvertreter*innen müssen sich an entsprechende Regeln für den Unterricht halten, wenn sie an Schulen auftreten. Hier ist zuallererst der Beutelsbacher Konsens zu nennen, eine Vereinbarung, durch die in den 70er Jahren Grundsätze für die politische Bildung gefasst worden sind. Demnach sollen sich alle Unterrichtsangebote der politischen Bildung an drei Prinzipien orientieren: dem Überwältigungsverbot, dem Gebot der Kontroversität und der Orientierung an den Interessen der Schüler*innen. 



Die ursprüngliche Kooperationsvereinbarung zwischen Bundeswehr und baden-württembergischem Kultusministerium stammte von 2009. Die grün-rote Landesregierung hatte sie 2014 durch eine neue Vereinbarung ersetzt. Darin wird nun stärker herausgestellt, dass die sicherheitspolitische Bildung in den Schulen unter Beteiligung der Jugendoffiziere der Bundeswehr ausgewogen angelegt sein muss. Zudem wurde neu festgelegt, dass die Teilnahme angehender Lehrer*innen an Seminaren der Bundeswehr freiwillig ist. Die aktuell geltende Vereinbarung verstärkt auch den Hinweis auf die Grundsätze des Beutelsbacher Konsenses als anerkannte Grundlage für die politische Bildungsarbeit. Das heißt: Die Jungoffiziere dürfen an den Schulen ausdrücklich nicht für den Dienst in der Bundeswehr werben. Die verantwortlichen Lehrer*innen sind durchgehend anwesend und müssen dafür Sorge tragen, dass der Besuch von Vertreter*innen der Bundeswehr angemessen vor- und nachbereitet wird. 



Die Umsetzung dieser Prinzipien lässt aus unserer Sicht nur die kritische Diskussion als Format zu. Diskussionen mit Bundeswehrangehörigen an Schulen sollten daher gemeinsam mit Vertreter*innen einer zivilgesellschaftlichen Institution stattfinden, um kontroverse Positionen darzustellen. Mit der Servicestelle Friedensbildung, die die grün-geführte Landesregierung 2015 initiiert hat, haben die Schulen hier eine kompetente Anlaufstelle. Die Teilnahme an Veranstaltungen mit Bundeswehrangehörigen muss für Schüler*innen zudem freiwillig sein. 



Garant für die Einhaltung der beschriebenen Rahmenbedingungen sind in erster Linie die Schulen selbst. Bundeswehrangehörige kommen nur auf Einladung an die Schulen. Lehrkräfte sind aufgefordert, auf die ausgewogene Behandlung dieser Thematik zu achten. 



Was für uns Grüne klar ist: Auch zivilgesellschaftliche Akteur*innen und Nichtregierungsorganisationen müssen für eine ganzheitliche friedens- und sicherheitspolitische Aufklärung gleichberechtigten Zugang zu den Schulen haben.



 



Bezüglich Frage 6 liegen weder mir noch der Grünen Fraktion in Stuttgart  keine Informationen zu Kooperationen zwischen Schulen und Rüstungsbetrieben in Baden-Württemberg vor. Grundsätzlich würden ich solche Kooperationen aber kritisch beurteilen.



Ich hoffe, dass ich damit die Fragen umfasend beantworteet habe und möche für den wertvollen Einsatz bei der Friedensregion sehr herzlich danken. . 



 



Mit Besten Grüßen 



Martin 



 



 







 



Martin Hahn MdL
GRÜNE LANDTAGSFRAKTION
Vorsitzender des Ausschusses für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz
Mitglied im Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau
WAHLKREISBÜRO
Owinger Str. 4 | 88662 Überlingen | Tel. 07551-9891192 | Fax 0711-2063-14615 
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Bitte überlegen Sie mit Blick auf unsere Umwelt, ob Sie diese Mail ausdrucken müssen. Vielen Dank! 



Please consider the environment before printing this e-mail. Thank you very much!
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AW: Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden: Unsere Fragen zur Landtagswahl 2021

		From

		thomas.hentschel.wk@gruene.landtag-bw.de

		To

		Weber Markus

		Recipients

		Markus.Weber@seelsorgeamt-freiburg.de



Sehr geehrter Herr Weber, 









im Namen von Herrn Hentschel darf ich Ihnen die Antworten auf die Fragen übermitteln. 









Mit freundlichen Grüßen



i.A. Kai Dondorf




Persönlicher Referent



----------------------------------------------------------------



Thomas Hentschel MdL



Wahlkreisbüro 



Rossistr. 2



76437 Rastatt



Telefon: 07222 / 7871255



Fax: 07222 / 7871257




thomas.hentschel.wk@gruene.landtag-bw.de







  _____  


Von: Weber Markus <Markus.Weber@seelsorgeamt-freiburg.de>
Gesendet: Freitag, 5. März 2021 10:58
An: Hentschel, Thomas (WK)
Betreff: WG: Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden: Unsere Fragen zur Landtagswahl 2021 

 



 



Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden



--- Fragen zur Landtagswahl 2021 ---



 



Sehr geehrter Herr Hentschel,



 



Sie wollen sich bei der Wahl im März 2021 in den Landtag von Baden-Württemberg wählen lassen. Wir freuen uns, wenn Sie uns folgende Fragen im Kontext des Artikel 12 der Landesverfassung beantworten: „Die Jugend ist zur Brüderlichkeit aller Menschen und zur Friedensliebe… zu erziehen“!



 



In Baden-Württemberg wurde die Servicestelle Friedensbildung etabliert, die in den fünf Jahren des Bestehens zu einem bundesweiten Leuchtturmprojekt wurde. Ergänzend dazu ist die Verankerung der Querschnittsaufgabe Friedensbildung insbesondere im Bereich der Lehrer*innenausbildung an Universitäten und Pädagogischen Hochschulen des Landes mittels einer ordentlichen Professur für Friedensbildung bzw. Friedenspädagogik als erste ihrer Art in Deutschland anzustreben.



 



Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?



 



Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?



 



Militärische Werbung bei Minderjährigen widerspricht den Prinzipien der UN- Kinderrechtskonvention und verträgt sich nicht mit Art. 12 der Landesverfassung. Der UN-Ausschuss fordert für die Rechte des Kindes von Deutschland ein Verbot jeder Art von Bundeswehrwerbung bei Minderjährigen (Januar 2014). Die Kinderkommission des Bundestages hat sich dieser Forderung angeschlossen.



 



Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?





Nach Abschaffung der Wehrpflicht ist die Bundeswehr als Freiwilligenarmee grundsätzlich auf Nachwuchswerbung angewiesen. Für eine demokratische und pluralistische Bundeswehr ist es wichtig, wer sich mit welcher Motivation bewirbt. Dafür ist wichtig, wie die Bundeswehr den Diskurs über ihre Aufgaben führt und wie sie um Nachwuchs wirbt. Zudem hat die Nachwuchsgewinnung bei der Bundeswehr ihre gebotenen Grenzen und braucht Leitplanken und Regeln. Sie ist keine Organisation wie


jede andere und kann deshalb nicht die gleichen Maßstäbe an die eigene Nachwuchsgewinnung anlegen, wie man sie aus der herkömmlichen Werbung kennt.
2004 hat Deutschland das Zusatzprotokoll zur UN-Kinderrechtskonvention betreffend die Beteiligung von Kindern an bewaffneten Konflikten ratifiziert. Darin bekennen sich die unterzeichnenden Staaten zur besonderen Schutzwürdigkeit Minderjähriger im Zusammenhang mit gewaltsamen Konflikten. Der Schutz von Kindern vor Gewalt, aber auch die Erziehung zum Frieden sind entscheidende Grundlagen für ein friedliches Zusammenleben heute und in der Zukunft. Deutschland muss bei diesen wichtigen Aufgaben international eine Vorreiterrolle einnehmen und dazu gehört auch Konsequenz bei der eigenen Armee. Diese Konsequenz soll sich nicht nur auf die Praxis der Nachwuchsgewinnung beziehen, sondern auch auf die Außenkommunikation der Bundeswehr. Daher dürfen in der Öffentlichkeitsarbeit und Nachwuchswerbung auch die negativen Aspekte einer Tätigkeit bei der Bundeswehr nicht ausgespart werden. Aus diesen Gründen kann die Bundeswehr nicht mit den gleichen Mitteln der Öffentlichkeitsarbeit und Nachwuchswerbung arbeiten wie etwa ein privates Unternehmen. Ehrlichkeit und Transparenz, Sachlichkeit und Zurückhaltung müssen Leitlinien der Öffentlichkeitsarbeit und Nachwuchswerbung sein.
Auch die Aufgaben der Bundeswehr setzen der Wahl der Mittel Grenzen. Einseitige Hochglanzbilder im Stil eines Abenteuer-Films und sachfremde Veranstaltungen mit Eventcharakter, wie z.B. Sport- und Musikwettbewerbe, sind nicht im Sinne einer ehrlichen und transparenten Kommunikation nach außen. Der Einsatz von Gewalt – auch wenn es sich um einen legitimen Gewalteinsatz handeln kann – ist niemals ein Anlass zu Jubelgesängen oder ästhetischer Überhöhung. Ganz und gar nicht akzeptabel sind zudem Veranstaltungen, bei denen Minderjährige Zugang zu Schießsimulationen oder Waffen erhalten.





 



Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?



 



Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem



Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?








Im politischen und sozialkundlichen Schulunterricht spielen die Bundeswehr und ihre Aufgaben im Rahmen der Außen- und Sicherheitspolitik früher oder später eine Rolle. Umstritten ist, ob in diesem Kontext auch Besuche von Vertreter*innen der Bundeswehr an Schulen stattfinden sollten. Viele Schüler*innen, Eltern, Lehrkräfte, Friedensorganisationen oder Nicht-Regierungsorganisationen kritisieren, dass eine aktive Rolle der Bundeswehr an der Schule im Widerspruch zum Ziel der Erziehung zum Frieden steht. Diese und andere Bedenken nehmen wir sehr ernst.
Um unausgewogene Settings von vorneherein zu vermeiden, sollte ein Besuch von Bundeswehrvertreter*innen an Schulen aus unserer Sicht keinesfalls einfach „von oben verordnet“ werden, sondern in einem offenen Diskurs mit Schüler*innen, Eltern und Lehrkräften besprochen werden. Die Meinungen der Schüler*innen und Eltern müssen bei der Entscheidung berücksichtigt werden.



Staatliche Bildungseinrichtungen sind besonders zur Ausgewogenheit verpflichtet und müssen die Meinungsvielfalt respektieren. Auch Bundeswehrvertreter*innen müssen sich an entsprechende Regeln für den Unterricht halten, wenn sie an Schulen auftreten. Hier ist zuallererst der Beutelsbacher Konsens zu nennen, eine Vereinbarung, durch die in den 70er Jahren Grundsätze für die politische Bildung gefasst worden sind. Demnach sollen sich alle Unterrichtsangebote der politischen Bildung an drei Prinzipien orientieren: dem Überwältigungsverbot, dem Gebot der Kontroversität und der Orientierung an den Interessen der Schüler*innen.Die ursprüngliche Kooperationsvereinbarung zwischen Bundeswehr und baden-württembergischem Kultusministerium stammte von 2009. Die grün-rote Landesregierung hatte sie 2014 durch eine neue Vereinbarung ersetzt. Darin wird nun stärker herausgestellt, dass die sicherheitspolitische Bildung in den Schulen unter Beteiligung der Jugendoffiziere der Bundeswehr ausgewogen angelegt sein muss. Zudem wurde neu festgelegt, dass die Teilnahme angehender Lehrer*innen an Seminaren der Bundeswehr freiwillig ist. Die aktuell geltende Vereinbarung verstärkt auch den Hinweis auf die Grundsätze des Beutelsbacher Konsenses als anerkannte Grundlage für die politische Bildungsarbeit. Das heißt: Die Jungoffiziere dürfen an den Schulen ausdrücklich nicht für den Dienst in der Bundeswehr werben. Die verantwortlichen Lehrer*innen sind durchgehend anwesend und müssen dafür Sorge tragen, dass der Besuch von Vertreter*innen der Bundeswehr angemessen vor- und nachbereitet wird.



Die Umsetzung dieser Prinzipien lässt aus unserer Sicht nur die kritische Diskussion als Format zu. Diskussionen mit Bundeswehrangehörigen an Schulen sollten daher gemeinsam mit Vertreter*innen einer zivilgesellschaftlichen Institution stattfinden, um kontroverse Positionen darzustellen. Mit der Servicestelle Friedensbildung, die die grün-geführte Landesregierung 2015 initiiert hat, haben die Schulen hier eine kompetente Anlaufstelle. Die Teilnahme an Veranstaltungen mit Bundeswehrangehörigen muss für Schüler*innen zudem freiwillig sein.
Garant für die Einhaltung der beschriebenen Rahmenbedingungen sind in erster Linie die Schulen selbst. Bundeswehrangehörige kommen nur auf Einladung an die Schulen. Lehrkräfte sind aufgefordert, auf die ausgewogene Behandlung dieser Thematik zu achten.



Was für uns Grüne klar ist: Auch zivilgesellschaftliche Akteur*innen und Nichtregierungsorganisationen müssen für eine ganzheitliche friedens- und sicherheitspolitische Aufklärung gleichberechtigten Zugang zu den Schulen haben.
Erläuterungen Absender*innen: In einigen Regionen von Baden-Württemberg, z.B. am Bodensee, gibt es mehr oder weniger intensive Kooperationen zwischen Schulen und Rüstungsbetrieben. Mit dem Problem, den Blick











 



Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben?








Uns liegen keine Informationen zu Kooperationen zwischen Schulen und Rüstungsbetrieben in Baden-Württemberg vor. Grundsätzlich würden wir solche Kooperationen aber kritisch beurteilen.



  









Im Auftrag des Bündnisses 







 



danke ich Ihnen und grüße Sie herzlich



 



Markus Weber



Referent für Friedensbildung/pax christi



  _____  
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Re B�ndnis Schulfrei f�r die Bundeswehr  Lernen f�r den Frieden Unsere Fragen zur Landtagswahl 2021.msg
Re: Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden: Unsere Fragen zur Landtagswahl 2021

		From

		Felix Herkens

		To

		Weber Markus

		Recipients

		Markus.Weber@seelsorgeamt-freiburg.de



Sehr geehrter Herr Weber,

vielen Dank für die Nachricht.



Durch meinen, leider schon verstorbenen, Onkel Ulli Thiel, der die Friedensbewegung in Deutschland maßgeblich geprägt hat, bin ich schon früh mit der Bewegung und dem Thema Frieden in Kontakt gekommen. Mir liegt das Thema darum sehr am Herzen! 



Frage 1:

Ja. 

Ich bin froh, dass wir seit 2015 die Servicestelle Friedensbildung in Baden-Württemberg haben. Die Servicestelle leistet eine wichtige Arbeit und sollte darum auch finanziell gestärkt werden, um die Arbeit ausbauen zu können. 



Frage 2:

Ja. 





Frage 3:

Ja. 

Ich lehne militärische Werbung für Minderjährige ab. Ich sehe vor allem die Versuche, durch jugendtypische Formate/ Dokumentationen auf Plattformen wie YouTube/Snapchat/Instagram, junge Menschen zu erreichen als kritisch an, da hier vor allem auch Minderjährige erreicht werden. Diese Formate verharmlosen teilweise den militärischen Dienst und zeigen oftmals nur die „positiven“ Seiten auf. „Negative“ Aspekte, wie die Konfrontation mit den Themen Gewalt und Tod werden dabei wenig oder gar nicht thematisiert.



Frage 4:

Ja. 

Der Leitspruch der Friedensbewegung „Frieden schaffen ohne Waffen“ hat auch heute noch Gültigkeit. Grundsätzlich ist es Aufgabe der dafür geschulten Lehrer*innen die Schüler*innen pädagogisch sinnvoll mit den Themen Frieden, Krieg und Konflikte zu konfrontieren.



Frage 5:

Neutral. 

Ich halte eine Anpassung der Kooperationsvereinbarung für notwendig. Wenn die Bundeswehr die Möglichkeit zur Vorstellung in einer Schule bekommt, sollten Friedensorganisationen die gleiche Möglichkeit bekommen ihren Standpunkt deutlich zu machen. Eine Privilegierung der Bundeswehr lehne ich ab.



Frage 6:

Ja.





Mit freundlichen Grüßen



Felix Herkens









Am 05.03.2021 um 11:22 schrieb Weber Markus <Markus.Weber@seelsorgeamt-freiburg.de>:



 

Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen fürden Frieden

--- Fragen zurLandtagswahl 2021 ---

 

Sehr geehrter Herr Herkens,

 

Sie wollen sich bei der Wahl im März 2021 in den Landtag von Baden-Württemberg wählen lassen. Wir freuen uns, wenn Sie uns folgende Fragen im Kontext des Artikel 12 der Landesverfassung beantworten: „Die Jugend ist zur Brüderlichkeit aller Menschen und zur Friedensliebe… zu erziehen“!

 

In Baden-Württemberg wurde die Servicestelle Friedensbildung etabliert, die in den fünf Jahren des Bestehens zu einem bundesweiten Leuchtturmprojekt wurde. Ergänzenddazu ist die Verankerung der Querschnittsaufgabe Friedensbildung insbesondere imBereich der Lehrer*innenausbildung an Universitäten und Pädagogischen Hochschulen des Landes mittels einer ordentlichen Professur für Friedensbildung bzw. Friedenspädagogik als erste ihrer Art in Deutschland anzustreben.

 

Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die ServicestelleFriedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?

 

Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebrachtwerden soll, die die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?

 

Militärische Werbung bei Minderjährigen widerspricht den Prinzipien der UN- Kinderrechtskonvention und verträgt sich nicht mit Art. 12 der Landesverfassung. Der UN-Ausschuss fordert für die Rechte des Kindes von Deutschland ein Verbot jeder Art vonBundeswehrwerbung bei Minderjährigen (Januar 2014). Die Kinderkommission desBundestages hat sich dieser Forderung angeschlossen.

 

Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbungbei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?

 

Der Bundeswehr wird durch das Kultusministerium in einer Kooperationsvereinbarung vom14. August 2014 ein bevorzugter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildungeingeräumt. Besonders problematisch ist es, dass die Jugendoffiziere „über die zur Friedenssicherung möglichen Instrumente der Politik“ in der Schule informieren undinsbesondere Kenntnisse „zur globalen Konfliktverhütung und Krisenbewältigung“vermitteln sollen. Die Vermittlung dieser Kenntnisse sollte allein die Aufgabe der Lehrkräfte sein. Der Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- undLehrerfortbildung eingeräumt werden.

 

Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?

 

Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarungzwischen dem

Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?

 

In einigen Regionen von Baden-Württemberg, z.B. am Bodensee, gibt es mehr oderweniger intensive Kooperationen zwischen Schulen und Rüstungsbetrieben. Mit demProblem, den Blick zu verstellen, dass der Wohlstand der Region auch auf todbringendenWaffen beruht.

 

Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen undRüstungsbetrieben?

 

 

Im Auftrag des Bündnisses

<image008.jpg>

 

danke ich Ihnen und grüße Sie herzlich

 

Markus Weber



Referent für Friedensbildung/pax christi





  _____  
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Re Kontaktanforderung.msg
Re: Kontaktanforderung

		From

		Yannick Kalupke

		To

		freiburg@paxchristi.de

		Recipients

		freiburg@paxchristi.de



Am 2021-03-04 18:49, schrieb team@yannick-kalupke.de:

 

 	

	



Name: Markus Weber
E-Mail: freiburg@paxchristi.de
Betreff: --- Fragen zur Landtagswahl 2021 ---
Nachricht: Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden
--- Fragen zur Landtagswahl 2021 ---

Sehr geehrter Herr Kalupke,

Sie wollen sich bei der Wahl im März 2021 in den Landtag von Baden-Württemberg wählen lassen. Wir freuen uns, wenn Sie uns folgende Fragen im Kontext des Artikel 12 der Landesverfassung beantworten: „Die Jugend ist zur Brüderlichkeit aller Menschen und zur Friedensliebe... zu erziehen"!

In Baden-Württemberg wurde die Servicestelle Friedensbildung etabliert, die in den fünf Jahren des Bestehens zu einem bundesweiten Leuchtturmprojekt wurde. Ergänzend dazu ist die Verankerung der Querschnittsaufgabe Friedensbildung insbesondere im Bereich der Lehrer*innenausbildung an Universitäten und Pädagogischen Hochschulen des Landes mittels einer ordentlichen Professur für Friedensbildung bzw. Friedenspädagogik als erste ihrer Art in Deutschland anzustreben.

Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?

Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?

Militärische Werbung bei Minderjährigen widerspricht den Prinzipien der UN- Kinderrechtskonvention und verträgt sich nicht mit Art. 12 der Landesverfassung. Der UN-Ausschuss fordert für die Rechte des Kindes von Deutschland ein Verbot jeder Art von Bundeswehrwerbung bei Minderjährigen (Januar 2014). Die Kinderkommission des Bundestages hat sich dieser Forderung angeschlossen.

Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?

Der Bundeswehr wird durch das Kultusministerium in einer Kooperationsvereinbarung vom 14. August 2014 ein bevorzugter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt. Besonders problematisch ist es, dass die Jugendoffiziere „über die zur Friedenssicherung möglichen Instrumente der Politik" in der Schule informieren und insbesondere Kenntnisse „zur globalen Konfliktverhütung und Krisenbewältigung" vermitteln sollen. Die Vermittlung dieser Kenntnisse sollte allein die Aufgabe der Lehrkräfte sein. Der Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt werden.

Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?

Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem
Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?

In einigen Regionen von Baden-Württemberg, z.B. am Bodensee, gibt es mehr oder weniger intensive Kooperationen zwischen Schulen und Rüstungsbetrieben. Mit dem Problem, den Blick zu verstellen, dass der Wohlstand der Region auf todbringenden Waffen beruht.

Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben?

Im Auftrag des Bündnisses danke ich Ihnen und grüße Sie herzlich

Markus Weber
Referent für Friedensbildung/pax christi	



Verantwortlich
Yannick Kalupke, Friedhofstraße, 77866 Rheinau
E-Mail: team@yannick-kalupke.de, Internet: yannick-kalupke.wahl.freie-demokraten.de	



Sehr geehrter Herr Weber, 

gerne Antworte ich auf Ihre Frage. 

Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?

Ja, die Service stelle ist Dreh- und Angelpunkt der Friedensbildung und bedarf mehr Förderung durch öffentliche Mittel. 

Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?

Ja dem Stimme ich zu, eine Professur bringt Mehrwert und hilft noch Effizienter die Projekte voranzutreiben, als es jetzt schon der Fall ist.  

Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?

Ja, Militärische Werbung für Minderjährige ist ein Unding. Weiter setze ich mich dafür ein, dass ein Eintritt in das Militär erst ab 18 Jahren stattfinden kann. Derzeit liegt nämlich die Grenze bei 17 Jahren mit Einverständnis der Eltern.  

Der Bundeswehr wird durch das Kultusministerium in einer Kooperationsvereinbarung vom 14. August 2014 ein bevorzugter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt. Besonders problematisch ist es, dass die Jugendoffiziere „über die zur Friedenssicherung möglichen Instrumente der Politik" in der Schule informieren und insbesondere Kenntnisse „zur globalen Konfliktverhütung und Krisenbewältigung" vermitteln sollen. Die Vermittlung dieser Kenntnisse sollte allein die Aufgabe der Lehrkräfte sein. Der Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt werden.

Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?

Ich teile diese Meinung, dafür muss man aber die Lehrkräfte dementsprechend weiterbilden. 

Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem
Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?

Ich werde mich dafür stark machen, jedoch sollte man trotzdem genug über die Bundeswehr informieren, diese Aufgabe müssen dann die Lehrkräfte in die Hand nehmen, nach Ihrer Fortbildung über dieses Thema.

In einigen Regionen von Baden-Württemberg, z.B. am Bodensee, gibt es mehr oder weniger intensive Kooperationen zwischen Schulen und Rüstungsbetrieben. Mit dem Problem, den Blick zu verstellen, dass der Wohlstand der Region auf todbringenden Waffen beruht.

Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben?

Ich sehe die Rüstungsindustrie natürlich als Wohlstandbringer in dieser Region, jedoch empfinde ich eine Kooperation von Schule und Rüstungsbetrieb zu viel des Guten. Auf Berufsinfomessen sehe ich dies aber weitestgehend normal an, auch bei diesen Firmen muss es Arbeiter geben. 

-- 


Mit Freundlichen Grüßen 

Yannick Kalupke 
Landtagskandidat der FDP im WK 52 Kehl 
Tel: 01626138961
E-Mail:team@yannick-kalupke.de
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Norbert Knopf <norbertknopf10@gmail.com>


Fragen zur Friedensbildung in BaWü
2 Nachrichten


Stephan Brües <Stephan.Bruees@gmx.de> 23. Februar 2021 um 11:31
An: norbertknopf10@gmail.com


Sehr geehrter Herr Knopf,


ich wohne in Wiesloch und damit in dem Wahlkreis, in dem Sie für die Landestagswahl von Baden-Württemberg am 14. März
kandidieren.


Im Bündnis "Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden" engagieren sich mehrere Organisationen, darunter auch die
Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK), in der ich mich schon seit vielen Jahrzehnten
engagiere. Das Ziel ist, die Friedensbildung zu fördern und die Landesregierung davon zu überzeugen, die
Kooperationsvereinbarung mit der Bundeswehr zu kündigen.


Das Bündnis hat die folgenden sechs Fragen formuliert, die gut geeignet sind, sie den Kandidierenden vorzulegen. Die DFG-VK
MA-LU hat sie den Kandidierenden von CDU, FDP, Grünen, Linken und SPD geschickt und um Antwort gebeten. Die Antworten
werden auf dieser Internetseite veröffentlicht werden.


Insofern freue ich mich, wenn Sie mir bis zum 2. März 2021 folgende Fragen im Kontext des Artikel 12 der Landesverfassung
beantworten: „Die Jugend ist zur Brüderlichkeit aller Menschen und zur Friedensliebe… zu erziehen“!


In Baden-Württemberg wurde die Servicestelle Friedensbildung etabliert, die in den fünf Jahren des Bestehens zu einem
bundesweiten Leuchtturmprojekt wurde. Ergänzend dazu ist die Verankerung der Querschnittsaufgabe Friedensbildung
insbesondere im Bereich der Lehrer*innenausbildung an Universitäten und Pädagogischen Hochschulen des Landes mittels einer
ordentlichen Professur für Friedensbildung bzw. Friedenspädagogik als erste ihrer Art in Deutschland anzustreben.


Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode
deutlich ausgebaut werden?


Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und den
Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?


 


Militärische Werbung bei Minderjährigen widerspricht den Prinzipien der UN-Kinderrechtskonvention und verträgt sich nicht mit Art.
12 der Landesverfassung. Der UN-Ausschuss fordert für die Rechte des Kindes von Deutschland ein Verbot jeder Art von
Bundeswehrwerbung bei Minderjährigen (Januar 2014). Die Kinderkommission des Bundestages hat sich dieser Forderung
angeschlossen.


Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?


 


Der Bundeswehr wird durch das Kultusministerium in einer Kooperationsvereinbarung vom 14. August 2014 ein bevorzugter
Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt. Besonders problematisch ist es, dass die Jugendoffiziere „über
die zur Friedenssicherung möglichen Instrumente der Politik“ in der Schule informieren und insbesondere Kenntnisse „zur globalen
Konfliktverhütung und Krisenbewältigung“ vermitteln sollen. Die Vermittlung dieser Kenntnisse sollte allein die Aufgabe der
Lehrkräfte sein. Der Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt werden.


Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?


Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem Kultusministerium und der Bundeswehr
einsetzen?


 


In einigen Regionen von Baden-Württemberg, z.B. am Bodensee, gibt es mehr oder weniger intensive Kooperationen zwischen
Schulen und Rüstungsbetrieben. Mit dem Problem, den Blick zu verstellen, dass der Wohlstand der Region auf todbringenden
Waffen beruht.


Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben?
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Ich würde mich sehr freuen, wenn Sie hier Stellung beziehen würden.
 
Mit freundlichen Grüßen
 
Stephan Brües
 
-----------------
Stephan Brües 
freier Wissenschaftsredakteur 
Sofienstr. 7, 69168 Wiesloch 
Tel.: 06222/5810062; Mobil: 0174/9011918 
e-mail: stephan.bruees@gmx.de 
www.redservice-wiesloch.de 
IBAN: DE 10830944950003138356, BIC: GENO DE F1 ETK


Norbert Knopf <norbertknopf10@gmail.com> 7. März 2021 um 21:32
An: Stephan Brües <Stephan.Bruees@gmx.de>


Sehr geehrter Herr Brües,


entschuldigen Sie, dass ich erst jetzt antworte, aber die Flut der Anfragen hat mich einfach überrannt.


Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten
Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?


Ja, ich werde mich dafür einsetzen, dass die Mittel ausgebaut werden.


Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung
und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?


Ja, ich bin dafür, dass auf dem Gebiet der Friedensbildung geforscht wird. Dazu kann eine Professur beitragen.


Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren
einsetzen?   


Bedingt. Militärische Werbung ist abzulehnen. Aufklärung über die Arbeit der Bundeswehr, aber auch anderer
Organisationen z.B. Katastrophenschutz sollte in den Schulalltag integriert werden.


Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?


Bedingt. Die Bundeswehr ist Teil der Gesellschaft. Die Schule sollte ein Lernraum für das spätere Leben sein. Dazu
gehört für mich, dass Schüler auch mit anderen Organisationen in Kontakt kommen. Dies nur Lehrkräften zu überlassen
halte ich für nicht zielführend. Eine kritische Auseinandersetzung erfordert eher mehr Begegnungen. Lehrkräfte sollten
dies kritisch begleiten und umfassend ausgebildet sein.


Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem Kultusministerium und der
Bundeswehr einsetzen?


Bedingt, ich bin für einen Ausbau von Kooperationen mit anderen Vereinigungen, um mehr Begegnung zu ermöglichen.
Schüler sollen mit vielen Organisationen in Kontakt kommen und lernen mit Werbung umzugehen und kritisch die
Botschaften zu verarbeiten. Die Schule sollte diese Lernerfahrung anbieten und begleiten. Klar ist aber auch, dass es
keinerlei gewaltverherrlichenden Angebote geben darf. Daher sind alle Kooperationen regelmäßig zu überprüfen, ob sie
dem Zweck der Information genügen, oder nur einseitig informieren.


Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben?


Ich sehe hier ein generelles Problem. Kooperationen werden oft geschlossen, um mehr Mittel für die Schule zu
generieren. Firmen und Institutionen nutzen dies aus, um für sich zu werben. Werbung in Schulen ist somit ein generelles
Problem. Wir müssen Schulen so ausstatten, dass ein "Hilfsangebot" von Firmen nicht notwendig ist. Sei es nun um früh
auf eine Automarke zu prägen oder Verständnis für Rüstungsproduktion zu entwickeln. Daher brauchen wir eine
Kommission die solche Kooperationen prüft. Wichtig wäre dabei, dass eine länderspezifische Kommission ein
Bundesweites Verbot aussprechen darf. Wir haben bisher nur eine Kommission, die auf Landesebene tätig und zuständig
ist. 


https://avdlswr-a.akamaihd.net/swr/swr2/wissen/sendungen/wissen/swr2-wissen-aula-20201122werbung-im-
schulunterricht-wie-unternehmen-die-schule-beeinflussen.m.mp3  



https://www.google.com/maps/search/Sofienstr.+7,+69168+Wiesloch?entry=gmail&source=g
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http://www.redservice-wiesloch.de/

https://avdlswr-a.akamaihd.net/swr/swr2/wissen/sendungen/wissen/swr2-wissen-aula-20201122werbung-im-schulunterricht-wie-unternehmen-die-schule-beeinflussen.m.mp3
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Das Ziel der Landesverfassung zur Friedensliebe zu erziehen teile ich voll und ganz. Wir sollten jedoch die Schulen nicht
abschotten, sondern neue Lernerfahrungen zulassen. Ich glaube, dass die Schüler dies am besten können, wenn es
unter der Regie von ausgebildeten Pädagogen geschieht. Alternativ ist heute über viele Medien genug Infomüll zu
beziehen. Die Aufgabe der Zukunft wird sein unsere Kinder das Wissen beizubringen, was eine verlässliche Infoquelle ist
und was eine tendenziöse.


Freundliche Grüße
Norbert Knopf
Landtagskandidat Bündnis 90/Die Grünen Wahlkreis Wiesloch
www.norbert-knopf.de 


[Zitierter Text ausgeblendet]



http://www.norbert-knopf.de/
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Ihre Mail

		From

		Thorsten Dr. Krings

		To

		Weber Markus

		Recipients

		Markus.Weber@seelsorgeamt-freiburg.de



Sehr geehrter Herr Weber,

vielen Dank für Ihre Mail. Ich denke, dass es eine große Errungenschaft deutscher Nachkriegspolitik ist, dass die Bundesrepublik bei militärischen Einsätzen sehr zurückhaltend ist. Dennoch kann man durch Handeln wie durch Nichthandeln moralisch schuldig werden. Es gibt auch Situationen, in denen Frieden nur durch eine Position der Stärke zu erreichen ist. Im Sinne einer Verantwortungsethik halte ich es daher für notwendig, dass wir Streitkräfte haben und diese auch verantwortungsbewusst einsetzen. Dies finde ich in der aktuellen Politik der Bundesrepublik auch wieder und ich unterstütze die Auslandseinsätze der Bundeswehr ausdrücklich. Auch stehe ich hinter der Bundeswehr als Parlamentsarmee. Ich finde es vor allem vor dem Hintergrund der Aussetzung der Wehrpflicht legitim, dass die Bundeswehr an Schulen auftritt.

Mit freundlichen Grüßen     




-- 


Prof. Dr. Thorsten Krings

Stadtrat (FDP)

Stellvertretender Bürgermeister 

Ravensburgstr. 30

69168 Wiesloch



-- 


Prof. Dr. Thorsten Krings

Stadtrat (FDP)

Stellvertretender Bürgermeister 

Ravensburgstr. 30

69168 Wiesloch
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Sehr geehrter Herr Weber, vielen Dank für Ihre Anfrage und Ihr Interesse. DIE LINKE ist seit je her eine Friedens-, Antikriegs- und Abrüstungspartei, daher freut mich Ihre Anfrage besonders . Nachfolgend finden Sie meine Antworten zu den von Ihnen gestellten Fragen: Antwort 1: Selbstverständlich. DIE LINKE ist bisher die einzige konsequente Friedenspartei und stellt sich im Bundestag und in den Landesparlamenten stets gegen weitere Rüstungsexporte und Kriegstreiberei. Daher ist es für uns auch ein Herzensanliegen Projekte und Angebote zur Friedensbildung und Sicherung zu unterstützen. Ich und meine gesamte Fraktion werden uns daher aktiv dafür einsetzen die Mittel der Servicestelle auszubauen und weitere Ausgaben für Rüstung zu kürzen. Antwort 2: Absolut. Gerade im Hinblick auf die weiteren Fragen, ist es unabdingbar, dass diese Professur geschaffen wird, um Lehrer*innen vernünftig zu schulen, für das Thema zu sensibilisieren und eine qualitativ hochwertige Aufklärung auch an Schulen gewährleisten zu können. Gerade bezogen auf die Besonderheiten der Region ist es auch wichtig Alternativen zur Rüstungsindustrie aufzuzeigen und die Werte von Frieden und Brüderlichkeit zu stärken. Antwort 3: JA. Aus meiner eigenen Erfahrung weiß ich, wie einseitig die „Werbung“ der Bundeswehr an Schulen sein kann. Dieser verharmlost oft die Gefahren von Kriegseinsätzen und spricht diese nur kurz an. Es wird deutlich mehr über die Vorteile der Bundeswehr als über die Nachteile gesprochen, dies kann nicht als objektive Informierung von Schüler*innen betrachtet werden. Wie von Ihnen gefordert, muss dies Aufgabe des Lehrkörpers sein als unabhängige und neutrale Instanz. Wir können nicht erwarten, dass die Bundeswehr als Arbeitgeber objektiv berichtet und informiert. Um diese einseitige Informierung von Minderjährigen zu vermeiden, werden meine Fraktion und ich uns für einen sofortigen Stopp der militärischen Werbung an Schulen aussprechen. Antwort 4: Wie oben bereits angesprochen, teilt DIE LINKE und teile ich diese Auffassung vollkommen. Lehrkräfte, welche auch im Vorfeld in den Themen Friedenssicherung und Aufklärung geschult und ausgebildet werden, bieten deutlich bessere Chancen auf eine unabhängige Aufklärung der Schüler*innen. Hier ist es vor allem wichtig, landesweit Möglichkeiten zu Fortbildungen auch für bereits beschäftigte Lehrkräfte zu schaffen, da nicht jede/r Lehrer*in in diesen Bereichen ausreichend Kenntnisse besitzt, um die benötigten Informationen kindgerecht zu vermitteln. Antwort 5: JA. Wie bereits angesprochen ist DIE LINKE eine Friedens- und Abrüstungspartei. Dies greift bereits in den Schulen und in der frühkindlichen Bildung. Wenn der Friedensgedanke erst bei der Rüstungsindustrie und bei Kriegseinsätzen der Bundeswehr einsetzt, ist es schon zu spät. Wir müssen Kinder und Jugendliche früh über die verschiedenen Möglichkeiten informieren und brüderliches und friedliebendes Gedankengut fördern. Die Beendigung der Kooperationsvereinbarung ist hier der erste und einer der wichtigsten Schritte. Antwort 6: Auch diese Kritik teile ich komplett. Wie bei der Bundeswehr kann auch bei der Rüstungsindustrie nicht von einer objektiven Informierung der Kinder und Jugendlichen ausgegangen werden. Gerade in Schulen sollen Informationen neutral und kindgerecht dargelegt werden, was hier nicht der Fall ist. Daher lehnt DIE LINKE auch diese Kooperationen sowie alle Mittel zur Verharmlosung von Rüstungsgütern und deren Verwendungsgebieten klar und deutlich ab. Wir setzten uns weiterhin dafür ein, den Irrglauben zu beseitigen, dass die Rüstungsindustrie einer der großen Garanten für Arbeit und Wohlstand ist. Wenngleich es in manchen Regionen heute so scheint, so ist ein umdenken und eine Umstrukturierung der Regionen nicht nur angebracht, sondern bitter nötig. Tag täglich sterben Menschen durch deutsche Waffen und dies auch noch als notwendig zum Erhalt der Arbeitsplätze und des Wirtschaftsstandorts Baden-Württemberg zu bezeichnen ist sowohl zynisch als auch Menschenverachtend. Gerne stehe ich Ihnen für weitere Rückfragen hier, per mail unter robert.kuhlmann@linke-bw.de oder auch in einem digital-persönlichen Gespräch gerne zur Verfügung. Als letztes würde ich gerne eine private Frage (nicht in meiner Rolle als Kandidat) an Sie richten. Ich habe mich auf Ihrer Website umgesehen und dort bereits einige wichtige Informationen finden können. Da ich Ihre Ziele jedoch sehr erstrebenswert finde und auch nach der Wahl und außerhalb des Parlamentes gerne unterstützen würde, würde ich gerne Fragen in wie weit eine aktive Unterstützung möglich ist.

Robert Kuhlmann, Die Linke	



[bookmark: _GoBack]Ich kann alle Fragen nur bejahen. Auch wenn ich ehrlich gestehen muss das ich nicht weiß wie viel Mittel ihnen zur Verfügung stehen, denoch muss man in Friedensprojekte im allgemeinen mehr investieren. Schon bei der letzten Kommunalwahl hatte ich die Forderung das die Bundeswehr aus den Schulen verschwinden muss und daran hat sich nichts geändert.
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AW: Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden: Unsere Fragen zur Landtagswahl 2021

		From

		ute.leidig@gruene.landtag-bw.de

		To

		Weber Markus

		Recipients

		Markus.Weber@seelsorgeamt-freiburg.de



Sehr geehrter Herr Weber,



vielen Dank für Ihr Interesse und Ihre Fragen zur Landtagswahl. Da die Fragen nicht in meine Fachgebiete innerhalb der grünen Landtagsfraktion fallen, muss ich mich über die rechtlichen Grundlagen und die Hebel, an denen der Landtag bzw. eine Landesregierung ansetzen könnte, erst informieren. Das betrifft zum Beispiel die Kooperationsvereinbarung mit der Bundeswehr. Eine Einarbeitung in das Thema und damit eine Beantwortung der Fragen ist in den wenigen Tagen bis zur Landtagswahl nicht leistbar. 



Gerne beantworte ich Ihre Fragen zur Servicestelle Friedensbildung, auf die auch unser Landtagswahlprogramms Bezug nimmt. 



 



Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?



Ja! Ich bin froh, dass die Grünen Delegierten die Forderung nach personellem Ausbau und verstärkter finanzieller Förderung der Servicestelle Frieden in unser Landtagswahlprogramm übernommen haben, und werde mich für die Umsetzung  einsetzen. Die Servicestelle leistet wertvolle Arbeit bei den Themen Gewaltprävention und zivile Konfliktlösungen. Sie stellt Unterrichtsmaterial für die Schulen bereit, führt Workshops mit Schüler*innen durch, ergänzt die Aus- und Weiterbildung der Lehrkräfte und begleitet inzwischen die ersten vier "Modellschulen Friedensbildung", die an ihren Schulen eine "Kultur des Friedens" aufbauen wollen. Der grünen Landtagsfraktion war es daher schon in den letzten Jahren ein Anliegen, die personellen und finanziellen Ressourcen der Servicestelle aufzustocken. Das ist uns noch nicht in dem Ausmaß gelungen, das wir uns gewünscht haben. Die neue Legislaturperiode bietet hier neue Chancen.



 



Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?



Eine Lehrstuhl für Friedensbildung an einer unserer Pädagogischen Hochschulen könnte dazu beitragen, zukünftige Lehrkräfte bereits in der Ausbildung für das Thema zu sensibilisieren, und um die Didaktik der gewaltfreien Konfliktlösung weiter zu entwickeln. Wichtig ist uns das bewährte Verfahren: Die Einrichtung von ordentlichen Professuren geschieht in Einvernehmen mit den jeweiligen Hochschulen. 



 



Mit freundlichen Grüßen



Ute Leidig



 



 



Von: Weber Markus <Markus.Weber@seelsorgeamt-freiburg.de> 
Gesendet: Freitag, 5. März 2021 12:26
An: Leidig, Dr. Ute <ute.leidig@gruene.landtag-bw.de>
Betreff: WG: Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden: Unsere Fragen zur Landtagswahl 2021



 



 



 



Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden



--- Fragen zur Landtagswahl 2021 ---



 



Sehr geehrte Frau Leidig,



 



Sie wollen sich bei der Wahl im März 2021 in den Landtag von Baden-Württemberg wählen lassen. Wir freuen uns, wenn Sie uns folgende Fragen im Kontext des Artikel 12 der Landesverfassung beantworten: „Die Jugend ist zur Brüderlichkeit aller Menschen und zur Friedensliebe… zu erziehen“!



 



In Baden-Württemberg wurde die Servicestelle Friedensbildung etabliert, die in den fünf Jahren des Bestehens zu einem bundesweiten Leuchtturmprojekt wurde. Ergänzend dazu ist die Verankerung der Querschnittsaufgabe Friedensbildung insbesondere im Bereich der Lehrer*innenausbildung an Universitäten und Pädagogischen Hochschulen des Landes mittels einer ordentlichen Professur für Friedensbildung bzw. Friedenspädagogik als erste ihrer Art in Deutschland anzustreben.



 



Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?



 



Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?



 



Militärische Werbung bei Minderjährigen widerspricht den Prinzipien der UN- Kinderrechtskonvention und verträgt sich nicht mit Art. 12 der Landesverfassung. Der UN-Ausschuss fordert für die Rechte des Kindes von Deutschland ein Verbot jeder Art von Bundeswehrwerbung bei Minderjährigen (Januar 2014). Die Kinderkommission des Bundestages hat sich dieser Forderung angeschlossen.



 



Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?



 



Der Bundeswehr wird durch das Kultusministerium in einer Kooperationsvereinbarung vom 14. August 2014 ein bevorzugter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt. Besonders problematisch ist es, dass die Jugendoffiziere „über die zur Friedenssicherung möglichen Instrumente der Politik“ in der Schule informieren und insbesondere Kenntnisse „zur globalen Konfliktverhütung und Krisenbewältigung“ vermitteln sollen. Die Vermittlung dieser Kenntnisse sollte allein die Aufgabe der Lehrkräfte sein. Der Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt werden.



 



Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?



 



Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem



Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?



 



In einigen Regionen von Baden-Württemberg, z.B. am Bodensee, gibt es mehr oder weniger intensive Kooperationen zwischen Schulen und Rüstungsbetrieben. Mit dem Problem, den Blick zu verstellen, dass der Wohlstand der Region auch auf todbringenden Waffen beruht.



 



Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben?



 



 



Im Auftrag des Bündnisses 







 



danke ich Ihnen und grüße Sie herzlich



 



Markus Weber



Referent für Friedensbildung/pax christi



  _____  
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Guten Tag Herr Weber,



Gesendet von Patrik Warren Mahlke: 5. März um 11:59

ich gehe wie folgt auf Ihre Fragen ein. Frage 1: leider ist mir eine Antwort nicht möglich, da mir spontan Zahlen fehlen. Grudsätzlich sind Unterstützungen hier auch finanziell zu bergüßen. Frage 2: Ich stimme dem zu. Frage 3:Das sehe ich differenziert.Grundsätzlich stimme ich Ihnen zu. Allerdings ist die Frage was unter militärische Werbung zu verstehen ist. Die Bundeswehr als Arbeitgeber soll die Möglichkeit haben auch Ausbildungsplätze für 16 jährige anzubieten. Frage 4: Nein, die teile ich so ncht. Frage 5. Nein Frage 6: Nein
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Marwein.msg
AW: Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr - Lernen für den Frieden: Unsere Fragen zur Landtagswahl 2021

		From

		Thomas.Marwein@gruene.landtag-bw.de

		To

		Weber Markus

		Recipients

		Markus.Weber@seelsorgeamt-freiburg.de



Sehr geehrter Herr Weber,








vielen Dank für Ihre Fragen, die ich gerne wie folgt beantworte:













Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der
nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?

Friedensbildung ist ein Thema von unverändert hoher Aktualität. In den neuen Bildungsplänen
für allgemeinbildende und berufliche Schulen haben wir die Rolle der Friedensbildung gestärkt.
Die Servicestelle Friedensbildung, die wir inzwischen unter dem Dach der Landeszentrale für politische
Bildung (LpB) angesiedelt haben, leistet als zentrale Beratungs-, Informations- und Kontaktstelle für alle
Schulen des Landes sowie staatliche, halb- und nicht-staatliche Partner im Bereich der Friedensbildung
wertvolle Arbeit. Wir wollen die Servicestelle Friedensbildung in Baden-Württemberg finanziell stärken
und personell ausbauen.


Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die
Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?

Diesen Vorschlag werden wir wohlwollend prüfen.


Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?

Nach Abschaffung der Wehrpflicht ist die Bundeswehr als Freiwilligenarmee grundsätzlich auf
Nachwuchswerbung angewiesen. Für eine demokratische und pluralistische Bundeswehr ist es wichtig,
wer sich mit welcher Motivation bewirbt. Dafür ist wichtig, wie die Bundeswehr den Diskurs über ihre
Aufgaben führt und wie sie um Nachwuchs wirbt. Zudem hat die Nachwuchsgewinnung bei der
Bundeswehr ihre gebotenen Grenzen und braucht Leitplanken und Regeln. Sie ist keine Organisation wie
jede andere und kann deshalb nicht die gleichen Maßstäbe an die eigene Nachwuchsgewinnung anlegen,
wie man sie aus der herkömmlichen Werbung kennt.

2004 hat Deutschland das Zusatzprotokoll zur UN-Kinderrechtskonvention betreffend die Beteiligung von
Kindern an bewaffneten Konflikten ratifiziert. Darin bekennen sich die unterzeichnenden Staaten zur
besonderen Schutzwürdigkeit Minderjähriger im Zusammenhang mit gewaltsamen Konflikten. Der Schutz
von Kindern vor Gewalt, aber auch die Erziehung zum Frieden sind entscheidende Grundlagen für ein
friedliches Zusammenleben heute und in der Zukunft. Deutschland muss bei diesen wichtigen Aufgaben
international eine Vorreiterrolle einnehmen und dazu gehört auch Konsequenz bei der eigenen Armee.
Diese Konsequenz soll sich nicht nur auf die Praxis der Nachwuchsgewinnung beziehen, sondern auch auf
die Außenkommunikation der Bundeswehr. Daher dürfen in der Öffentlichkeitsarbeit und
Nachwuchswerbung auch die negativen Aspekte einer Tätigkeit bei der Bundeswehr nicht ausgespart
werden. Aus diesen Gründen kann die Bundeswehr nicht mit den gleichen Mitteln der
Öffentlichkeitsarbeit und Nachwuchswerbung arbeiten wie etwa ein privates Unternehmen. Ehrlichkeit
und Transparenz, Sachlichkeit und Zurückhaltung müssen Leitlinien der Öffentlichkeitsarbeit und
Nachwuchswerbung sein.

Auch die Aufgaben der Bundeswehr setzen der Wahl der Mittel Grenzen. Einseitige Hochglanzbilder im
Stil eines Abenteuer-Films und sachfremde Veranstaltungen mit Eventcharakter, wie z.B. Sport- und
Musikwettbewerbe, sind nicht im Sinne einer ehrlichen und transparenten Kommunikation nach außen.
Der Einsatz von Gewalt – auch wenn es sich um einen legitimen Gewalteinsatz handeln kann – ist
niemals ein Anlass zu Jubelgesängen oder ästhetischer Überhöhung. Ganz und gar nicht akzeptabel sind
zudem Veranstaltungen, bei denen Minderjährige Zugang zu Schießsimulationen oder Waffen erhalten.


Frage 4: Teilen Sie diese Meinung? & Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?

Im politischen und sozialkundlichen Schulunterricht spielen die Bundeswehr und ihre Aufgaben
im Rahmen der Außen- und Sicherheitspolitik früher oder später eine Rolle. Umstritten ist, ob in diesem
Kontext auch Besuche von Vertreter*innen der Bundeswehr an Schulen stattfinden sollten. Viele
Schüler*innen, Eltern, Lehrkräfte, Friedensorganisationen oder Nicht-Regierungsorganisationen
kritisieren, dass eine aktive Rolle der Bundeswehr an der Schule im Widerspruch zum Ziel der Erziehung
zum Frieden steht. Diese und andere Bedenken nehmen wir sehr ernst.

Um unausgewogene Settings von vorneherein zu vermeiden, sollte ein Besuch von
Bundeswehrvertreter*innen an Schulen aus unserer Sicht keinesfalls einfach „von oben verordnet“
werden, sondern in einem offenen Diskurs mit Schüler*innen, Eltern und Lehrkräften besprochen werden.
Die Meinungen der Schüler*innen und Eltern müssen bei der Entscheidung berücksichtigt werden.
Staatliche Bildungseinrichtungen sind besonders zur Ausgewogenheit verpflichtet und müssen die
Meinungsvielfalt respektieren. Auch Bundeswehrvertreter*innen müssen sich an entsprechende Regeln
für den Unterricht halten, wenn sie an Schulen auftreten. Hier ist zuallererst der Beutelsbacher Konsens
zu nennen, eine Vereinbarung, durch die in den 70er Jahren Grundsätze für die politische Bildung gefasst
worden sind. Demnach sollen sich alle Unterrichtsangebote der politischen Bildung an drei Prinzipien
orientieren: dem Überwältigungsverbot, dem Gebot der Kontroversität und der Orientierung an den
Interessen der Schüler*innen.

Die ursprüngliche Kooperationsvereinbarung zwischen Bundeswehr und baden-württembergischem
Kultusministerium stammte von 2009. Die grün-rote Landesregierung hatte sie 2014 durch eine neue
Vereinbarung ersetzt. Darin wird nun stärker herausgestellt, dass die sicherheitspolitische Bildung in den
Schulen unter Beteiligung der Jugendoffiziere der Bundeswehr ausgewogen angelegt sein muss. Zudem
wurde neu festgelegt, dass die Teilnahme angehender Lehrer*innen an Seminaren der Bundeswehr
freiwillig ist. Die aktuell geltende Vereinbarung verstärkt auch den Hinweis auf die Grundsätze des
Beutelsbacher Konsenses als anerkannte Grundlage für die politische Bildungsarbeit. Das heißt: Die
Jungoffiziere dürfen an den Schulen ausdrücklich nicht für den Dienst in der Bundeswehr werben. Die
verantwortlichen Lehrer*innen sind durchgehend anwesend und müssen dafür Sorge tragen, dass der
Besuch von Vertreter*innen der Bundeswehr angemessen vor- und nachbereitet wird.

Die Umsetzung dieser Prinzipien lässt aus unserer Sicht nur die kritische Diskussion als Format zu.
Diskussionen mit Bundeswehrangehörigen an Schulen sollten daher gemeinsam mit Vertreter*innen einer
zivilgesellschaftlichen Institution stattfinden, um kontroverse Positionen darzustellen. Mit der
Servicestelle Friedensbildung, die die grün-geführte Landesregierung 2015 initiiert hat, haben die
Schulen hier eine kompetente Anlaufstelle. Die Teilnahme an Veranstaltungen mit
Bundeswehrangehörigen muss für Schüler*innen zudem freiwillig sein.

Garant für die Einhaltung der beschriebenen Rahmenbedingungen sind in erster Linie die Schulen selbst.
Bundeswehrangehörige kommen nur auf Einladung an die Schulen. Lehrkräfte sind aufgefordert, auf die
ausgewogene Behandlung dieser Thematik zu achten.

Was für uns Grüne klar ist: Auch zivilgesellschaftliche Akteur*innen und Nichtregierungsorganisationen
müssen für eine ganzheitliche friedens- und sicherheitspolitische Aufklärung gleichberechtigten Zugang
zu den Schulen haben.


Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben?

Uns liegen keine Informationen zu Kooperationen zwischen Schulen und Rüstungsbetrieben in Baden-Württemberg vor. Grundsätzlich würden wir solche Kooperationen aber kritisch beurteilen.


Ich wünsche Ihnen ein schönes Wochenende.



Mit freundlichen Grüßen

Thomas Marwein










Thomas Marwein, MdL
Fraktion GRÜNE




Lärmschutzbeauftragter der Landesregierung

Mitglied im Verkehrs-, Umwelt- und Wissenschaftsausschuss

Landtag von Baden-Württemberg
Konrad-Adenauer-Str. 12
70173 Stuttgart
Tel. +49 (711) 2063 - 647
Thomas.Marwein@gruene.landtag-bw.de
www.thomas-marwein.de





  _____  


Von: Chantal Kopf <wahlkreis2@thomas-marwein.de>
Gesendet: Freitag, 12. März 2021 09:27
An: Marwein, Thomas
Betreff: WG: Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr - Lernen für den Frieden: Unsere Fragen zur Landtagswahl 2021 

 



 



 



Von: Weber Markus [mailto:Markus.Weber@seelsorgeamt-freiburg.de] 
Gesendet: Donnerstag, 4. März 2021 18:12
An: wahlkreis@thomas-marwein.de
Betreff: WG: Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden: Unsere Fragen zur Landtagswahl 2021



 



 



 



Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden



--- Fragen zur Landtagswahl 2021 ---



 



Sehr geehrter Herr Marwein,



 



Sie wollen sich bei der Wahl im März 2021 in den Landtag von Baden-Württemberg wählen lassen. Wir freuen uns, wenn Sie uns folgende Fragen im Kontext des Artikel 12 der Landesverfassung beantworten: „Die Jugend ist zur Brüderlichkeit aller Menschen und zur Friedensliebe… zu erziehen“!



 



In Baden-Württemberg wurde die Servicestelle Friedensbildung etabliert, die in den fünf Jahren des Bestehens zu einem bundesweiten Leuchtturmprojekt wurde. Ergänzend dazu ist die Verankerung der Querschnittsaufgabe Friedensbildung insbesondere im Bereich der Lehrer*innenausbildung an Universitäten und Pädagogischen Hochschulen des Landes mittels einer ordentlichen Professur für Friedensbildung bzw. Friedenspädagogik als erste ihrer Art in Deutschland anzustreben.



 



Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?



 



Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?



 



Militärische Werbung bei Minderjährigen widerspricht den Prinzipien der UN- Kinderrechtskonvention und verträgt sich nicht mit Art. 12 der Landesverfassung. Der UN-Ausschuss fordert für die Rechte des Kindes von Deutschland ein Verbot jeder Art von Bundeswehrwerbung bei Minderjährigen (Januar 2014). Die Kinderkommission des Bundestages hat sich dieser Forderung angeschlossen.



 



Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?



 



Der Bundeswehr wird durch das Kultusministerium in einer Kooperationsvereinbarung vom 14. August 2014 ein bevorzugter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt. Besonders problematisch ist es, dass die Jugendoffiziere „über die zur Friedenssicherung möglichen Instrumente der Politik“ in der Schule informieren und insbesondere Kenntnisse „zur globalen Konfliktverhütung und Krisenbewältigung“ vermitteln sollen. Die Vermittlung dieser Kenntnisse sollte allein die Aufgabe der Lehrkräfte sein. Der Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt werden.



 



Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?



 



Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem



Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?



 



In einigen Regionen von Baden-Württemberg, z.B. am Bodensee, gibt es mehr oder weniger intensive Kooperationen zwischen Schulen und Rüstungsbetrieben. Mit dem Problem, den Blick zu verstellen, dass der Wohlstand der Region auf todbringenden Waffen beruht.



 



Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben?



 



 



Im Auftrag des Bündnisses 







 



danke ich Ihnen und grüße Sie herzlich



 



Markus Weber



Referent für Friedensbildung/pax christi



  _____  
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Re Norbert Ma�on Neue Kontaktanfrage.msg
Re: Norbert Maßon Neue Kontaktanfrage

		From

		Norbert Masson

		To

		freiburg@paxchristi.de

		Recipients

		freiburg@paxchristi.de





    

    




    Sehr geehrter Herr Weber,




    vielen Dank für Ihre Fragen und entschuldigen

      Sie bitte die

      späte Antwort.




     




    Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass

      die Mittel

      für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten

      Legislaturperiode

      deutlich ausgebaut werden?




    Ja, denn erreichen und erhalten von

          Frieden ist doch eine

          zentrale Aufgabe, ohne die sich eine Gesellschaft nicht

          positiv weiterentwickeln

          kann.




     




    Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine

      Professur

      auf den Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und

      den Ausbau der

      Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?




    Eine solche Professur ist überfällig.




     




    Militärische Werbung bei Minderjährigen

      widerspricht den Prinzipien

      der UN- Kinderrechtskonvention und verträgt sich nicht mit Art. 12

      der

      Landesverfassung. Der UN-Ausschuss fordert für die Rechte des

      Kindes von

      Deutschland ein Verbot jeder Art von Bundeswehrwerbung bei

      Minderjährigen

      (Januar 2014). Die Kinderkommission des Bundestages hat sich

      dieser Forderung

      angeschlossen.




     




    Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den

      Stopp jeglicher

      militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren

      einsetzen?




    Ja! Schon während meiner Tätigkeit im

          Berufsbildungsausschuss

          der Handwerkskammer haben meine Kolleginnen und Kollegen mit

          mir zusammen das

          im Berufschulbereich zum Thema gemacht. Ziel war und ist es

          militärische

          Werbung aus der Schule zu verbannen, schön wäre es sie

          Grundsätzlich zu

          verbieten.




     




    Der Bundeswehr wird durch das Kultusministerium

      in einer Kooperationsvereinbarung

      vom 14. August 2014 ein bevorzugter Zugang zu Schulen, Lehreraus-

      und

      Lehrerfortbildung eingeräumt. Besonders problematisch ist es, dass

      die

      Jugendoffiziere „über die zur Friedenssicherung möglichen

      Instrumente der

      Politik“ in der Schule informieren und insbesondere Kenntnisse

      „zur globalen

      Konfliktverhütung und Krisenbewältigung“ vermitteln sollen. Die

      Vermittlung

      dieser Kenntnisse sollte allein die Aufgabe der Lehrkräfte sein.

      Der Bundeswehr

      sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und

      Lehrerfortbildung

      eingeräumt werden.




     




    Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?




    Absolut, die Bundeswehr hat an Schulen

          nichts

          verloren. Schon gar nichts hat sie mit Friedenssicherung zu

          tun, hat also sogar

          noch ein eigene Lern Defizite in dieser Frage. Abschreckung

          ist doch die Drohung

          mit Gewalt nach dem Motto „mach was ich will, oder ich Prügel

          dich“, eine wenig

          friedlich Einstellung.




     




    Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der

      Kooperationsvereinbarung zwischen dem




    Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?




    Ja, das ergibt sich allein schon aus den

          vorherigen

          Antworten.




     




    In einigen Regionen von Baden-Württemberg, z.B.

      am Bodensee,

      gibt es mehr oder weniger intensive Kooperationen zwischen Schulen

      und

      Rüstungsbetrieben. Mit dem Problem, den Blick zu verstellen, dass

      der Wohlstand

      der Region auch auf todbringenden Waffen beruht.




     




    Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an

      Kooperationen von

      Schulen und Rüstungsbetrieben?




    Das ist eine berechtigte Kritik. Es

          besteht die Gefahr

          das Militärische Werbung durch die Hintertür wieder in die

          Schulen kommt!  




    


    




    Mit freundlichen Grüßen




    Norbert Maßon


    




    Vorstandsmitglied DIE LINKE


    Kreisverband Baden-Baden / Rastatt


    0175 8767078


    




    


    


    Am 05.03.2021 um 11:00 schrieb Norbert

      Maßon:


    


    

      Von: Markus Weber <freiburg@paxchristi.de>



Nachrichtentext:

Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden

--- Fragen zur Landtagswahl 2021 ---



Sehr geehrter Herr Masson,



Sie wollen sich bei der Wahl im März 2021 in den Landtag von Baden-Württemberg wählen lassen. Wir freuen uns, wenn Sie uns folgende Fragen im Kontext des Artikel 12 der Landesverfassung beantworten: „Die Jugend ist zur Brüderlichkeit aller Menschen und zur Friedensliebe… zu erziehen“!



In Baden-Württemberg wurde die Servicestelle Friedensbildung etabliert, die in den fünf Jahren des Bestehens zu einem bundesweiten Leuchtturmprojekt wurde. Ergänzend dazu ist die Verankerung der Querschnittsaufgabe Friedensbildung insbesondere im Bereich der Lehrer*innenausbildung an Universitäten und Pädagogischen Hochschulen des Landes mittels einer ordentlichen Professur für Friedensbildung bzw. Friedenspädagogik als erste ihrer Art in Deutschland anzustreben.



Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?



Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?



Militärische Werbung bei Minderjährigen widerspricht den Prinzipien der UN- Kinderrechtskonvention und verträgt sich nicht mit Art. 12 der Landesverfassung. Der UN-Ausschuss fordert für die Rechte des Kindes von Deutschland ein Verbot jeder Art von Bundeswehrwerbung bei Minderjährigen (Januar 2014). Die Kinderkommission des Bundestages hat sich dieser Forderung angeschlossen.



Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?



Der Bundeswehr wird durch das Kultusministerium in einer Kooperationsvereinbarung vom 14. August 2014 ein bevorzugter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt. Besonders problematisch ist es, dass die Jugendoffiziere „über die zur Friedenssicherung möglichen Instrumente der Politik“ in der Schule informieren und insbesondere Kenntnisse „zur globalen Konfliktverhütung und Krisenbewältigung“ vermitteln sollen. Die Vermittlung dieser Kenntnisse sollte allein die Aufgabe der Lehrkräfte sein. Der Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt werden.



Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?



Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem

Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?



In einigen Regionen von Baden-Württemberg, z.B. am Bodensee, gibt es mehr oder weniger intensive Kooperationen zwischen Schulen und Rüstungsbetrieben. Mit dem Problem, den Blick zu verstellen, dass der Wohlstand der Region auch auf todbringenden Waffen beruht.



Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben?





Im Auftrag des Bündnisses danke ich Ihnen und grüße Sie herzlich



Markus Weber

Referent für Friedensbildung/pax christi
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Fragen zur LTW

		From

		Reinhard Neudorfer

		To

		freiburg@paxchristi.de

		Recipients

		freiburg@paxchristi.de




  guten Tag  Herr Weber

                     danke für ihre Fragen zur Landtagswahl: diese kann 
ich allesamt uneingeschränkt bejahen, dies steht so in unserem 
Wahlprogramm Kapitel 10 und in vergleichbaren anderen Beschlüssen der 
Linken und davon werden wir nicht abweichen. Diesen unmissverständlichen 
Kurs unterstütze ich auch selber als Delegierter auf verschiedenen 
Ebenen, zuletzt beim Parteitag letztes Wochende.

                                           mit freundlichen Grüßen 
Reinhard Neudorfer  Kandidat der LINKEN Wahlkreis Lahr
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Re: WG: Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden: Unsere Fragen zur Landtagswahl 2021

		From

		Amelie Pfeiffer

		To

		Weber Markus

		Recipients

		Markus.Weber@seelsorgeamt-freiburg.de



Lieber Herr Weber,



ich will es kurz machen, als Erstkandidatin kann ich zu einigen Aussagen (Frage 1 und 2) keine Angabe machen. 




Ganz klar allerdings zu Frage 3: Ja, für den Sopp anmilitärischer Werbung bei Minderjährigen würde ich mich einsetzen!



Frage 4: Die Vermittlung dieser KEnntnisse gehört in Hand der Lehrkräfte! OEs sollte kein priviligierten Zugang für die Bundeswehr in Schulen und Lehreraus- und -fortbildung eingeräumt werden.



Frage 5: ja



Frage 6: ich lehne Kooperationen zwischen Schulen und Rüstungsbetrieben ab



Herzliche Grüße



Amelie Pfeiffer



www.pfeiffer-amelie.de



BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
Kreisverband Neckar-Odenwald
www.gruene-nok.de
Ihre Landtagskandidatin für den 14. März 2021!

Geschäftsstelle:
Gartenweg 10
74821 Mosbach
T:  +49 160 2381797
@: buero@gruene-nok.de

Privat:
T:  +49 6292 7500
M: +49 176 97879205








Am 05.03.2021 um 17:57 schrieb Weber Markus:




 



 



Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden



--- Fragen zur Landtagswahl 2021 ---



 



Sehr geehrte Frau Pfeiffer,



 



Sie wollen sich bei der Wahl im März 2021 in den Landtag von Baden-Württemberg wählen lassen. Wir freuen uns, wenn Sie uns folgende Fragen im Kontext des Artikel 12 der Landesverfassung beantworten: „Die Jugend ist zur Brüderlichkeit aller Menschen und zur Friedensliebe… zu erziehen“!



 



In Baden-Württemberg wurde die Servicestelle Friedensbildung etabliert, die in den fünf Jahren des Bestehens zu einem bundesweiten Leuchtturmprojekt wurde. Ergänzend dazu ist die Verankerung der Querschnittsaufgabe Friedensbildung insbesondere im Bereich der Lehrer*innenausbildung an Universitäten und Pädagogischen Hochschulen des Landes mittels einer ordentlichen Professur für Friedensbildung bzw. Friedenspädagogik als erste ihrer Art in Deutschland anzustreben.



 



Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?



 



Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?



 



Militärische Werbung bei Minderjährigen widerspricht den Prinzipien der UN- Kinderrechtskonvention und verträgt sich nicht mit Art. 12 der Landesverfassung. Der UN-Ausschuss fordert für die Rechte des Kindes von Deutschland ein Verbot jeder Art von Bundeswehrwerbung bei Minderjährigen (Januar 2014). Die Kinderkommission des Bundestages hat sich dieser Forderung angeschlossen.



 



Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?



 



Der Bundeswehr wird durch das Kultusministerium in einer Kooperationsvereinbarung vom 14. August 2014 ein bevorzugter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt. Besonders problematisch ist es, dass die Jugendoffiziere „über die zur Friedenssicherung möglichen Instrumente der Politik“ in der Schule informieren und insbesondere Kenntnisse „zur globalen Konfliktverhütung und Krisenbewältigung“ vermitteln sollen. Die Vermittlung dieser Kenntnisse sollte allein die Aufgabe der Lehrkräfte sein. Der Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt werden.



 



Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?



 



Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem



Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?



 



In einigen Regionen von Baden-Württemberg, z.B. am Bodensee, gibt es mehr oder weniger intensive Kooperationen zwischen Schulen und Rüstungsbetrieben. Mit dem Problem, den Blick zu verstellen, dass der Wohlstand der Region auch auf todbringenden Waffen beruht.



 



Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben?



 



 



Im Auftrag des Bündnisses 







 



danke ich Ihnen und grüße Sie herzlich



 



Markus Weber



Referent für Friedensbildung/pax christi





  _____  
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Wahlprüfstein
Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr


Frage1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle 
Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?


Wir leben in einem Land, das Unmengen an Geld in Rüstung steckt. Das zu beenden ist 
auf Landesebene alleine nicht möglich, aber auf Landesebene können wir Investitionen in 
den Frieden machen, z.B. durch die Servicestelle Friedensbildung. Deswegen ist die 
Antwort eindeutig: Ja! Wir wollen eine Bildung, die Demokratie, Frieden, Toleranz, …viel 
mehr Raum gibt. In unserem Landtagswahlprogramm ist die Servicestelle 
Friedenserziehung explizit als Partner für die Friedenserziehung benannt. 


Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht 
werden soll, die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie 
und Praxis begleitet und fördert?


Ja, denn eine Professur kann langfristig Friedensbildung fördern. Es macht Sinn nicht nur 
punktuell zu agieren, sondern die Friedensbildung stetig zu begleiten und 
weiterzuentwickeln, ihr einen strukturellen Rahmen und so mehr Wirkkraft verleihen. Das 
würde dem Anliegen in einem friedlichen Land und einer friedlichen Welt zu leben gerecht 
werden. Unter anderem kann über die Lehrer:innenausbildung Theorie in Praxis 
übertragen werden. Diese Professur sollte ein Teil eines ganzen Wissenschaftsnetzwerkes
sein, welches sich auch mit dem Thema Rassismus und Demokratie beschäftigt. Eine 
solche Professur könnte auch den Prozess der nötigen Rüstungskonversion begleiten.


Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung 
bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?


Die Bundeswehr hat an Schulen oder anderen Orten, die von Minderjährigen frequentiert 
werden, nichts verloren. Es darf keine Anwerbeversuche in Schulen, Hochschulen, bei 
Ausbildungsmessen und Arbeitsagenturen geben. Auf Bundesebene setzen wir uns 
außerdem dafür ein, die immer aggressivere Bundeswehrwerbung, unter anderem über 
Social-Media Kanäle, deren Zielgruppe ebenfalls oft Minderjährige sind, massiv 
zurückzufahren. Stattdessen wollen wir Akteure aus der Friedensbewegung, wie der DFG-
VK mehr Raum verschaffen und uns für einen Ausbau der Friedenserziehung einsetzen.


Frage 4: Der Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- 
und Lehrerfortbildung eingeräumt werden. Teilen Sie diese Meinung?


Es gibt keinen nachvollziehbaren Grund, der für diesen privilegierten Zugang spricht. Also:
Ja. Denn die Bundeswehr kann als militärischer Akteur überhaupt nicht neutral über diese 
Themen informieren. Auch wenn die Jugendoffiziere an den Schulen offiziell nur 
„Öffentlichkeitsarbeit“ leisten, ist das eigentliche Ziel die Rekrutierung. Das lehnen wir 
entschieden ab und setzen uns auch auf Bundesebene dafür ein, dass die Bundeswehr 
ihre Rekrutierungsbestrebungen bei Minderjährigen einstellt.







Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung 
zwischen dem Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?


Wir sind grundsätzlich gegen jede Form der zivil-militärischen Zusammenarbeit, das 
schließt auch diesen Bereich mit ein. Auch der Einfluss von Rüstungsindustrie auf die 
Forschung an Universitäten ist unterbinden. Man stelle sich vor an einer durch Drittmittel 
finanzierten Studie zu arbeiten und muss im Nachhinein feststellen, dass man (in)direkt für
Kriegszwecke geforscht hat, wusste es aber nicht, weil der Drittmittelgeber keine Aussage 
über die Verwendung machen muss. Wir fordern in unserem Landtagswahlprogramm die 
sofortige Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen Bundeswehr und 
Kultusministerium. Stattdessen wollen wir eine aktive Friedenserziehung. 


Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und 
Rüstungsbetrieben?


Ja. Eine Kooperation von Schulen und Rüstungsbetrieben ist entschieden abzulehnen. 
Wichtiger wäre es, über die Auswirkungen zu sprechen, die die Waffen dieser 
Rüstungsbetriebe weltweit haben. Wir wollen über die Flucht, Zerstörung, Hunger und 
Elend reden, die durch diese Waffen ausgelöst werden. Wir wollen über globale 
Verantwortung reden. Wir wollen konsequenterweise, dass nach einem umfangreichen 
Konversionsprogramm in Baden-Württemberg keine kriegsrelevanten Güter mehr 
hergestellt werden. Hier können Friedensinitiativen und Friedensbildung einen wichtigen 
Beitrag leisten. 
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AW: Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden: Unsere Fragen zur Landtagswahl 2021

		From

		Reinhold.Pix@gruene.landtag-bw.de

		To

		Weber Markus

		Cc

		buero@reinhold-pix.de

		Recipients

		Markus.Weber@seelsorgeamt-freiburg.de; buero@reinhold-pix.de



Sehr geehrter Herr Weber,



vielen Dank für Ihre Nachricht, die ich wie folgt beantworten möchte:



 



Wir Grüne sind davon überzeugt, dass wir mehr über die Gemeinsamkeiten lernen müssen, die unsere Gesellschaft zusammenhalten. Ein wichtiger Aspekt ist deshalb ein Angebot für Ethik- und Werteunterricht in der Grundschule ab der ersten Klasse. Hier lernen alle Kinder von Anfang an, friedlich mit der Vielfalt an Religionen und Weltanschauungen umzugehen. Die Servicestelle Friedensbildung in Baden-Württemberg ist eine gute Einrichtung, um den friedlichen Dialog auch im späteren Leben zu verbessern und zu stärken. Darum werden wir sie finanziell stärken und personell ausbauen. Sie leistet als zentrale Beratungs-, Informations- und Kontaktstelle für alle Schulen des Landes sowie staatliche, halb- und nichtstaatliche Partner im Bereich der Friedensbildung wertvolle Arbeit. Sie muss institutionell abgesichert und ausgebaut werden.



Die Vermittlung von Bildung sollte alleine die Aufgabe der Lehrkräfte sein. Der Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen eingeräumt werden. Andere Organisationen, die das Ziel der Friedens- der ökologischen oder kulturellen Bildung verfolgen, sollten gleiche Möglichkeiten haben für Ihre Positionen zu werben. Dies umzusetzen und zu ermöglichen ist in erster Linie die Aufgabe der Schulen.



Jegliche militärische Werbung lehne ich persönlich kategorisch ab. Als Landtagsabgeordneter werde ich mich dagegen aussprechen. Ich begrüße auch, dass sich unsere Bundesfraktion für das Thema Militär und Frieden stark macht und sich z.B. für ein rechtlich verbindliches Rüstungsexportkontrollgesetz stark machen will.



 



Mit freundlichen Grüßen



 



Reinhold Pix



Sprecher für Wald, Wild, Weinbau und Tourismus



Vorsitzender Arbeitskreis Ländlicher Raum und Verbraucherschutz



 



   



 



Fraktion GRÜNE im Landtag 



von Baden-Württemberg



Landtagsbüro Stuttgart 



Konrad-Adenauer-Str. 12



70173 Stuttgart 



Tel. 0711/2063-626 



Fax  0711/2063-14 660 



reinhold.pix@gruene.landtag-bw.de



www.reinhold-pix.de



 



 



www.gruene-landtag-bw.de



www.twitter.com/FraktionGruenBW



www.facebook.com/GrueneLandtagBW



 



 



 



Von: Weber Markus <Markus.Weber@seelsorgeamt-freiburg.de> 
Gesendet: Donnerstag, 4. März 2021 17:43
An: Pix, Reinhold <Reinhold.Pix@gruene.landtag-bw.de>
Betreff: Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden: Unsere Fragen zur Landtagswahl 2021



 



 



 



 



Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden



--- Fragen zur Landtagswahl 2021 ---



 



Sehr geehrter Herr Pix,



 



Sie wollen sich bei der Wahl im März 2021 in den Landtag von Baden-Württemberg wählen lassen. Wir freuen uns, wenn Sie uns folgende Fragen im Kontext des Artikel 12 der Landesverfassung beantworten: „Die Jugend ist zur Brüderlichkeit aller Menschen und zur Friedensliebe… zu erziehen“!



 



In Baden-Württemberg wurde die Servicestelle Friedensbildung etabliert, die in den fünf Jahren des Bestehens zu einem bundesweiten Leuchtturmprojekt wurde. Ergänzend dazu ist die Verankerung der Querschnittsaufgabe Friedensbildung insbesondere im Bereich der Lehrer*innenausbildung an Universitäten und Pädagogischen Hochschulen des Landes mittels einer ordentlichen Professur für Friedensbildung bzw. Friedenspädagogik als erste ihrer Art in Deutschland anzustreben.



 



Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?



 



Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?



 



Militärische Werbung bei Minderjährigen widerspricht den Prinzipien der UN- Kinderrechtskonvention und verträgt sich nicht mit Art. 12 der Landesverfassung. Der UN-Ausschuss fordert für die Rechte des Kindes von Deutschland ein Verbot jeder Art von Bundeswehrwerbung bei Minderjährigen (Januar 2014). Die Kinderkommission des Bundestages hat sich dieser Forderung angeschlossen.



 



Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?



 



Der Bundeswehr wird durch das Kultusministerium in einer Kooperationsvereinbarung vom 14. August 2014 ein bevorzugter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt. Besonders problematisch ist es, dass die Jugendoffiziere „über die zur Friedenssicherung möglichen Instrumente der Politik“ in der Schule informieren und insbesondere Kenntnisse „zur globalen Konfliktverhütung und Krisenbewältigung“ vermitteln sollen. Die Vermittlung dieser Kenntnisse sollte allein die Aufgabe der Lehrkräfte sein. Der Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt werden.



 



Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?



 



Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem



Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?



 



In einigen Regionen von Baden-Württemberg, z.B. am Bodensee, gibt es mehr oder weniger intensive Kooperationen zwischen Schulen und Rüstungsbetrieben. Mit dem Problem, den Blick zu verstellen, dass der Wohlstand der Region auf todbringenden Waffen beruht.



 



Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben?



 



 



Im Auftrag des Bündnisses 







 



danke ich Ihnen und grüße Sie herzlich



Markus Weber



Referent für Friedensbildung/pax christi



  _____  
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Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden

		From

		Stefanie.Schorn@cdu.landtag-bw.de

		To

		freiburg@paxchristi.de

		Recipients

		freiburg@paxchristi.de







Sehr geehrter Herr Weber,




sehr geehrte Damen und Herren des Bündnisses,




 




vielen Dank für Ihre Nachricht und Ihre Fragen vom 05.03.2021 an Herrn Fraktionsvorsitzenden Prof. Dr. Wolfgang Reinhart. Ich

 wurde gebeten, Ihnen zu antworten und Ihre Fragen zu beantworten:




 




Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode

 deutlich ausgebaut werden?




Durch einen gemeinsamen Antrag der beiden Regierungsfraktionen zum Doppelhaushalt 2020/2021 konnte die Servicestelle Friedensstiftung

 substantiell finanziell gestärkt werden. Die CDU-Fraktion unterstützt die Arbeit der Servicestelle und sieht sie als einen Baustein zum Verfassungsauftrag, die Jugend „zur Friedensliebe zu erziehen“. Deutschland lebt seit über 70 Jahren in Frieden und Freundschaft

 zu seinen Nachbarn. Frieden ist aber auch in unserer Zeit keine Selbstverständlichkeit, was der Blick in die Nachbarschaft, z. B. nach Armenien und Aserbaidschan, zeigt. Frieden muss verinnerlicht und eingeübt werden, gerade von den Generationen, die glücklicherweise

 nie Krieg haben erfahren müssen. Friedensbildung sollte aber auch die neuen Mitbürgerinnen und Mitbürger erfassen, die tatsächlich durch Flucht und Vertreibung Gewalt und Krieg erfahren haben. Über eine weitere Stärkung ist vor dem Hintergrund der sich absehbar

 angespannten haushalterischen Gesamtlage zu entscheiden.




 




Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und den

 Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?




Es bestehen derzeit keine konkreten Planungen, eine Professur mit dem Schwerpunkt Friedensbildung an einer Universität oder lehrerbildenden

 Hochschule einzurichten. Diese Überlegung könnte Thema der Koalitionsverhandlungen sein.




 




Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?




Die Bundesrepublik Deutschland setzt sich international gegen jegliche Beteiligung von Kindern an bewaffneten Konflikten und gegen

 ihre Rekrutierung für militärische oder paramilitärische Organisationen ein. Die völkerrechtlichen Verpflichtungen zum Schutz der Soldatinnen und Soldaten, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, werden in Deutschland eingehalten und in der Bundeswehr

 umgesetzt. 




 




Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?




Nein. Die Bundeswehr ist ein vom Grundgesetz ausdrücklich gewollter unerlässlicher und wesentlicher Teil der verfassungsmäßigen

 Ordnung und ein zentraler Bestandteil der deutschen Exekutive. Wir bekennen uns zur Bundeswehr und den Aufgaben, die sie wahrnimmt.




 




Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?




Die Kooperationsvereinbarung wurde mit der Absicht getroffen, die Auseinandersetzung der Schülerinnen und Schüler der Sekundarstufe

 I und II mit sicherheitspolitischen Fragestellungen zu fördern. Schülerinnen und Schüler sollen befähigt werden, die Möglichkeiten der Friedenssicherung zu erörtern. Im Sinne der Vereinbarung haben Schulen im eigenen Ermessen die Möglichkeit, die speziell

 für die politische Bildung geschulten und gut ausgebildeten Jugendoffiziere einzuladen, um Schülerinnen und Schüler über die deutsche Sicherheitspolitik zu informieren und mit ihnen über Fragen der Friedenssicherung zu diskutieren. Sie dient nicht dazu, für

 Tätigkeiten innerhalb der Bundeswehr zu werben. 




 




Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben?




Schulen können Kooperationen mit Unternehmen vereinbaren. Im Vordergrund steht die Berufsorientierung der Schülerinnen und Schüler.

 Schülerinnen und Schülern steht es frei, Praktika in einem speziellen Unternehmen zu belegen.






 




Mit freundlichen Grüßen




 




Stefanie Schorn




 




________________________________________________




Stefanie Schorn




Büroleiterin des Fraktionsvorsitzenden




CDU-Landtagsfraktion Baden-Württemberg




Haus der Abgeordneten




Konrad-Adenauer-Str. 12




70173 Stuttgart




Telefon 0711/2063-8116




Fax 0711/2063-148116
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Nachricht













			

Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden


--- Fragen zur Landtagswahl 2021 ---




Sehr geehrter Herr Prof. Dr. Reinhart,




Sie wollen sich bei der Wahl im März 2021 in den Landtag von Baden-Württemberg wählen lassen. Wir freuen uns, wenn Sie uns folgende Fragen im Kontext des Artikel 12 der Landesverfassung beantworten: „Die Jugend ist zur Brüderlichkeit

 aller Menschen und zur Friedensliebe… zu erziehen“!




In Baden-Württemberg wurde die Servicestelle Friedensbildung etabliert, die in den fünf Jahren des Bestehens zu einem bundesweiten Leuchtturmprojekt wurde. Ergänzend dazu ist die Verankerung der Querschnittsaufgabe Friedensbildung

 insbesondere im Bereich der Lehrer*innenausbildung an Universitäten und Pädagogischen Hochschulen des Landes mittels einer ordentlichen Professur für Friedensbildung bzw. Friedenspädagogik als erste ihrer Art in Deutschland anzustreben.




Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?




Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?




Militärische Werbung bei Minderjährigen widerspricht den Prinzipien der UN- Kinderrechtskonvention und verträgt sich nicht mit Art. 12 der Landesverfassung. Der UN-Ausschuss fordert für die Rechte des Kindes von Deutschland ein

 Verbot jeder Art von Bundeswehrwerbung bei Minderjährigen (Januar 2014). Die Kinderkommission des Bundestages hat sich dieser Forderung angeschlossen.




Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?




Der Bundeswehr wird durch das Kultusministerium in einer Kooperationsvereinbarung vom 14. August 2014 ein bevorzugter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt. Besonders problematisch ist es, dass die Jugendoffiziere

 „über die zur Friedenssicherung möglichen Instrumente der Politik“ in der Schule informieren und insbesondere Kenntnisse „zur globalen Konfliktverhütung und Krisenbewältigung“ vermitteln sollen. Die Vermittlung dieser Kenntnisse sollte allein die Aufgabe der

 Lehrkräfte sein. Der Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt werden.




Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?




Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem


Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?




In einigen Regionen von Baden-Württemberg, z.B. am Bodensee, gibt es mehr oder weniger intensive Kooperationen zwischen Schulen und Rüstungsbetrieben. Mit dem Problem, den Blick zu verstellen, dass der Wohlstand der Region auch

 auf todbringenden Waffen beruht.




Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben?




Im Auftrag des Bündnisses danke ich Ihnen und grüße Sie herzlich




Markus Weber


Referent für Friedensbildung/pax christi


________________________________________




Erzdiözese Freiburg | Erzbischöfliches Seelsorgeamt | Abteilung IV (Sozialpastoral) | Referat Kirche in Gesellschaft und Politik


Okenstr. 15 | D-79108 Freiburg | Tel. +49 761 5144 269 | 

markus.weber@seelsorgeamt-freiburg.de | http://www.ebfr.de |

http://www.freiburg.paxchristi.de
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Gesendet von
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[SPAM] AW:  Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden: Unsere Fragen zur Landtagswahl 2021

		From

		Gabi.Rolland@spd.landtag-bw.de

		To

		Weber Markus

		Recipients

		Markus.Weber@seelsorgeamt-freiburg.de



Sehr geehrter Herr Weber,








in aller Kürze darf ich Ihnen mitteilen, dass ich Mitglied einer ökumenischen Friedensgruppe der Pfarrgemeinde Freiburg-West bin und wir bereits verschiedene Schreiben an die Landesregierung gerichtet haben. Zum Beispiel zur Auflösung des Kooperationsvertrages – der Beutelsbacher Konsens reicht aus, es braucht keine Sondervereinbarung mit der Bundeswehr. Darüber hinaus haben wir den für das Thema Frieden zuständigen Landesbischof Cornelius-Bundschuh aufgefordert mit den Abgeordneten des Landtages ins Gespräch zu kommen. Ein Gespräch hat bisher stattgefunden. Leider kein weiteres, weil eine der Regierungsfraktionen nie Zeit dafür erübrigen konnten. Darüber hinaus habe ich mit der SPD-Landtagsfraktion eine öffentliche Debatte um die Rüstungsausstellung in der Messe Stuttgart angestoßen, da das Land zur Hälfte an ihr beteiligt ist.








Nun zu Ihren Fragen:



1.       Ja



2.       Das ist ein interessanter Gedanke, den ich gerne weiterentwickeln würde. Wir sollten darüber ins Gespräch kommen, sofern ich dem 17. Landtag angehören werde.



3.       Ja



4.       Ja – siehe oben



5.       Ja – habe ich bereits – siehe oben



6.       Ja



 



Ich hoffe ich konnte Ihre Fragen zu Ihrer Zufriedenheit beantworten und verbleibe





mit freundlichen Grüßen



Gabi Rolland MdL








___________________________________

 

Gabi Rolland MdL


Sprecherin für Umwelt- und Naturschutzpolitik
Hochschulpolitische Sprecherin

Sprecherin für Angelegenheiten der Studierenden



Wahlkreisbüro Freiburg

Merzhauser Str. 4 

79100 Freiburg

Tel: 0761 7671636

Fax 0761 7671637

gabi.rolland@spd.landtag-bw.de




SPD-Landtagsfraktion Baden-Württemberg

Konrad-Adenauer-Str. 12

70173 Stuttgart

 

www.gabi-rolland.de

www.facebook.com/rollandgabi



+++  Bitte prüfen Sie  der  Umwelt  zuliebe, ob  der Ausdruck dieser Mail erforderlich ist +++
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Von: Weber Markus <Markus.Weber@seelsorgeamt-freiburg.de>
Gesendet: Donnerstag, 4. März 2021 17:36:51
An: Rolland, Gabi MdL
Betreff: WG: Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden: Unsere Fragen zur Landtagswahl 2021 

 



 



Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden



--- Fragen zur Landtagswahl 2021 ---



 



Sehr geehrte Frau Rolland,



 



Sie wollen sich bei der Wahl im März 2021 in den Landtag von Baden-Württemberg wählen lassen. Wir freuen uns, wenn Sie uns folgende Fragen im Kontext des Artikel 12 der Landesverfassung beantworten: „Die Jugend ist zur Brüderlichkeit aller Menschen und zur Friedensliebe… zu erziehen“!



 



In Baden-Württemberg wurde die Servicestelle Friedensbildung etabliert, die in den fünf Jahren des Bestehens zu einem bundesweiten Leuchtturmprojekt wurde. Ergänzend dazu ist die Verankerung der Querschnittsaufgabe Friedensbildung insbesondere im Bereich der Lehrer*innenausbildung an Universitäten und Pädagogischen Hochschulen des Landes mittels einer ordentlichen Professur für Friedensbildung bzw. Friedenspädagogik als erste ihrer Art in Deutschland anzustreben.



 



Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?



 



Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?



 



Militärische Werbung bei Minderjährigen widerspricht den Prinzipien der UN- Kinderrechtskonvention und verträgt sich nicht mit Art. 12 der Landesverfassung. Der UN-Ausschuss fordert für die Rechte des Kindes von Deutschland ein Verbot jeder Art von Bundeswehrwerbung bei Minderjährigen (Januar 2014). Die Kinderkommission des Bundestages hat sich dieser Forderung angeschlossen.



 



Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?



 



Der Bundeswehr wird durch das Kultusministerium in einer Kooperationsvereinbarung vom 14. August 2014 ein bevorzugter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt. Besonders problematisch ist es, dass die Jugendoffiziere „über die zur Friedenssicherung möglichen Instrumente der Politik“ in der Schule informieren und insbesondere Kenntnisse „zur globalen Konfliktverhütung und Krisenbewältigung“ vermitteln sollen. Die Vermittlung dieser Kenntnisse sollte allein die Aufgabe der Lehrkräfte sein. Der Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt werden.



 



Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?



 



Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem



Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?



 



In einigen Regionen von Baden-Württemberg, z.B. am Bodensee, gibt es mehr oder weniger intensive Kooperationen zwischen Schulen und Rüstungsbetrieben. Mit dem Problem, den Blick zu verstellen, dass der Wohlstand der Region auf todbringenden Waffen beruht.



 



Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben?



 



 



Im Auftrag des Bündnisses 







 



danke ich Ihnen und grüße Sie herzlich



Markus Weber



Referent für Friedensbildung/pax christi



  _____  






Erzdiözese Freiburg  |  Erzbischöfliches Seelsorgeamt  |  Abteilung IV (Sozialpastoral) |  Referat Kirche in Gesellschaft und Politik



Okenstr. 15  |  D-79108 Freiburg  |  Tel. +49 761 5144 269  |  markus.weber@seelsorgeamt-freiburg.de  |  www.ebfr.de | www.freiburg.paxchristi.de
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Re J�rg Rupp Neue Kontaktanfrage.msg
Re: Jörg Rupp Neue Kontaktanfrage

		From

		Jörg Rupp DIE LINKE

		To

		freiburg@paxchristi.de

		Recipients

		freiburg@paxchristi.de



Guten Tag Herr Weber,

Fragen 1 bis 6: Ja, unbedingt. Die Militarisierung der Bildung (und der 
gesamten GEsellschaft) ist ein großes Problem in diesen Tagen. Sie nimmt 
zu und wir müssen das wieder zurückdrängen.

Ergänzend: ich werde mich auch im Landeselternbeirat entsprechend 
einsetzen, soweit dies dort Thema wird. Initiativen sind dort derzeit 
nur schwerlich mögich - wir arbeiten aber an einer Demokratisierung des 
Gremiums.

Ich habe mich als früherer grüner Landesvorstand für die Zivilklausel  
(und nicht erst seit gestern: 
https://joergrupp.de/zivil-nicht-militarisch/ (Text von 2012) ) und 
"Schulfrei für die Bundeswehr" eingesetzt. Und als Baden-Württemberger 
bin ich nicht stolz darauf, dass es "Waffen made in BW" gibt.

Sie finden mit mir einen loyalen Kooperationspartner.

Viele Grüße

Jörg Rupp

Am 05.03.2021 um 11:12 schrieb Jörg Rupp:
> Von: Markus Weber <freiburg@paxchristi.de>
>
> Nachrichtentext:
> Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden
> --- Fragen zur Landtagswahl 2021 ---
>
> Sehr geehrter Herr Rupp,
>
> Sie wollen sich bei der Wahl im März 2021 in den Landtag von Baden-Württemberg wählen lassen. Wir freuen uns, wenn Sie uns folgende Fragen im Kontext des Artikel 12 der Landesverfassung beantworten: „Die Jugend ist zur Brüderlichkeit aller Menschen und zur Friedensliebe… zu erziehen“!
>
> In Baden-Württemberg wurde die Servicestelle Friedensbildung etabliert, die in den fünf Jahren des Bestehens zu einem bundesweiten Leuchtturmprojekt wurde. Ergänzend dazu ist die Verankerung der Querschnittsaufgabe Friedensbildung insbesondere im Bereich der Lehrer*innenausbildung an Universitäten und Pädagogischen Hochschulen des Landes mittels einer ordentlichen Professur für Friedensbildung bzw. Friedenspädagogik als erste ihrer Art in Deutschland anzustreben.
>
> Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?
>
> Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?
>
> Militärische Werbung bei Minderjährigen widerspricht den Prinzipien der UN- Kinderrechtskonvention und verträgt sich nicht mit Art. 12 der Landesverfassung. Der UN-Ausschuss fordert für die Rechte des Kindes von Deutschland ein Verbot jeder Art von Bundeswehrwerbung bei Minderjährigen (Januar 2014). Die Kinderkommission des Bundestages hat sich dieser Forderung angeschlossen.
>
> Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?
>
> Der Bundeswehr wird durch das Kultusministerium in einer Kooperationsvereinbarung vom 14. August 2014 ein bevorzugter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt. Besonders problematisch ist es, dass die Jugendoffiziere „über die zur Friedenssicherung möglichen Instrumente der Politik“ in der Schule informieren und insbesondere Kenntnisse „zur globalen Konfliktverhütung und Krisenbewältigung“ vermitteln sollen. Die Vermittlung dieser Kenntnisse sollte allein die Aufgabe der Lehrkräfte sein. Der Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt werden.
>
> Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?
>
> Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem
> Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?
>
> In einigen Regionen von Baden-Württemberg, z.B. am Bodensee, gibt es mehr oder weniger intensive Kooperationen zwischen Schulen und Rüstungsbetrieben. Mit dem Problem, den Blick zu verstellen, dass der Wohlstand der Region auch auf todbringenden Waffen beruht.
>
> Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben?
>
>
> Im Auftrag des Bündnisses danke ich Ihnen und grüße Sie herzlich
>
> Markus Weber
> Referent für Friedensbildung/pax christi
> ________________________________________
>
-- 
Kontakt:
Albert-Schweitzer-Str. 17
76316 Malsch
www.joergrupp.de

E-Mail:joergrupp@joergrupp.de
Tel. : 07246 448616
Fax: : 07246 449750
Mobil: 0179 3917058
Twitter: JoergRupp
Facebook: Jörg Rupp
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		n.saint_cast@yahoo.com

		To

		Weber Markus

		Recipients

		Markus.Weber@seelsorgeamt-freiburg.de



Sehr geehrter Herr Weber,

vielen Dank für Ihre Anfrage! Als Freiburger Grüne unterstützen wir 
jährlich den Red Hand Day und sind daher im guten Kontakt mit den 
Vertreter*innen des Bündnisses "Schulfrei für die Bundeswehr - Lernen 
für den Frieden" vor Ort. Als Partei, die ihre Wurzeln unter anderem in 
der Friedensbewegung hat, ist das Thema Friedensbildung für uns 
natürlich von großer Bedeutung. Daher beantworte ich sehr gerne Ihre 
Fragen:

_Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die 
Servicestelle Friedensbildung in der
nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?

Antwort: Friedensbildung ist ein Thema von unverändert hoher Aktualität. 
In den neuen Bildungsplänen
für allgemeinbildende und berufliche Schulen haben wir die Rolle der 
Friedensbildung gestärkt.
Die Servicestelle Friedensbildung, die wir inzwischen unter dem Dach der 
Landeszentrale für politische
Bildung (LpB) angesiedelt haben, leistet als zentrale Beratungs-, 
Informations- und Kontaktstelle für alle
Schulen des Landes sowie staatliche, halb- und nicht-staatliche Partner 
im Bereich der Friedensbildung
wertvolle Arbeit. Wir wollen die Servicestelle Friedensbildung in 
Baden-Württemberg finanziell stärken
und personell ausbauen.

_Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg 
gebracht werden soll, die
Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und 
Praxis begleitet und fördert?

Antwort: Diesen Vorschlag werden wir wohlwollend prüfen.

_Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher 
militärischer Werbung bei Minderjährigen
unter 18 Jahren einsetzen?

Antwort: Nach Abschaffung der Wehrpflicht ist die Bundeswehr als 
Freiwilligenarmee grundsätzlich auf
Nachwuchswerbung angewiesen. Für eine demokratische und pluralistische 
Bundeswehr ist es wichtig,
wer sich mit welcher Motivation bewirbt. Dafür ist wichtig, wie die 
Bundeswehr den Diskurs über ihre
Aufgaben führt und wie sie um Nachwuchs wirbt. Zudem hat die 
Nachwuchsgewinnung bei der
Bundeswehr ihre gebotenen Grenzen und braucht Leitplanken und Regeln. 
Sie ist keine Organisation wie
jede andere und kann deshalb nicht die gleichen Maßstäbe an die eigene 
Nachwuchsgewinnung anlegen,
wie man sie aus der herkömmlichen Werbung kennt.

2004 hat Deutschland das Zusatzprotokoll zur UN-Kinderrechtskonvention 
betreffend die Beteiligung von
Kindern an bewaffneten Konflikten ratifiziert. Darin bekennen sich die 
unterzeichnenden Staaten zur
besonderen Schutzwürdigkeit Minderjähriger im Zusammenhang mit 
gewaltsamen Konflikten. Der Schutz
von Kindern vor Gewalt, aber auch die Erziehung zum Frieden sind 
entscheidende Grundlagen für ein
friedliches Zusammenleben heute und in der Zukunft. Deutschland muss bei 
diesen wichtigen Aufgaben
international eine Vorreiterrolle einnehmen und dazu gehört auch 
Konsequenz bei der eigenen Armee.
Diese Konsequenz soll sich nicht nur auf die Praxis der 
Nachwuchsgewinnung beziehen, sondern auch auf
die Außenkommunikation der Bundeswehr. Daher dürfen in der 
Öffentlichkeitsarbeit und
Nachwuchswerbung auch die negativen Aspekte einer Tätigkeit bei der 
Bundeswehr nicht ausgespart
werden. Aus diesen Gründen kann die Bundeswehr nicht mit den gleichen 
Mitteln der
Öffentlichkeitsarbeit und Nachwuchswerbung arbeiten wie etwa ein 
privates Unternehmen. Ehrlichkeit
und Transparenz, Sachlichkeit und Zurückhaltung müssen Leitlinien der 
Öffentlichkeitsarbeit und
Nachwuchswerbung sein.

Auch die Aufgaben der Bundeswehr setzen der Wahl der Mittel Grenzen. 
Einseitige Hochglanzbilder im
Stil eines Abenteuer-Films und sachfremde Veranstaltungen mit 
Eventcharakter, wie z.B. Sport- und
Musikwettbewerbe, sind nicht im Sinne einer ehrlichen und transparenten 
Kommunikation nach außen.
Der Einsatz von Gewalt – auch wenn es sich um einen legitimen 
Gewalteinsatz handeln kann – ist
niemals ein Anlass zu Jubelgesängen oder ästhetischer Überhöhung. Ganz 
und gar nicht akzeptabel sind
zudem Veranstaltungen, bei denen Minderjährige Zugang zu 
Schießsimulationen oder Waffen erhalten.

_Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?
_& Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der 
Kooperationsvereinbarung zwischen dem
Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?

Antwort: Im politischen und sozialkundlichen Schulunterricht spielen die 
Bundeswehr und ihre Aufgaben
im Rahmen der Außen- und Sicherheitspolitik früher oder später eine 
Rolle. Umstritten ist, ob in diesem
Kontext auch Besuche von Vertreter*innen der Bundeswehr an Schulen 
stattfinden sollten. Viele
Schüler*innen, Eltern, Lehrkräfte, Friedensorganisationen oder 
Nicht-Regierungsorganisationen
kritisieren, dass eine aktive Rolle der Bundeswehr an der Schule im 
Widerspruch zum Ziel der Erziehung
zum Frieden steht. Diese und andere Bedenken nehmen wir sehr ernst.

Um unausgewogene Settings von vorneherein zu vermeiden, sollte ein 
Besuch von
Bundeswehrvertreter*innen an Schulen aus unserer Sicht keinesfalls 
einfach „von oben verordnet“
werden, sondern in einem offenen Diskurs mit Schüler*innen, Eltern und 
Lehrkräften besprochen werden.
Die Meinungen der Schüler*innen und Eltern müssen bei der Entscheidung 
berücksichtigt werden.
Staatliche Bildungseinrichtungen sind besonders zur Ausgewogenheit 
verpflichtet und müssen die
Meinungsvielfalt respektieren. Auch Bundeswehrvertreter*innen müssen 
sich an entsprechende Regeln
für den Unterricht halten, wenn sie an Schulen auftreten. Hier ist 
zuallererst der Beutelsbacher Konsens
zu nennen, eine Vereinbarung, durch die in den 70er Jahren Grundsätze 
für die politische Bildung gefasst
worden sind. Demnach sollen sich alle Unterrichtsangebote der 
politischen Bildung an drei Prinzipien
orientieren: dem Überwältigungsverbot, dem Gebot der Kontroversität und 
der Orientierung an den
Interessen der Schüler*innen.

Die ursprüngliche Kooperationsvereinbarung zwischen Bundeswehr und 
baden-württembergischem
Kultusministerium stammte von 2009. Die grün-rote Landesregierung hatte 
sie 2014 durch eine neue
Vereinbarung ersetzt. Darin wird nun stärker herausgestellt, dass die 
sicherheitspolitische Bildung in den
Schulen unter Beteiligung der Jugendoffiziere der Bundeswehr ausgewogen 
angelegt sein muss. Zudem
wurde neu festgelegt, dass die Teilnahme angehender Lehrer*innen an 
Seminaren der Bundeswehr
freiwillig ist. Die aktuell geltende Vereinbarung verstärkt auch den 
Hinweis auf die Grundsätze des
Beutelsbacher Konsenses als anerkannte Grundlage für die politische 
Bildungsarbeit. Das heißt: Die
Jungoffiziere dürfen an den Schulen ausdrücklich nicht für den Dienst in 
der Bundeswehr werben. Die
verantwortlichen Lehrer*innen sind durchgehend anwesend und müssen dafür 
Sorge tragen, dass der
Besuch von Vertreter*innen der Bundeswehr angemessen vor- und 
nachbereitet wird.

Die Umsetzung dieser Prinzipien lässt aus unserer Sicht nur die 
kritische Diskussion als Format zu.
Diskussionen mit Bundeswehrangehörigen an Schulen sollten daher 
gemeinsam mit Vertreter*innen einer
zivilgesellschaftlichen Institution stattfinden, um kontroverse 
Positionen darzustellen. Mit der
Servicestelle Friedensbildung, die die grün-geführte Landesregierung 
2015 initiiert hat, haben die
Schulen hier eine kompetente Anlaufstelle. Die Teilnahme an 
Veranstaltungen mit
Bundeswehrangehörigen muss für Schüler*innen zudem freiwillig sein.

Garant für die Einhaltung der beschriebenen Rahmenbedingungen sind in 
erster Linie die Schulen selbst.
Bundeswehrangehörige kommen nur auf Einladung an die Schulen. Lehrkräfte 
sind aufgefordert, auf die
ausgewogene Behandlung dieser Thematik zu achten.

Was für uns Grüne klar ist: Auch zivilgesellschaftliche Akteur*innen und 
Nichtregierungsorganisationen
müssen für eine ganzheitliche friedens- und sicherheitspolitische 
Aufklärung gleichberechtigten Zugang
zu den Schulen haben.

_Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und 
Rüstungsbetrieben?

Antwort: Uns liegen keine Informationen zu Kooperationen zwischen 
Schulen und Rüstungsbetrieben in BadenWürttemberg vor. Grundsätzlich 
würden wir solche Kooperationen aber kritisch beurteilen.

Gerne stehe ich nach der Landtagswahl auch für ein persönliches Gespräch 
zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen
Nadyne Saint-Cast



________________
Nadyne Saint-Cast
Stadträtin, Landtagskandidatin
Burgackerweg 4
79104 Freiburg
Tel. 0171-1939789


https://saint-cast.de

Am 4. März 2021, 17:38 +0100 schrieb Weber Markus <Markus.Weber@seelsorgeamt-freiburg.de>:






<nadyne.saint-cast@gruene-freiburg.de>
BETREFF: WG: BÜNDNIS SCHULFREI FÜR DIE BUNDESWEHR – LERNEN FÜR DEN
FRIEDEN: UNSERE FRAGEN ZUR LANDTAGSWAHL 2021

BÜNDNIS SCHULFREI FÜR DIE BUNDESWEHR – LERNEN FÜR DEN FRIEDEN

--- FRAGEN ZUR LANDTAGSWAHL 2021 ---

Sehr geehrte Frau Saint-Cast,

Sie wollen sich bei der Wahl im März 2021 in den Landtag von
Baden-Württemberg wählen lassen. Wir freuen uns, wenn Sie uns folgende
Fragen im Kontext des Artikel 12 der Landesverfassung
beantworten: „Die Jugend ist zur Brüderlichkeit aller Menschen und zur
Friedensliebe… zu erziehen“!

In Baden-Württemberg wurde die Servicestelle Friedensbildung
etabliert, die in den fünf Jahren des Bestehens zu einem bundesweiten
Leuchtturmprojekt wurde. Ergänzend dazu ist die Verankerung der
Querschnittsaufgabe Friedensbildung insbesondere im Bereich der
Lehrer*innenausbildung an Universitäten und Pädagogischen Hochschulen
des Landes mittels einer ordentlichen Professur für Friedensbildung
bzw. Friedenspädagogik als erste ihrer Art in Deutschland anzustreben.

_Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die
Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode
deutlich ausgebaut werden?_

_Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg
gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und den Ausbau der
Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?_

Militärische Werbung bei Minderjährigen widerspricht den Prinzipien
der UN- Kinderrechtskonvention und verträgt sich nicht mit Art. 12 der
Landesverfassung. Der UN-Ausschuss fordert für die Rechte des Kindes
von Deutschland ein Verbot jeder Art von Bundeswehrwerbung bei
Minderjährigen (Januar 2014). Die Kinderkommission des Bundestages hat
sich dieser Forderung angeschlossen.

_Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher
militärischer Werbung bei_ _Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?_

Der Bundeswehr wird durch das Kultusministerium in einer
Kooperationsvereinbarung vom 14. August 2014 ein bevorzugter Zugang zu
Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt. Besonders
problematisch ist es, dass die Jugendoffiziere „über die zur
Friedenssicherung möglichen Instrumente der Politik“ in der Schule
informieren und insbesondere Kenntnisse „zur globalen
Konfliktverhütung und Krisenbewältigung“ vermitteln sollen. Die
Vermittlung dieser Kenntnisse sollte allein die Aufgabe der Lehrkräfte
sein. Der Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen,
Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt werden.

_Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?_

_Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der
Kooperationsvereinbarung zwischen dem_

_Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?_

In einigen Regionen von Baden-Württemberg, z.B. am Bodensee, gibt es
mehr oder weniger intensive Kooperationen zwischen Schulen und
Rüstungsbetrieben. Mit dem Problem, den Blick zu verstellen, dass der
Wohlstand der Region auf todbringenden Waffen beruht.

_Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen
und Rüstungsbetrieben?_

Im Auftrag des Bündnisses

danke ich Ihnen und grüße Sie herzlich

Markus Weber

Referent für Friedensbildung/pax christi

-------------------------

[1] [1]

Erzdiözese Freiburg | Erzbischöfliches Seelsorgeamt | Abteilung IV
(Sozialpastoral) | Referat Kirche in Gesellschaft und Politik

Okenstr. 15 | D-79108 Freiburg | Tel. +49 761 5144 269 |
markus.weber@seelsorgeamt-freiburg.de | www.ebfr.de [1] |
www.freiburg.paxchristi.de [2]

[3] [4] [5] [6]
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		From

		Alexander.Salomon@gruene.landtag-bw.de

		To

		Weber Markus

		Recipients

		Markus.Weber@seelsorgeamt-freiburg.de



Sehr geehrter Herr Weber,



herzlichen Dank für Ihre Nachricht und die übermittelten Fragen, die ich Ihnen gerne im Folgenden beantworte.



Sollten Sie weitere Fragen oder Anregungen haben, können Sie mir jederzeit schreiben.



Mit freundlichen Grüßen



Alexander Salomon MdL



 



 



Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?



Wir haben in unserem Wahlprogramm zur Landtagswahl verankert, dass wir "um den friedlichen Dialog auch im späteren Leben zu verbessern, [...] die Servicestelle Friedensbildung in Baden-Württemberg finanziell stärken und personell ausbauen." werden. Diesen Weg unterstütze ich voll und ganz und werde mich dafür einsetzen, dass stärkere finanzielle und personelle Unterstützung der Servicestelle Friedensbildung umgesetzt wird.



Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?



Ich bin kein Anhänger davon, dass man immer neue Professuren schafft. Unterstützende wissenschaftliche Strukturen können auch anders aussehen und anderweitig strukturiert werden. Gerne können wir uns darüber mit der Wissenschaft austauschen und nach einer geeigneten Lösung suchen.



Militärische Werbung bei Minderjährigen widerspricht den Prinzipien der UN- Kinderrechtskonvention und verträgt sich nicht mit Art. 12 der Landesverfassung. Der UN-Ausschuss fordert für die Rechte des Kindes von Deutschland ein Verbot jeder Artvon Bundeswehrwerbung bei Minderjährigen (Januar 2014). Die Kinderkommission des Bundestages hat sich dieser Forderung angeschlossen.



Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?



Ja. Militärische Werbung hat keinen Platz in unseren Schulen.



 



Der Bundeswehr wird durch das Kultusministerium in einer Kooperationsvereinbarung vom 14. August 2014 ein bevorzugter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt. Besonders problematisch ist es, dass die Jugendoffiziere „über die zur Friedenssicherung möglichen Instrumente der Politik“ in der Schule informieren und insbesondere Kenntnisse „zur globalen Konfliktverhütung und Krisenbewältigung“ vermitteln sollen. Die Vermittlung dieser Kenntnisse sollte allein die Aufgabe der Lehrkräfte sein. Der Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt werden.



Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?



Ja.



Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?



Ja. 



 



In einigen Regionen von Baden-Württemberg, z.B. am Bodensee, gibt es mehr oder weniger intensive Kooperationen zwischen Schulen und Rüstungsbetrieben. Mit dem Problem, den Blick zu verstellen, dass der Wohlstand der Region auch auf todbringenden Waffen beruht.



Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben?



Ja.



 



 



 



Alexander Salomon MdL



Konrad-Adenauer-Straße 12



70173 Stuttgart



Tel: 0711 / 2063 - 623



Fax: 0711 / 2063 - 14 660 



 



Aktuelle News und mehr Informationen:



alexander-salomon.de



instagram.com/_alex_salomon_



facebook.com/salomon.alexander



 



 



Von: Weber Markus <Markus.Weber@seelsorgeamt-freiburg.de> 
Gesendet: Freitag, 5. März 2021 11:50
An: Salomon, Alexander <Alexander.Salomon@gruene.landtag-bw.de>
Betreff: WG: Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden: Unsere Fragen zur Landtagswahl 2021



 



twitter.com/salomon_alex



 



 



 



 



Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden



--- Fragen zur Landtagswahl 2021 ---



 



Sehr geehrter Herr Salomon,



 



Sie wollen sich bei der Wahl im März 2021 in den Landtag von Baden-Württemberg wählen lassen. Wir freuen uns, wenn Sie uns folgende Fragen im Kontext des Artikel 12 der Landesverfassung beantworten: „Die Jugend ist zur Brüderlichkeit aller Menschen und zur Friedensliebe… zu erziehen“!



 



In Baden-Württemberg wurde die Servicestelle Friedensbildung etabliert, die in den fünf Jahren des Bestehens zu einem bundesweiten Leuchtturmprojekt wurde. Ergänzend dazu ist die Verankerung der Querschnittsaufgabe Friedensbildung insbesondere im Bereich der Lehrer*innenausbildung an Universitäten und Pädagogischen Hochschulen des Landes mittels einer ordentlichen Professur für Friedensbildung bzw. Friedenspädagogik als erste ihrer Art in Deutschland anzustreben.



 



Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?



 



Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?



 



Militärische Werbung bei Minderjährigen widerspricht den Prinzipien der UN- Kinderrechtskonvention und verträgt sich nicht mit Art. 12 der Landesverfassung. Der UN-Ausschuss fordert für die Rechte des Kindes von Deutschland ein Verbot jeder Art von Bundeswehrwerbung bei Minderjährigen (Januar 2014). Die Kinderkommission des Bundestages hat sich dieser Forderung angeschlossen.



 



Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?



 



Der Bundeswehr wird durch das Kultusministerium in einer Kooperationsvereinbarung vom 14. August 2014 ein bevorzugter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt. Besonders problematisch ist es, dass die Jugendoffiziere „über die zur Friedenssicherung möglichen Instrumente der Politik“ in der Schule informieren und insbesondere Kenntnisse „zur globalen Konfliktverhütung und Krisenbewältigung“ vermitteln sollen. Die Vermittlung dieser Kenntnisse sollte allein die Aufgabe der Lehrkräfte sein. Der Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt werden.



 



Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?



 



Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem



Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?



 



In einigen Regionen von Baden-Württemberg, z.B. am Bodensee, gibt es mehr oder weniger intensive Kooperationen zwischen Schulen und Rüstungsbetrieben. Mit dem Problem, den Blick zu verstellen, dass der Wohlstand der Region auch auf todbringenden Waffen beruht.



 



Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben?



 



 



Im Auftrag des Bündnisses 







 



danke ich Ihnen und grüße Sie herzlich



 



Markus Weber



Referent für Friedensbildung/pax christi



  _____  






Erzdiözese Freiburg  |  Erzbischöfliches Seelsorgeamt  |  Abteilung IV (Sozialpastoral) |  Referat Kirche in Gesellschaft und Politik



Okenstr. 15  |  D-79108 Freiburg  |  Tel. +49 761 5144 269  |  markus.weber@seelsorgeamt-freiburg.de  |  www.ebfr.de | www.freiburg.paxchristi.de
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Ihre Fragen zur Friedensbildung

		From

		Marianne Schäfer

		To

		freiburg@paxchristi.de

		Recipients

		freiburg@paxchristi.de





    Sehr geehrter Herr Weber,




    danke für ihre interessierten Fragen, die ich untenstehend

      beantwortet habe.




    Liebe Grüße,




    Marianne Schäfer




     




    

      Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für

        die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten

        Legislaturperiode

        deutlich ausgebaut werden?




    

      Sicherlich leistet die Servicestelle Friedensbildung eine gute

      Arbeit, allerdings werden wir in der nächsten Legislatur wohl kaum

      die Möglichkeit haben irgendwelche Mittel deutlich auszubauen, da

      wir zunächst einmal die Ausgabenflut aus der Corona Pandemie

      bewältigen müssen.




    

      Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf

        den

        Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und den

        Ausbau

        der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?




    

      Über ihre Professuren entscheiden meines Wissens die Hochschulen.

      Hier hat die Politik – gerade unter der Bedngung der Freiheit von

      Forschung und Lehre – nichts mitzureden!




    

      Militärische Werbung bei Minderjährigen widerspricht den

        Prinzipien der UN- Kinderrechtskonvention und verträgt sich

        nicht

        mit Art. 12 der Landesverfassung. Der UN-Ausschuss fordert für

        die

        Rechte des Kindes von Deutschland ein Verbot jeder Art von

        Bundeswehrwerbung bei Minderjährigen (Januar 2014). Die

        Kinderkommission des Bundestages hat sich dieser Forderung

        angeschlossen.




    

      Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher

        militärischer Werbung bei


        Minderjährigen unter 18 Jahren

        einsetzen?




    

      Meines Wissens nach sind minderjährige keiner spezifischen

      militärischen Werbung ausgesetzt, abgesehen von den Plakaten der

      Bundeswehr im öffentlichen Raum.




    

      Der Bundeswehr wird durch das Kultusministerium in einer

        Kooperationsvereinbarung vom 14. August 2014 ein bevorzugter

        Zugang

        zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt.

        Besonders

        problematisch ist es, dass die Jugendoffiziere „über die zur

        Friedenssicherung möglichen Instrumente der Politik“ in der

        Schule

        informieren und insbesondere Kenntnisse „zur globalen

        Konfliktverhütung und Krisenbewältigung“ vermitteln sollen. Die

        Vermittlung dieser Kenntnisse sollte allein die Aufgabe der

        Lehrkräfte sein. Der Bundeswehr sollte kein privilegierter

        Zugang zu

        Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt werden.




    

      Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?




    

      Nein, denn ich denke es ist wichtig, dass auch Menschen aus

      entsprechenden Berufsgruppen an der Schule informieren. Fänden Sie

      es auch verwerflich, wenn ein Bäckermeister an der Schule über

      seinen Beruf berichtet und würden sagen, die Vermittlung von

      Wissen

      aus dem Bäckerhandwerk ist allein den Lehrkräften vorbehalten?


      Den

      Jugendofizieren ist explizit verboten jegliche Anwerbung für die

      Bundeswehr zu beteiben und sie dürfen nur über die Tätigkeit

      informieren. Und dass Bürger eines Landes über die militärischen

      Tätigkeiten informiert sind und diese transparent kommuniziert

      werden halte ich für wichtig!




    

      Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der

        Kooperationsvereinbarung zwischen dem


        Kultusministerium und der

        Bundeswehr einsetzen?




    

      Nein.




    

      In einigen Regionen von Baden-Württemberg, z.B. am Bodensee,

        gibt

        es mehr oder weniger intensive Kooperationen zwischen Schulen

        und

        Rüstungsbetrieben. Mit dem Problem, den Blick zu verstellen,

        dass

        der Wohlstand der Region auf todbringenden Waffen beruht.




    

      Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von

        Schulen und Rüstungsbetrieben?




    

      Da ich nicht weiß in welcher Form diese Kooperation stattfindet,

      kann ich dazu nichts sagen. 




    


    




    

      




    -- 

Marianne Schäfer

--------------------

Landtagskandidatin FDP WK 46 und 47

stellv. Vorsitzende FDP Freiburg

Mail: schaefer@julis-bw.de

marianne-schaefer.de
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		From

		Pascal Schejnoha

		To

		freiburg@paxchristi.de

		Recipients

		freiburg@paxchristi.de



Sehr geehrter Herr Weber,

vielen Dank für Ihre Nachricht und Ihre Fragen in Bezug auf das Bündnis "Schulfrei für die Bundeswehr". Gerne werde ich die Fragen nach bestem Wissen und Gewissen beantworten:


Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?


Wir werden die im

Kapitel der Landeszentrale für politische Bildung des Staatshaushaltsplans

aufgeführte Servicestelle Friedensbildung und ihre Arbeit auch weiterhin

unterstützen. 






Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur

auf den Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und den Ausbau der

Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?


Um diese Frage

qualifiziert zu beantworten, wären nähere Informationen über dieses Vorhaben

notwendig. Hingewiesen sei an dieser Stelle jedoch schon einmal auf die

finanzielle Gesamtsituation des Landes gerade auch infolge der Corona-Pandemie.

Von dieser Situation hängt für uns ab, inwieweit zusätzliche Ausgaben in Frage

kommen. 


 


Militärische Werbung bei Minderjährigen widerspricht den

Prinzipien der UN- Kinderrechtskonvention und verträgt sich nicht mit Art. 12

der Landesverfassung. Der UN-Ausschuss fordert für die Rechte des Kindes von

Deutschland ein Verbot jeder Art von Bundeswehrwerbung bei Minderjährigen

(Januar 2014). Die Kinderkommission des Bundestages hat sich dieser Forderung

angeschlossen.


Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher

militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?


S. u. 


 


Der Bundeswehr wird durch das Kultusministerium in einer

Kooperationsvereinbarung vom 14. August 2014 ein bevorzugter Zugang zu Schulen,

Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt. Besonders problematisch ist es,

dass die Jugendoffiziere „über die zur Friedenssicherung möglichen Instrumente

der Politik“ in der Schule informieren und insbesondere Kenntnisse „zur

globalen Konfliktverhütung und Krisenbewältigung“ vermitteln sollen. Die

Vermittlung dieser Kenntnisse sollte allein die Aufgabe der Lehrkräfte sein. Der

Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und

Lehrerfortbildung eingeräumt werden.


Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?


S. u.


 


Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der

Kooperationsvereinbarung zwischen dem Kultusministerium und der Bundeswehr

einsetzen?


Zu Fragen 3, 4 und 5: Ebenso

wie beispielsweise die oben erwähnte Servicestelle Friedensbildung unterstützen

wir weiterhin auch die Bundeswehr und ihre Jugendoffiziere bei ihrer Arbeit

beziehungsweise ihrem Beitrag zur politischen Bildung an den Schulen. Die

Kooperationsvereinbarung wollen wir beibehalten. Im Sinne der Vereinbarung

haben Schulen u. a. die Möglichkeit, Jugendoffiziere einzuladen, damit diese

über die Sicherheitspolitik der Bundesrepublik informieren und mit den Schülerinnen

und Schülern über Fragen der Friedenssicherung diskutieren. Diese Möglichkeit

dient ausdrücklich nicht dazu, für Tätigkeiten bei der Bundeswehr zu werben. Wir

befürworten es ausdrücklich, wenn externe Partner mit den Schulen

zusammenarbeiten und in den Unterricht kommen. Und wir vertrauen darauf, dass

unsere Lehrkräfte den Beutelsbacher Konsens anwenden, wonach die Schülerinnen

und Schüler nicht mit einer Meinung überwältigt werden dürfen und ein

kontroverses Thema in seiner Kontroversität dargestellt werden muss. 


 


In einigen Regionen von Baden-Württemberg, z.B. am Bodensee,

gibt es mehr oder weniger intensive Kooperationen zwischen Schulen und

Rüstungsbetrieben. Mit dem Problem, den Blick zu verstellen, dass der Wohlstand

der Region auch auf todbringenden Waffen beruht.






Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von

Schulen und Rüstungsbetrieben?





































































Wir unterstützen generell

Kooperationen von Schulen mit Wirtschaftsbetrieben. Dass ein Betrieb Produkte

herstellt, die zu militärischen Zwecken dienen, ist aus unserer Sicht kein

Ausschlussgrund für eine Schulkooperation. 





Freundliche Grüße


Pascal Schejnoha
Landtagskandidat
FDP Neckar-Odenwald
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Sehr geehrter Herr Weber, 
ich habe die Antworten jeweils der Frage zugeordnet.
Freundliche Grüße und einen gesegneten Sonntag,
Ihre

Dr. Dorothee Schlegel

SPD-Landtagskandidatin für unseren Neckar-Odenwald-Kreis
Hainstr. 11
74842 Billigheim 
dorotheeschlegel@gmx.de


Name: Markus Weber
E-Mail: freiburg@paxchristi.de
Nachricht: Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden
--- Fragen zur Landtagswahl 2021 ---

Sehr geehrte Frau Schlegel,

Sie wollen sich bei der Wahl im März 2021 in den Landtag von Baden-Württemberg wählen lassen. Wir freuen uns, wenn Sie uns folgende Fragen im Kontext des Artikel 12 der Landesverfassung beantworten: „Die Jugend ist zur Brüderlichkeit aller Menschen und zur Friedensliebe… zu erziehen“!

In Baden-Württemberg wurde die Servicestelle Friedensbildung etabliert, die in den fünf Jahren des Bestehens zu einem bundesweiten Leuchtturmprojekt wurde. Ergänzend dazu ist die Verankerung der Querschnittsaufgabe Friedensbildung insbesondere im Bereich der Lehrer*innenausbildung an Universitäten und Pädagogischen Hochschulen des Landes mittels einer ordentlichen Professur für Friedensbildung bzw. Friedenspädagogik als erste ihrer Art in Deutschland anzustreben.

Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?
Ja, denn ich halte Friedensbildung im Kleinen wie im Großen für sehr wichtig.

Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?

Militärische Werbung bei Minderjährigen widerspricht den Prinzipien der UN- Kinderrechtskonvention und verträgt sich nicht mit Art. 12 der Landesverfassung. Der UN-Ausschuss fordert für die Rechte des Kindes von Deutschland ein Verbot jeder Art von Bundeswehrwerbung bei Minderjährigen (Januar 2014). Die Kinderkommission des Bundestages hat sich dieser Forderung angeschlossen.

Ja, ich halte es für überaus zielführend, hier eine bessere Ausbildung der Friedensbildung einzurichten.

Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?

Der Bundeswehr wird durch das Kultusministerium in einer Kooperationsvereinbarung vom 14. August 2014 ein bevorzugter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt. Besonders problematisch ist es, dass die Jugendoffiziere „über die zur Friedenssicherung möglichen Instrumente der Politik“ in der Schule informieren und insbesondere Kenntnisse „zur globalen Konfliktverhütung und Krisenbewältigung“ vermitteln sollen. Die Vermittlung dieser Kenntnisse sollte allein die Aufgabe der Lehrkräfte sein. Der Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt werden.

Eine Privilegierung der Bundeswehr halte ich nicht für gut. Denn Kinder und Jugendliche sollen das breite Spektrum "was zu Frieden dient" kennenlernen. Mir ist es außerordentlich wichtig, dass der Religionsunterricht an unseren Schulen ebenso zur Friedens- und Wertebildung beiträgt, wie auch der Ethikunterricht. Daher kann ich mir gemeinsame "Friedensprojekte" in der Schule vorstellen, in der nur mir oder neben der Entwicklungshilfe, der Diplomatie und der Arbeit der Kirchen und der Missionsdienste die Bundeswehr in Schulen auftreten darf. Wie dies verwirklicht werden kann, wäre auc Aufgabe der Servicestelle Friedensbildung. 

Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?

Siehe Antwort zu Frage 3. 

Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?

In einigen Regionen von Baden-Württemberg, z.B. am Bodensee, gibt es mehr oder weniger intensive Kooperationen zwischen Schulen und Rüstungsbetrieben. Mit dem Problem, den Blick zu verstellen, dass der Wohlstand der Region auch auf todbringenden Waffen beruht.

Über eine Kündigung des Kooperationsvertrags muss in der kommenden Legislaturperiode intensiv nachgedacht werden. Sollte eine Kündigung nicht gelingen, müssen gleichberechtigt andere Organisationen zur Meinungsbildung zugelassen werden. 

Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben?

Ich teile diese deutliche Kritik. 

Im Auftrag des Bündnisses
danke ich Ihnen und grüße Sie herzlich

Markus Weber
Referent für Friedensbildung/pax christi ________________________________________
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Re: Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden: Unsere Fragen zur Landtagswahl 2021

		From

		Andrea Schröder-Ritzrau

		To

		Weber Markus

		Recipients

		Markus.Weber@seelsorgeamt-freiburg.de



Sehr geehrter Herr Weber,

danke für Ihre Anfrage, anbei meine Kommentare zu Ihren Fragen, die ich auch bereits einem hiesigen Mitglied der Friedensbildung so beantwortet habe. Für weitere Fragen stehe ich zur Verfügung.


Herzliche Grüße zurück,

Andrea Schröder-Ritzrau






Frage 1: Ja, ich werde mich für eine Ausweitung der Förderung der Service Stelle Friedensbildung einsetzen.



Frage 2: Eine Ausweitung der Service Stelle Friedensbildung kann ich mir gut vorstellen. Die Aufgabe, ein Grundlagenwerk zu Friedensbildung in der Schulpraxis zu veröffentlichen, ein breites Netzwerk vieler Schulen zu generieren, sowie verbindliche Angebote in der Aus­ und Fortbildung aller Lehrkräfte zu verankern und somit die Friedensbildung in unseren Schulen nachhaltig zu implementieren, halte ich für eine wichtige und dauerhafte Aufgabe, die die Schaffung einer Professur für Friedensbildung in Theorie und Praxis rechtfertigt. 



Frage 3: Ja, ich werde mich im Landtag für den Stopp militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen. Im Rahmen der Berufsorientierung soll allerdings Information über die Bundeswehr und ihre Berufsausbildung gewährleistet sein. 



Frage 4: Ja, ich teile die Meinung, dass es keinen privilegierten Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung für die Bundeswehr geben sollte.



Frage 5: Ich würde die Kooperationsvereinbarung zwischen dem Kultusministerium und der Bundeswehr auf den Prüfstand stellen.



Frage 6: Ich teile die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben.












	

	
	


	




Dr. Andrea Schröder-Ritzrau

Landtagskandidatin 2021 WK37


Stellv. Kreisvorsitzende SPD Rhein-Neckar

www.andrea.schroeder-ritzrau.de


andrea@schroeder-ritzrau.de







Am Fr., 5. März 2021 um 17:07 Uhr schrieb Weber Markus <Markus.Weber@seelsorgeamt-freiburg.de>:




 



Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden



--- Fragen zur Landtagswahl 2021 ---



 



Sehr geehrte Frau Schröder-Ritzrau,



 



Sie wollen sich bei der Wahl im März 2021 in den Landtag von Baden-Württemberg wählen lassen. Wir freuen uns, wenn Sie uns folgende Fragen im Kontext des Artikel 12 der Landesverfassung beantworten: „Die Jugend ist zur Brüderlichkeit aller Menschen und zur Friedensliebe… zu erziehen“!



 



In Baden-Württemberg wurde die Servicestelle Friedensbildung etabliert, die in den fünf Jahren des Bestehens zu einem bundesweiten Leuchtturmprojekt wurde. Ergänzend dazu ist die Verankerung der Querschnittsaufgabe Friedensbildung insbesondere im Bereich der Lehrer*innenausbildung an Universitäten und Pädagogischen Hochschulen des Landes mittels einer ordentlichen Professur für Friedensbildung bzw. Friedenspädagogik als erste ihrer Art in Deutschland anzustreben.



 



Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?



 



Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?



 



Militärische Werbung bei Minderjährigen widerspricht den Prinzipien der UN- Kinderrechtskonvention und verträgt sich nicht mit Art. 12 der Landesverfassung. Der UN-Ausschuss fordert für die Rechte des Kindes von Deutschland ein Verbot jeder Art von Bundeswehrwerbung bei Minderjährigen (Januar 2014). Die Kinderkommission des Bundestages hat sich dieser Forderung angeschlossen.



 



Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?



 



Der Bundeswehr wird durch das Kultusministerium in einer Kooperationsvereinbarung vom 14. August 2014 ein bevorzugter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt. Besonders problematisch ist es, dass die Jugendoffiziere „über die zur Friedenssicherung möglichen Instrumente der Politik“ in der Schule informieren und insbesondere Kenntnisse „zur globalen Konfliktverhütung und Krisenbewältigung“ vermitteln sollen. Die Vermittlung dieser Kenntnisse sollte allein die Aufgabe der Lehrkräfte sein. Der Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt werden.



 



Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?



 



Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem



Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?



 



In einigen Regionen von Baden-Württemberg, z.B. am Bodensee, gibt es mehr oder weniger intensive Kooperationen zwischen Schulen und Rüstungsbetrieben. Mit dem Problem, den Blick zu verstellen, dass der Wohlstand der Region auch auf todbringenden Waffen beruht.



 



Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben?



 



 



Im Auftrag des Bündnisses 







 



danke ich Ihnen und grüße Sie herzlich



 



Markus Weber



Referent für Friedensbildung/pax christi





  _____  
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AW: Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden: Unsere Fragen zur Landtagswahl 2021

		From

		erik.schweickert@fdp.landtag-bw.de

		To

		Weber Markus

		Recipients

		Markus.Weber@seelsorgeamt-freiburg.de



Sehr geehrter Herr Weber,



 



vielen Dank für ihre Fragen zur Landtagswahl 2021, die ich Ihnen gerne beantworte.



 



Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?



-        Wir werden die im Kapitel der Landeszentrale für politische Bildung des Staatshaushaltsplans aufgeführte Servicestelle Friedensbildung und ihre Arbeit auch weiterhin unterstützen.



 



Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?



-        Um diese Frage qualifiziert zu beantworten, wären nähere Informationen über dieses Vorhaben notwendig. Hingewiesen sei an dieser Stelle jedoch schon einmal auf die finanzielle Gesamtsituation des Landes gerade auch infolge der Corona-Pandemie. Von dieser Situation hängt für uns ab, inwieweit zusätzliche Ausgaben in Frage kommen.



 



Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?



Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?



Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?



-        Zu Fragen 3, 4 und 5: Ebenso wie beispielsweise die oben erwähnte Servicestelle Friedensbildung unterstützen wir weiterhin auch die Bundeswehr und ihre Jugendoffiziere bei ihrer Arbeit beziehungsweise ihrem Beitrag zur politischen Bildung an den Schulen. Die Kooperationsvereinbarung wollen wir beibehalten. Im Sinne der Vereinbarung haben Schulen u. a. die Möglichkeit, Jugendoffiziere einzuladen, damit diese über die Sicherheitspolitik der Bundesrepublik informieren und mit den Schülerinnen und Schülern über Fragen der Friedenssicherung diskutieren. Diese Möglichkeit dient ausdrücklich nicht dazu, für Tätigkeiten bei der Bundeswehr zu werben. Wir befürworten es ausdrücklich, wenn externe Partner mit den Schulen zusammenarbeiten und in den Unterricht kommen. Und wir vertrauen darauf, dass unsere Lehrkräfte den Beutelsbacher Konsens anwenden, wonach die Schülerinnen und Schüler nicht mit einer Meinung überwältigt werden dürfen und ein kontroverses Thema in seiner Kontroversität dargestellt werden muss.



 



Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben?



-        Wir unterstützen generell Kooperationen von Schulen mit Wirtschaftsbetrieben. Dass ein Betrieb Produkte herstellt, die zu militärischen Zwecken dienen, ist aus unserer Sicht kein Ausschlussgrund für eine Schulkooperation.



 



Mit freundlichen Grüßen



Erik Schweickert



 



Wahlkreisbüro



                       Landtagsbüro



FDP-Wahlkreisbüro Enzkreis



Prof. Dr. Erik Schweickert MdL



Zerrennerstraße 26



75172 Pforzheim



Tel: 07231/5890953



Fax: 07231/5890954



 



Landtag von Baden-Württemberg 



Prof. Dr. Erik Schweickert MdL



Konrad-Adenauer-Straße 3 (Besuchsadresse: Haus der Abgeordneten am Schlossplatz (Königin-Olga-Bau) Stauffenbergstraße 1)



70173 Stuttgart



Tel: 0711/2063 9105



Fax: 0711/2063 14 9105



E-Mail: erik.schweickert@fdp.landtag-bw.de



Homepage: www.erik-schweickert.de



 



 



Von: Weber Markus <Markus.Weber@seelsorgeamt-freiburg.de> 
Gesendet: Freitag, 5. März 2021 16:34
An: Schweickert, Dr. Erik <erik.schweickert@fdp.landtag-bw.de>
Betreff: WG: Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden: Unsere Fragen zur Landtagswahl 2021



 



 



Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden



--- Fragen zur Landtagswahl 2021 ---



 



Sehr geehrter Herr Prof. Dr. Schweickert,



 



Sie wollen sich bei der Wahl im März 2021 in den Landtag von Baden-Württemberg wählen lassen. Wir freuen uns, wenn Sie uns folgende Fragen im Kontext des Artikel 12 der Landesverfassung beantworten: „Die Jugend ist zur Brüderlichkeit aller Menschen und zur Friedensliebe… zu erziehen“!



 



In Baden-Württemberg wurde die Servicestelle Friedensbildung etabliert, die in den fünf Jahren des Bestehens zu einem bundesweiten Leuchtturmprojekt wurde. Ergänzend dazu ist die Verankerung der Querschnittsaufgabe Friedensbildung insbesondere im Bereich der Lehrer*innenausbildung an Universitäten und Pädagogischen Hochschulen des Landes mittels einer ordentlichen Professur für Friedensbildung bzw. Friedenspädagogik als erste ihrer Art in Deutschland anzustreben.



 



Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?



 



Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?



 



Militärische Werbung bei Minderjährigen widerspricht den Prinzipien der UN- Kinderrechtskonvention und verträgt sich nicht mit Art. 12 der Landesverfassung. Der UN-Ausschuss fordert für die Rechte des Kindes von Deutschland ein Verbot jeder Art von Bundeswehrwerbung bei Minderjährigen (Januar 2014). Die Kinderkommission des Bundestages hat sich dieser Forderung angeschlossen.



 



Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?



 



Der Bundeswehr wird durch das Kultusministerium in einer Kooperationsvereinbarung vom 14. August 2014 ein bevorzugter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt. Besonders problematisch ist es, dass die Jugendoffiziere „über die zur Friedenssicherung möglichen Instrumente der Politik“ in der Schule informieren und insbesondere Kenntnisse „zur globalen Konfliktverhütung und Krisenbewältigung“ vermitteln sollen. Die Vermittlung dieser Kenntnisse sollte allein die Aufgabe der Lehrkräfte sein. Der Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt werden.



 



Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?



 



Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem



Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?



 



In einigen Regionen von Baden-Württemberg, z.B. am Bodensee, gibt es mehr oder weniger intensive Kooperationen zwischen Schulen und Rüstungsbetrieben. Mit dem Problem, den Blick zu verstellen, dass der Wohlstand der Region auch auf todbringenden Waffen beruht.



 



Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben?



 



 



Im Auftrag des Bündnisses 







 



danke ich Ihnen und grüße Sie herzlich



 



Markus Weber



Referent für Friedensbildung/pax christi



  _____  
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WG: Mitteilung von der Webseite

		From

		Franz Segbers

		To

		freiburg@paxchristi.de

		Recipients

		freiburg@paxchristi.de



Sehr geehrter Herr Weber,

gern antworte ich auf Ihre Anfragen an die Landtagskandidaten,  

Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden? 

Wir brauchen endlich eine Politik, die dafür sorgt, dass Sicherheits- und Friedenspolitik nicht auf die Stärkung der Bundeswehr reduziert wird. Friedensbildung und Methoden ziviler Konfliktbearbeitung gehören stärker gefördert. Statt Kooperation mit der Bundeswehr braucht die Schule einen Ausbau der Friedenspädagogik. Friedenserziehung muss ein Kernziel von Bildung sein. In Kitas, Schulen, Hochschulen, der beruflichen Bildung und der Weiterbildung muss der Wert eines friedlichen Miteinanders aller Menschen anschaulich vermittelt werden. Dieser Prozess beginnt mit der Ausbildung des pädagogischen und wissenschaftlichen Personals. Denn: Frieden kann man lernen. Friedenspädagogik und Friedenserziehung stellen ein vernachlässigtes Feld der (Forschungs-) Förderung in Deutschland dar. Dies ist umso bedauerlicher und unerklärlicher, als daß in zahlreichen Berichten, Resolutionen und Dokumenten im internationalen und nationalen Kontext auf die herausragende Bedeutung von Bildung und Erziehung für die Bewältigung der Probleme des 21. Jahrhunderts im allgemeinen und für die Auseinandersetzung mit Gewalt und Konflikten im besonderen hingewiesen wird.

Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert? 
Unbedingt. Wer Methoden ziviler Friedenspolitik stärken will, der braucht auch eine wissenschaftlicher Forschung, Begleitung und Beratung. Wir brauchen dringend eine Forschungsförderung für ziviler Friedensbildung. Friedenspädagogik spielt eine unverzichtbare Rolle beim konstruktiven Umgang mit Konflikten und fördert die Befähigung zur gewaltfreien Konfliktaustragung. 



Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen? 

Die Bundeswehr hat in Schulen nicht zu suchen. Punkt!

Die Bundeswehr hat an Schulen nichts zu suchen. Deshalb stimme ich UN-Ausschuss für die Rechte des Kindes zu, ein Verbot jeder Art von Bundeswehrwerbung bei Minderjährigen auszuschließen. 

Frage 4: Teilen Sie diese Meinung? 

Dier Schule ist kein Ort zur Werbung für die Bundeswehr. Der Vertrag muss aufgekündigt werden. Eine schöne Aussicht: Stell Dir vor, niemand geht mehr zur Bundeswehr….!

Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem 
Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen? 

Ja, unbedingt.

Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben? 
Der Rüstungssektor gehört zurückgebaut. Keine Rüstungsexporte! Arbeit und Beschäftigung in Rüstungsbetriebe darf keine Jobzukunft für junge Menschen sein. Deshalb bin ich gegen die Kooperation von Rüstungsbetrieben und Schulen.
Prof. Dr. theol. Dr. Franz Segbers

Landtagskandidat der Partei DIE LINKE für den Wahlkreis Singen-Stockach

 

 

Prof. Dr. Franz Segbers

Thomas-Sättele-Str. 1a

78467 Konstanz

Mobile: 01522 16 32 492

07531 921 8001

www.Franz-Segbers.de

 

Neue Publikationen:

Franz Segbers, Neuausrichtung der Finanzierung von Religionsgemeinschaften im säkularen Staat. Eine Studie erstellt für die Rosa Luxemburg Stiftung, unter: https://www.rosalux.de/publikation/id/43174/neuausrichtung-der-finanzierung-von-religionsgemeinschaften-im-saekularen-staat?cHash=7f002cc35c80b1284d715319c0422a01

 

 

Cornelia Hildebrandt / Jürgen Klute / Helge Meves / Franz Segbers (Hg.): Die Linke und die Religion. Geschichte, Konflikte und Konturen. Eine Veröffentlichung der Rosa-Luxemburg- Stiftung, VSA: Verlag, Hamburg, ISBN 978-3-96488-010-9

 

Michael Ramminger/Franz Segbers (Hrsg.): »Alle Verhältnisse umzuwerfen und die Mächtigen vom Thron zu stürzen.« Das gemeinsame Erbe von Christen und Marx.
In Kooperation mit Edition ITP Kompass. Eine Veröffentlichung der Rosa-Luxemburg-Stiftung. ISBN 978389965-7906

Franz Segbers, Wie Armut in Deutschland Menschenrechte verletzt, Oberursel ISBN 978-3-88095-296-6

Franz Segbers, Ökonomie, die dem Leben dient. Menschenrechte als Grundlage einer christlichen Wirtschaftsethik, Kevelaer / Neukirchen-Vluyn, ISBN 978-3-76662-179-5

 



Markus Weber 
Referent für Friedensbildung/pax christi 
________________________________________ 
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Von: mailer@my.website-editor.net <mailer@my.website-editor.net> Im Auftrag von Meine Webseite
Gesendet: Freitag, 5. März 2021 10:41
An: mail@franz-segbers.de
Betreff: Mitteilung von der Webseite

 

Formular Antwortnachricht

Das folgende Formular wurde von Ihrer Webseite abgesendet - https://www.franz-segbers.de.
Name: Markus Weber
E-Mail-Adresse: 
Phone: 0761/5144-269
Message: Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden 
--- Fragen zur Landtagswahl 2021 --- 

Sehr geehrter Herr Prof. Dr. Segbers, 

Sie wollen sich bei der Wahl im März 2021 in den Landtag von Baden-Württemberg wählen lassen. Wir freuen uns, wenn Sie uns folgende Fragen im Kontext des Artikel 12 der Landesverfassung beantworten: „Die Jugend ist zur Brüderlichkeit aller Menschen und zur Friedensliebe… zu erziehen“! 

In Baden-Württemberg wurde die Servicestelle Friedensbildung etabliert, die in den fünf Jahren des Bestehens zu einem bundesweiten Leuchtturmprojekt wurde. Ergänzend dazu ist die Verankerung der Querschnittsaufgabe Friedensbildung insbesondere im Bereich der Lehrer*innenausbildung an Universitäten und Pädagogischen Hochschulen des Landes mittels einer ordentlichen Professur für Friedensbildung bzw. Friedenspädagogik als erste ihrer Art in Deutschland anzustreben. 

Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden? 

Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert? 

Militärische Werbung bei Minderjährigen widerspricht den Prinzipien der UN- Kinderrechtskonvention und verträgt sich nicht mit Art. 12 der Landesverfassung. Der UN-Ausschuss fordert für die Rechte des Kindes von Deutschland ein Verbot jeder Art von Bundeswehrwerbung bei Minderjährigen (Januar 2014). Die Kinderkommission des Bundestages hat sich dieser Forderung angeschlossen. 

Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen? 

Der Bundeswehr wird durch das Kultusministerium in einer Kooperationsvereinbarung vom 14. August 2014 ein bevorzugter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt. Besonders problematisch ist es, dass die Jugendoffiziere „über die zur Friedenssicherung möglichen Instrumente der Politik“ in der Schule informieren und insbesondere Kenntnisse „zur globalen Konfliktverhütung und Krisenbewältigung“ vermitteln sollen. Die Vermittlung dieser Kenntnisse sollte allein die Aufgabe der Lehrkräfte sein. Der Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt werden. 

Frage 4: Teilen Sie diese Meinung? 

Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem 
Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen? 

In einigen Regionen von Baden-Württemberg, z.B. am Bodensee, gibt es mehr oder weniger intensive Kooperationen zwischen Schulen und Rüstungsbetrieben. Mit dem Problem, den Blick zu verstellen, dass der Wohlstand der Region auch auf todbringenden Waffen beruht. 

Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben? 


Im Auftrag des Bündnisses danke ich Ihnen und grüße Sie herzlich 

Markus Weber 
Referent für Friedensbildung/pax christi 
________________________________________ 

Erzdiözese Freiburg | Erzbischöfliches Seelsorgeamt | Abteilung IV (Sozialpastoral) | Referat Kirche in Gesellschaft und Politik 
Okenstr. 15 | D-79108 Freiburg | Tel. +49 761 5144 269 | markus.weber@seelsorgeamt-freiburg.de | www.ebfr.de | www.freiburg.paxchristi.de 
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Sehr geehrter Herr Weber,

 

um es klar zu sagen, wir alle müssen uns für eine aktive Friedenspolitik einsetzen. Die Bundeswehr hat in Schulen nichts, aber auch gar nichts zu suchen, und auch im (universitären) Forschungsbereich darf es keine offene oder verdeckte Zusammenarbeit mit Bundeswehr und Rüstungsbetrieben (Drittmittelfinanzierung) geben.

 

Nun zu Ihren Fragen:

 

In Baden-Württemberg wurde die Servicestelle Friedensbildung etabliert, die in den fünf Jahren des Bestehens zu einem bundesweiten Leuchtturmprojekt wurde. Ergänzend dazu ist die Verankerung der Querschnittsaufgabe Friedensbildung insbesondere im Bereich der Lehrer*innenausbildung an Universitäten und Pädagogischen Hochschulen des Landes mittels einer ordentlichen Professur für Friedensbildung bzw. Friedenspädagogik als erste ihrer Art in Deutschland anzustreben.

Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?

 

Ja, definitiv! Bildung, die Kindern und Jugendlichen Werte wie Frieden, Toleranz und Gewaltfreiheit vermittelt, ist ein wichtiger Baustein auf dem Weg zu einer friedlicheren Welt. In unserem Landtagswahlprogramm ist die Servicestelle Friedenserziehung explizit als Partner für die Friedenserziehung benannt. 

Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?

 

Ja, Baden-Württemberg sollte hier neue Wege beschreiten und als erstes Bundesland eine Professur für Friedensbildung/Friedenspädagogik einrichten. Das würde sich über die Lehrer*innenausbildung auch langfristig und nachhaltig auszahlen. Diese Professur sollte ein Teil eines ganzen Wissenschaftsnetzwerkes sein, welches sich auch mit dem Thema Rassismus und Demokratie beschäftigt. Durch die Förderung solch kritischer Wissenschaft wollen wir eine weitergehende Demokratisierung und Weiterentwicklung hin zu einer friedlicheren Gesellschaft voranbringen. Eine solche Professur könnte auch den Prozess der nötigen Rüstungskonversion begleiten.

Militärische Werbung bei Minderjährigen widerspricht den Prinzipien der UN-Kinderrechtskonvention und verträgt sich nicht mit Art. 12 der Landesverfassung. Der UN-Ausschuss fordert für die Rechte des Kindes von Deutschland ein Verbot jeder Art von Bundeswehrwerbung bei Minderjährigen (Januar 2014). Die Kinderkommission des Bundestages hat sich dieser Forderung angeschlossen.

Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?

 

Ja, denn die Bundeswehr hat an Schulen oder anderen Orten, die von Minderjährigen frequentiert werden, nichts verloren. Unserer Ansicht haben Anwerbeversuche in Schulen, Hochschulen, bei Ausbildungsmessen und Arbeitsagenturen zu unterbleiben.  Auf Bundesebene setzen wir uns außerdem dafür ein, die immer aggressivere Bundeswehrwerbung, unter anderem über Social-Media Kanäle, deren Zielgruppe ebenfalls oft Minderjährige sind, massiv zurückzufahren. Stattdessen wollen wir Akteure aus der Friedensbewegung, wie der DFG-VK mehr Raum verschaffen und uns für einen Ausbau der Friedenserziehung einsetzen.

Der Bundeswehr wird durch das Kultusministerium in einer Kooperationsvereinbarung vom 14. August 2014 ein bevorzugter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt. Besonders problematisch ist es, dass die Jugendoffiziere „über die zur Friedenssicherung möglichen Instrumente der Politik“ in der Schule informieren und insbesondere Kenntnisse „zur globalen Konfliktverhütung und Krisenbewältigung“ vermitteln sollen. Die Vermittlung dieser Kenntnisse sollte allein die Aufgabe der Lehrkräfte sein. Der Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt werden.

Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?

 

Ja, denn die Bundeswehr kann als militärischer Akteur überhaupt nicht neutral über diese Themen informieren. Auch wenn die Jugendoffiziere an den Schulen offiziell nur „Öffentlichkeitsarbeit“ leisten, ist das eigentliche Ziel die Rekrutierung. Das lehnen wir entschieden ab und setzen uns auch auf Bundesebene dafür ein, dass die Bundeswehr ihre Rekrutierungsbestrebungen bei Minderjährigen einstellt.

Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?

 

Wir sind grundsätzlich gegen jede Form der zivil-militärischen Zusammenarbeit, das schließt auch diesen Bereich mit ein. Wir fordern in unserem Landtagswahlprogramm die sofortige Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen Bundeswehr und Kultusministerium. Stattdessen wollen wir eine aktive Friedenserziehung. 

In einigen Regionen von Baden-Württemberg, z.B. am Bodensee, gibt es mehr oder weniger intensive Kooperationen zwischen Schulen und Rüstungsbetrieben. Mit dem Problem, den Blick zu verstellen, dass der Wohlstand der Region auf todbringenden Waffen beruht.

Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben?



Ja. Eine Kooperation von Schulen und Rüstungsbetrieben ist entschieden abzulehnen. Wichtiger wäre es, über die Auswirkungen zu sprechen, die die Waffen dieser Rüstungsbetriebe weltweit haben. Wir wollen über die Flucht, Zerstörung, Hunger und Elend reden, die durch diese Waffen ausgelöst werden. Wir wollen konsequenterweise, dass nach einem umfangreichen Konversionsprogramm in Baden-Württemberg keine kriegsrelevanten Güter mehr hergestellt werden. Hier können Friedensinitiativen und Friedensbildung einen wichtigen Beitrag leisten. 



 



Mit besten Grüßen



Rolf Seifert



____________________________________________________________________
Rolf Seifert
Landtagswahlkandidat der Linken im Wahlkreis Breisgau
Kreisrat Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald (LISB)
LISB - Linke Liste Solidarischer Breisgau-Hochschwarzwald
Mitglied im Kreisverband Breisgau-Hochschwarzwald der Partei "Die Linke"
Dorfstr. 60, 79280 Au

  

  

Gesendet: Donnerstag, 04. März 2021 um 17:45 Uhr
Von: "Weber Markus" <Markus.Weber@seelsorgeamt-freiburg.de>
An: "rolf.seifert.ltw@gmx.de" <rolf.seifert.ltw@gmx.de>
Betreff: WG: Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden: Unsere Fragen zur Landtagswahl 2021



 



 



Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden



--- Fragen zur Landtagswahl 2021 ---



 



Sehr geehrter Herr Seifert,



 



Sie wollen sich bei der Wahl im März 2021 in den Landtag von Baden-Württemberg wählen lassen. Wir freuen uns, wenn Sie uns folgende Fragen im Kontext des Artikel 12 der Landesverfassung beantworten: „Die Jugend ist zur Brüderlichkeit aller Menschen und zur Friedensliebe… zu erziehen“!



 



In Baden-Württemberg wurde die Servicestelle Friedensbildung etabliert, die in den fünf Jahren des Bestehens zu einem bundesweiten Leuchtturmprojekt wurde. Ergänzend dazu ist die Verankerung der Querschnittsaufgabe Friedensbildung insbesondere im Bereich der Lehrer*innenausbildung an Universitäten und Pädagogischen Hochschulen des Landes mittels einer ordentlichen Professur für Friedensbildung bzw. Friedenspädagogik als erste ihrer Art in Deutschland anzustreben.



 



Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?



 



Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?



 



Militärische Werbung bei Minderjährigen widerspricht den Prinzipien der UN- Kinderrechtskonvention und verträgt sich nicht mit Art. 12 der Landesverfassung. Der UN-Ausschuss fordert für die Rechte des Kindes von Deutschland ein Verbot jeder Art von Bundeswehrwerbung bei Minderjährigen (Januar 2014). Die Kinderkommission des Bundestages hat sich dieser Forderung angeschlossen.



 



Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?



 



Der Bundeswehr wird durch das Kultusministerium in einer Kooperationsvereinbarung vom 14. August 2014 ein bevorzugter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt. Besonders problematisch ist es, dass die Jugendoffiziere „über die zur Friedenssicherung möglichen Instrumente der Politik“ in der Schule informieren und insbesondere Kenntnisse „zur globalen Konfliktverhütung und Krisenbewältigung“ vermitteln sollen. Die Vermittlung dieser Kenntnisse sollte allein die Aufgabe der Lehrkräfte sein. Der Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt werden.



 



Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?



 



Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem



Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?



 



In einigen Regionen von Baden-Württemberg, z.B. am Bodensee, gibt es mehr oder weniger intensive Kooperationen zwischen Schulen und Rüstungsbetrieben. Mit dem Problem, den Blick zu verstellen, dass der Wohlstand der Region auf todbringenden Waffen beruht.



 



Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben?



 



 



Im Auftrag des Bündnisses 







 



danke ich Ihnen und grüße Sie herzlich



 



Markus Weber



Referent für Friedensbildung/pax christi



  _____  






Erzdiözese Freiburg  |  Erzbischöfliches Seelsorgeamt  |  Abteilung IV (Sozialpastoral) |  Referat Kirche in Gesellschaft und Politik



Okenstr. 15  |  D-79108 Freiburg  |  Tel. +49 761 5144 269  |  markus.weber@seelsorgeamt-freiburg.de  |  www.ebfr.de | www.freiburg.paxchristi.de
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WG: Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden





Zu Ihren Fragen:



Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden? JA.



Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert? JA.



Militärische Werbung bei Minderjährigen widerspricht den Prinzipien der UN- Kinderrechtskonvention und verträgt sich nicht mit Art. 12 der Landesverfassung. Der UN-Ausschuss fordert für die Rechte des Kindes von Deutschland ein Verbot jeder Art von Bundeswehrwerbung bei Minderjährigen (Januar 2014). Die Kinderkommission des Bundestages hat sich dieser Forderung angeschlossen.



Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen? Auch dafür werde ich mich selbstverständlich einsetzen.



Der Bundeswehr wird durch das Kultusministerium in einer Kooperationsvereinbarung vom 14. August 2014 ein bevorzugter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt. Besonders problematisch ist es, dass die Jugendoffiziere „über die zur Friedenssicherung möglichen Instrumente der Politik“ in der Schule informieren und insbesondere Kenntnisse „zur globalen Konfliktverhütung und Krisenbewältigung“ vermitteln sollen. Die Vermittlung dieser Kenntnisse sollte allein die Aufgabe der Lehrkräfte sein. Der Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt werden.



Frage 4: Teilen Sie diese Meinung? Absolut.



Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen? Damit habe ich mich jetzt noch nicht tiefergehend auseinandergesetzt, jedoch halte ich eine Kündigung der Kooperationsvereinbarung grundsätzlich für sinnvoll.



In einigen Regionen von Baden-Württemberg, z.B. am Bodensee, gibt es mehr oder weniger intensive Kooperationen zwischen Schulen und Rüstungsbetrieben. Mit dem Problem, den Blick zu verstellen, dass der Wohlstand der Region auf todbringenden Waffen beruht.



Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben? JA, Rüstungsbetriebe haben in Schulen nichts zu suchen.



Mit freundlichen Grüßen

Jennifer Sühr



-- 

Jennifer Sühr

1. Vorsitzende SPD Dreisamtal

Kageneckstr. 3

79252 Stegen



Mobil: +49 151 21797877

Mail: jennifer.suehr@spd-dreisamtal.de



SOZIALDEMOKRATISCHE PARTEI DEUTSCHLANDS

Ortsverein Dreisamtal

www.spd-dreisamtal.de
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Sehr geehrter Herr Weber,



 



haben Sie herzlichen Dank für die Zusendung Ihrer Fragen, zu denen ich gerne Stellung nehme.



 



Für unsere Fraktion hat die Friedensbildung weiterhin einen sehr hohen Stellenwert. Unser Ziel ist es, ihre Bedeutung politisch zu unterstreichen und sie in der Bildungslandschaft weiter zu verankern. Aus diesem Grund haben wir uns auch dafür eingesetzt, dass Friedensbildung in den neuen Bildungsplänen als fächerübergreifendes Anliegen stärker verankert wird. Darüber hinaus wird das Thema auch in der Aus- und Fortbildung der Lehrerinnen und Lehrer eine zentrale Rolle einnehmen. 



 



Mit diesen Maßnahmen wollen wir dafür Sorge tragen, dass Friedensbildung, zivile Konfliktlösungen und Gewaltprävention in Baden-Württemberg ein Bestandteil des schulischen Lernens werden. 



 



Für uns ist klar: Unser Ziel ist die Entwicklung einer Kultur des Friedens. Dafür braucht es die Vermittlung von Friedensstrukturen, Friedenskompetenz, Friedensfähigkeit und Friedenshandeln. Dafür leistet die Servicestelle Friedensbildung einen unersetzbaren Beitrag! Uns war es daher in den letzten Jahren ein großes Anliegen, die personellen und finanziellen Ressourcen der Servicestelle aufzustocken. Damit wollen wir ihre Arbeit ausbauen und sie nach außen stärker sichtbar machen. Das ist uns in den letzten Jahren ein Stück weit gelungen. 



 



Wir sagen aber ganz offen: Zufrieden sind wir damit noch nicht. Wir bedauern es, dass es im Landtag keine politische Mehrheit für eine weitergehende Förderung der Servicestelle gibt. Gleichzeitig sind wir sehr froh, dass die Servicestelle mit den zur Verfügung gestellten Mitteln ihre bisher geleistete wertvolle Arbeit fortsetzen kann. 



 



Sie können sich darauf verlassen, dass wir uns auch in Zukunft für einen Ausbau der Servicestelle einsetzen werden. Es ist mir außerdem auch persönlich ein großes Anliegen, die Freiwilligendienste deutlich zu stärken und aufzuwerten – ein staatliches Pflichtjahr hingegen lehne ich ab. 



 



Nun zu Ihren Fragen im Einzelnen:



 



 



Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?



 



Ja.



 



Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?



 



Der Ausbau der Servicestelle hat für mich Priorität.



 



Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?



 



Uns Grünen ist es sehr wichtig, dass die Rolle der Bundeswehr und Auslandseinsätze in der Schule von allen Seiten beleuchtet werden. Ursachen von Krisen und deren langfristige Behebung, zivile Krisenprävention und friedliche Maßnahmen zur Konfliktlösung müssen in den Vordergrund gestellt werden.



 



Werbung für den Beruf der/des Soldat*in hat in der Berufsvorbereitung im Unterricht nichts verloren. Und dies ist auch nicht die Rolle von Jugendoffizieren. Es ist Jugendoffizieren untersagt, Rekrutierung von Soldat*innen zu betreiben. Sie haben nicht umsonst den Untertitel „Referent/in für Sicherheitspolitik“. Die Aufgabe der Jugendoffiziere ist es, das Konzept der „Vernetzten Sicherheit“ der Außen- und Sicherheitspolitik der Bundesrepublik darzustellen. 



 



Die Lehrkraft ist beim Besuch der Jugendoffiziere und bei der Behandlung des Themas Außen- und Sicherheitspolitik enorm wichtig. Sie unterstützt die Schüler*innen dabei, die Informationen einzuordnen und um andere Positionen zu ergänzen, damit die Schüler*innen eine umfassende Informationsbasis haben, um sich ihre eigene Meinung bilden zu können.



 



Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?



 



Siehe Antwort Frage 3.



 



Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem



Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?



 



Grundsätzlich ist die Ergänzung des Unterrichts durch externe Expert*innen zu begrüßen, da sie ein Thema aus erster Hand darstellen können. Deshalb kann ich mir auch vorstellen, dass „Referent*innen für Sicherheitspolitik“ aus den Reihen der Bundeswehr, deren Bedeutung präsentieren können. Wie oben dargestellt muss die Lehrkraft aber diesen Vortrag um andere Positionen ergänzen, damit sich die Schüler*innen eine eigene Meinung bilden können.



 



Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben?



 



Ja.



 



Für Fragen stehe ich jederzeit gerne zur Verfügung.



 



Freundliche Grüße




Dorothea Wehinger MdL



 



Mitglied im Ausschuss für Soziales und Integration



Mitglied im Ausschuss für Europa und Internationales



 



Wahlkreisbüro Singen



T +49 (0)7731 5051 151



wahlkreis@dorothea-wehinger.de 



Erreichbarkeit: Mo 9 – 17 Uhr, Di – Fr 9-14 Uhr



www.dorothea-wehinger.de



 



 



 



   



 



Fraktion GRÜNE im Landtag 



von Baden-Württemberg



Konrad-Adenauer-Straße 12



70173 Stuttgart



www.gruene-landtag-bw.de



 



 



Von: Weber Markus <Markus.Weber@seelsorgeamt-freiburg.de> 
Gesendet: Freitag, 5. März 2021 10:44
An: Dorothea Wehinger Wahlkreis <wahlkreis@dorothea-wehinger.de>
Betreff: WG: Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden: Unsere Fragen zur Landtagswahl 2021



 



 



 



 



 



Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden



--- Fragen zur Landtagswahl 2021 ---



 



Sehr geehrte Frau Wehinger,



 



Sie wollen sich bei der Wahl im März 2021 in den Landtag von Baden-Württemberg wählen lassen. Wir freuen uns, wenn Sie uns folgende Fragen im Kontext des Artikel 12 der Landesverfassung beantworten: „Die Jugend ist zur Brüderlichkeit aller Menschen und zur Friedensliebe… zu erziehen“!



 



In Baden-Württemberg wurde die Servicestelle Friedensbildung etabliert, die in den fünf Jahren des Bestehens zu einem bundesweiten Leuchtturmprojekt wurde. Ergänzend dazu ist die Verankerung der Querschnittsaufgabe Friedensbildung insbesondere im Bereich der Lehrer*innenausbildung an Universitäten und Pädagogischen Hochschulen des Landes mittels einer ordentlichen Professur für Friedensbildung bzw. Friedenspädagogik als erste ihrer Art in Deutschland anzustreben.



 



Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?



 



Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?



 



Militärische Werbung bei Minderjährigen widerspricht den Prinzipien der UN- Kinderrechtskonvention und verträgt sich nicht mit Art. 12 der Landesverfassung. Der UN-Ausschuss fordert für die Rechte des Kindes von Deutschland ein Verbot jeder Art von Bundeswehrwerbung bei Minderjährigen (Januar 2014). Die Kinderkommission des Bundestages hat sich dieser Forderung angeschlossen.



 



Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?



 



Der Bundeswehr wird durch das Kultusministerium in einer Kooperationsvereinbarung vom 14. August 2014 ein bevorzugter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt. Besonders problematisch ist es, dass die Jugendoffiziere „über die zur Friedenssicherung möglichen Instrumente der Politik“ in der Schule informieren und insbesondere Kenntnisse „zur globalen Konfliktverhütung und Krisenbewältigung“ vermitteln sollen. Die Vermittlung dieser Kenntnisse sollte allein die Aufgabe der Lehrkräfte sein. Der Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt werden.



 



Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?



 



Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem



Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?



 



In einigen Regionen von Baden-Württemberg, z.B. am Bodensee, gibt es mehr oder weniger intensive Kooperationen zwischen Schulen und Rüstungsbetrieben. Mit dem Problem, den Blick zu verstellen, dass der Wohlstand der Region auch auf todbringenden Waffen beruht.



 



Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben?



 



 



Im Auftrag des Bündnisses 







 



danke ich Ihnen und grüße Sie herzlich



 



Markus Weber



Referent für Friedensbildung/pax christi



  _____  






Erzdiözese Freiburg  |  Erzbischöfliches Seelsorgeamt  |  Abteilung IV (Sozialpastoral) |  Referat Kirche in Gesellschaft und Politik



Okenstr. 15  |  D-79108 Freiburg  |  Tel. +49 761 5144 269  |  markus.weber@seelsorgeamt-freiburg.de  |  www.ebfr.de | www.freiburg.paxchristi.de
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Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden

		From

		Wahlkreisbuero Wölfle

		To

		freiburg@paxchristi.de

		Recipients

		freiburg@paxchristi.de



Sehr geehrter Herr Weber, 

 

vielen Dank für Ihre Fragen, die ich gerne wie folgt beantworte: 

 

Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?

 

Seit Jahren setze ich mich für mehr Politikunterricht und Demokratiebildung ein. Daher halte ich es für unbedingt notwendig, dass wir gerade in Zeiten wie diesen, in denen Wesensmerkmale unserer Demokratie in Frage gestellt werden, verschiedene Projekte in dem Bereich der politischen Bildung stärker unterstützen. Wir müssen die Förderung der Landeszentrale für politische Bildung und der ihr angegliederten Stellen massiv ausbauen. Ich unterstütze daher eine stärkere Finanzierung der Servicestelle Friedensbildung. 

 

Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?

 

Die Friedenspädagogik leistet einen wertvollen Beitrag für eine bewusste Erziehung zum Frieden und eine pazifistische Gesellschaft. Diese muss in Theorie und Praxis gestärkt und ausgebaut werden. Eine Professur könnte ein Baustein in diesem Prozess sein. 

 

Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?

 

Ich setzte mich politisch seit Jahren für Kinderschutz und Kinderrechte ein. Dazu gehört für mich auch die vollständige Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention in Deutschland. Neben einer Verankerung der Grundprinzipien der UN-Kinderrechtskonvention im Grundgesetz – eine zentrale Forderung der SPD – ist mir persönlich wichtig, dass keine Minderjährigen für den Militärdienst geworben werden. Militärische Werbung, die sich bewusst an Minderjährige richtet, lehne ich daher ab.

 

Frage 4: (Der Bundeswehr wird durch das Kultusministerium in einer Kooperationsvereinbarung vom 14. August 2014 ein bevorzugter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt. Besonders problematisch ist es, dass die Jugendoffiziere „über die zur Friedenssicherung möglichen Instrumente der Politik“ in der Schule informieren und insbesondere Kenntnisse „zur globalen Konfliktverhütung und Krisenbewältigung“ vermitteln sollen. Die Vermittlung dieser Kenntnisse sollte allein die Aufgabe der Lehrkräfte sein. Der Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt werden.) Teilen Sie diese Meinung?

 

Ich war Mitglied des Bildungsausschuss zum Zeitpunkt der Neuauflage der Kooperationsvereinbarung und habe den Prozess schon damals ausgesprochen kritisch begleitet. Meine persönliche Meinung ist, dass die Bundeswehr keinen privilegierten Zugang zu Schulen erhalten soll. In ihrer Funktion als Arbeitgeberin stehen der Bundeswehr wie jedem anderen Arbeitgeber auch, verschiedene Werbemöglichkeiten – zum Beispiel über Job-Börsen – zur Verfügung. 

 

Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?

 

Wie in Frage 4 dargelegt, lehne ich persönlich einen privilegierten Zugang zu Schulen durch Bundeswehrangehörige ab. 

 

Frage 6: (In einigen Regionen von Baden-Württemberg, z.B. am Bodensee, gibt es mehr oder weniger intensive Kooperationen zwischen Schulen und Rüstungsbetrieben. Mit dem Problem, den Blick zu verstellen, dass der Wohlstand der Region auch auf todbringenden Waffen beruht.) Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben?

 

Eine Kooperation zwischen Schulen und Rüstungsbetrieben lehne ich mit aller Entschiedenheit ab! Rüstungsbetriebe haben an Bildungseinrichtungen für Kinder und Jugendliche nichts verloren. Im Jahr 2009 war ich gemeinsam mit dem Historiker Prof. Dr. Wolfram Wette und dem Rüstungskritiker Jürgen Grässlin Mitunterzeichnerin der Waldkircher Erklärung, die mit 14.500 Unterschriften an die Bundesregierung übergeben wurde. In dieser Erklärung heißt es: „Ziel deutscher Politik muss eine Welt sein, in der Konflikte mit zivilen Mitteln gelöst werden.“. Dieser Satz prägt bis heute mein politisches Wertebild.

 

Für Rückfragen stehe ich gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen

 

Sabine Wölfle MdL

Stellv. Fraktionsvorsitzende

Sprecherin für Sozial- und Gleichstellungspolitik

Sprecherin für Integration und Inklusion

 

 

 

 

 

Landtagsbüro

SPD-Landtagsfraktion Baden-Württemberg

Konrad-Adenauer-Straße 3

70173 Stuttgart

Besucheranschrift: Königstraße 9 (Eingang Bolzstraße 2)

Telefon: 0711 2063 756

sabine.woelfle@spd.landtag-bw.de

 

 

Wahlkreisbüro

Franz-Josef-Baumgartner-Straße 1/1 

79312 Emmendingen  

Telefon: 07641 9628182 

Fax: 07641 9628184

info@wahlkreisbuero-woelfle.de

 

 

   www.sabine-woelfle.de

   https://www.facebook.com/SabineWoelfle

   https://twitter.com/SabineWoelfle
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Re: Christina Zacharias Neue Kontaktanfrage

		From

		Christina Zacharias

		To

		freiburg@paxchristi.de

		Recipients

		freiburg@paxchristi.de





    Guten Tag Herr Weber,




    auch wenn ihre Anfrage so kurz vor der Wahl kommt auf jeden Fall

      noch meine Antworten. Das Thema, das Sie ansprechen macht nämlich

      die Grundsubstanz der LINKEN aus und ist auch für mich eine

      Herzensangelegenheit. Der Einfachkeit halber füge ich meine

      Antworten in Ihre Mail im Verlauf an - ich hoffe, es ist

      verständlich. Über weiteren Kontakt und eventuell gemeinsamer

      Aktionen im kommenden Jahr würde ich  ich freuen. Wir dürfen

      Parzifismus und Antimilitarismus nicht auf die wenigen Tage

      beschränken lassen, die im Kalender dafür angestrichen werden!




    Solidarische Grüße 


    




    Christina Zacharias 


    




    Am 05.03.2021 um 12:28 schrieb

      Christina Zacharias:


    


    

      Von: Markus Weber <freiburg@paxchristi.de>



Nachrichtentext:

Bündnis Schulfrei für die Bundeswehr – Lernen für den Frieden

--- Fragen zur Landtagswahl 2021 ---



Sehr geehrte Frau Zacharias,



Sie wollen sich bei der Wahl im März 2021 in den Landtag von Baden-Württemberg wählen lassen. Wir freuen uns, wenn Sie uns folgende Fragen im Kontext des Artikel 12 der Landesverfassung beantworten: „Die Jugend ist zur Brüderlichkeit aller Menschen und zur Friedensliebe… zu erziehen“!



In Baden-Württemberg wurde die Servicestelle Friedensbildung etabliert, die in den fünf Jahren des Bestehens zu einem bundesweiten Leuchtturmprojekt wurde. Ergänzend dazu ist die Verankerung der Querschnittsaufgabe Friedensbildung insbesondere im Bereich der Lehrer*innenausbildung an Universitäten und Pädagogischen Hochschulen des Landes mittels einer ordentlichen Professur für Friedensbildung bzw. Friedenspädagogik als erste ihrer Art in Deutschland anzustreben.



Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden?




    




    

    




    Die LINKE setzt sich grundsätzlich für den

      Ausbau von

      Friedensbildung und den Abbau von Militarisierung ein,

      dementsprechend werden

      wir uns selbstverständlich für den eine höhere Zuwendung von

      Mitteln für die

      Servicestelle Friedensbildung einsetzen.




    




    


    




    

      

Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die die Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert?




    




    Es ist außerordentlich bedauerlich, dass es

      nicht jetzt

      schon mehr Studiengänge zur Friedensbildung (Peacebuilding) oder

      vergleichbare

      Fächer in Deutschland gibt, weswegen die LINKE sich mit großem

      Nachdruck für

      den Ausbau im Bereich der Friedensforschung und Friedensbildung

      einsetzen

      werden, inklusive einer neuen Professur.




    

    

      



Militärische Werbung bei Minderjährigen widerspricht den Prinzipien der UN- Kinderrechtskonvention und verträgt sich nicht mit Art. 12 der Landesverfassung. Der UN-Ausschuss fordert für die Rechte des Kindes von Deutschland ein Verbot jeder Art von Bundeswehrwerbung bei Minderjährigen (Januar 2014). Die Kinderkommission des Bundestages hat sich dieser Forderung angeschlossen.



Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen unter 18 Jahren einsetzen?




    




    Die LINKE setzt sich seit Jahrzehnten dafür

      ein, dass

      sogenannte Jugendoffiziere aus der Schullandschaft verschwinden.

      Das ist jedoch

      nicht die einzige Werbung, die an Minderjährige und Jugendliche

      gerichtet wird,

      weswegen wir uns darüber hinaus für die Verbannung aller Werbung

      der Bundeswehr

      aus dem öffentlichen Raum einsetzen.




    

    

      



Der Bundeswehr wird durch das Kultusministerium in einer Kooperationsvereinbarung vom 14. August 2014 ein bevorzugter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt. Besonders problematisch ist es, dass die Jugendoffiziere „über die zur Friedenssicherung möglichen Instrumente der Politik“ in der Schule informieren und insbesondere Kenntnisse „zur globalen Konfliktverhütung und Krisenbewältigung“ vermitteln sollen. Die Vermittlung dieser Kenntnisse sollte allein die Aufgabe der Lehrkräfte sein. Der Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt werden.



Frage 4: Teilen Sie diese Meinung?




    




    Wie aus unserer Antwort zu Frage 3

      herauszulesen ist,

      unterstützt die LINKE diese Forderung zu 100%. Aufklärung über

      Friedenssicherung von Soldaten wird nur zu einer Rhetorik der

      "Internationalen Verantwortung" führen, die nichts anderes ist als

      die Entschuldigung weiterer Auslandseinsätze, die in der

      Vergangenheit fast

      immer nur zu weiterer Destabilisierung ganzer Regionen geführt

      hat.




    

    

      



Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem

Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen?






    




    Die LINKE wird sich auch hier mit allen Kräften

      für die

      Kündigung einer Kooperationsvereinbarung von Kultusministerium und

      der

      Bundeswehr einsetzen.




    

    

      

In einigen Regionen von Baden-Württemberg, z.B. am Bodensee, gibt es mehr oder weniger intensive Kooperationen zwischen Schulen und Rüstungsbetrieben. Mit dem Problem, den Blick zu verstellen, dass der Wohlstand der Region auch auf todbringenden Waffen beruht.



Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben?




    




    Für die LINKE hat ein Mitarbeiter eines

      industriellen

      Großbetriebs, dessen Handwerk der Schaden an anderen Menschen ist,

      genau so

      wenig etwas an Schulen verloren wie die Bundeswehr selber.




    Wir sind uns wir bleiben konsequent

      antimilitaristisch.




    

    

      





Im Auftrag des Bündnisses danke ich Ihnen und grüße Sie herzlich



Markus Weber

Referent für Friedensbildung/pax christi








    




    -- 

Kontakt:

www.dielinke-ka.de

christina.zacharias@dielinke-ka.de

facebook.com/christina.zacharias.linke/

instagram.com/zacharias.christina/
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Fragen "Schulfrei füür die Bundeswehr"

		From

		Susanne Aschhoff

		To

		freiburg@paxchristi.de

		Recipients

		freiburg@paxchristi.de



Lieber Herr Weber,

Danke für Ihre Fragen!

Die fast exakt gleichen Fragen habe ich bereits von der DFG-VK zugesandt bekommen.

Diese ist ja eine Ihrer mitwirkenden Organsiationen.

Deshalb mache ich es an dieser Stelle kurz:

Ich unterstütze alle Ihre Ziele!

 

Viele Grüße

Susanne Aschhoff

 

 

____________________________________

Dr. Susanne Aschhoff

Landtagskandidatin Mannheim Nord

Bezirksbeirätin Mannheim Schönau

Sprecherin GRÜNE OV Nord

Danziger Baumgang 90

68307 Mannheim

Tel.: 0621-3390790

susanne.aschhoff@gruene-mannheim.de

 

  

  



Sehr geehrte Fr. Aschoff

Sie wollen sich bei der Wahl im März 2021 in den Landtag von Baden-Württemberg wählen lassen. Wir freuen uns, wenn Sie uns folgende Fragen im Kontext des Artikel 12 der Landesverfassung beantworten: „Die Jugend ist zur Brüderlichkeit aller Menschen und zur Friedensliebe… zu erziehen“!

http://www.xn--schulfrei-fr-die-bundeswehr-s3c.de/was-kann-ich-tun/landtagswahl/
 


antwortpaxchristi_spaeth_zieger.pdf


Sehr geehrter Herr Markus Weber,  


anbei die Antworten auf Ihre Fragen zum Thema Friedenspolitik- und Bildung an Schulen und Hochschulen.  


Frage 1: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Mittel für die Servicestelle Friedensbildung in der 
nächsten Legislaturperiode deutlich ausgebaut werden? 


Als LINKE fordern wir eine verstärkte Unterstützung von friedensorientierten Initiativen.  


In unserem Wahlprogramm schreiben wir: "Eine nachhaltige friedenspolitische Entwicklung in Baden-
Württemberg muss gemeinsam mit Beschäftigten, Kommunen und friedenspolitischen Initiativen gestaltet 
werden." 


Friedenspolitische Initiativen wollen wir unterstützen. Dazu zählt der Erhalt und Ausbau staatlicher (sowohl 
bundesweiter als auch landesspezifischer Förderprogramme). Kooperationen und Unterstützung ist aber auch 
durch Kooperationsvereinbarung mit Schulen und weiteren Bildungseinrichtungen denkbar.  


Unterstützt werden sollen auch der Kirche nahestehenden Einrichtungen, wenn diese demokratische Standards 
und Grundsätze der Frauengleichberechtigung einhalten. 


Frage 2: Stimmen Sie mit uns überein, dass eine Professur auf den Weg gebracht werden soll, die die 
Weiterentwicklung und den Ausbau der Friedensbildung in Theorie und Praxis begleitet und fördert? 


Als LINKE setzen wir uns gemeinsam mit dem uns nahestehenden Sozialistisch-Demokratischen 
Studierendenverband (dielinke.SDS) für friedensorientierte Hochschulen und Wissenschaften ein.  


In unserem Wahlprogramm schreiben wir: "Im Sinn ihrer gesellschaftlichen Verantwortung sollen Hochschulen 
einen Beitrag für eine friedliche Entwicklung der Menschheit unter Berücksichtigung unserer natürlichen 
Lebensgrundlagen leisten. Dazu braucht es eine zivil-ökologische Klausel im Landeshochschulgesetz. Forschung 
an Rüstung oder klimaschädlichen Technologien wäre dadurch an allen Hochschulen und zivilen 
Forschungseinrichtungen ausgeschlossen. Weiter fordern wir eine stärkere Förderung von kritischen 
Wissenschaften: Forschung und Lehre zu Themen wie Klima, Rassismus oder friedenspolitischen Themen 
müssen ausgebaut werden. "  


Unterstützung friedensorientierter Forschung ist konkret möglich, zum Beispiel über dafür eingerichtete 
Professuren. Zum Beispiel in der Informatik über Lehrstühle zu Themen wie der Intensivierung von Kriegen durch 
digitale Technologien oder dem Einfluss der Rüstungsindustrie auf die Politik. Aber auch zu verwandten Themen 
wie dem Zusammenhang zwischen der Friedensfrage und Klimagerechtigkeit. Zentral ist auch die 
Kommunikation zwischen Wissenschaft und Zivilgesellschaft. In diesem Zusammenhang sollte auch Forschung 
von Friedensbildung gestärkt werden, etwa über die Einrichtung von Professuren. Solche Entwicklungen können 
über spezielle Förderprogramme durch das Land an den Hochschulen unterstützt werden. Aber auch studentische 
Initiativen, die sich mit dem Thema Frieden beschäftigten brauchen Unterstützung. Um dies zu finanzieren und 
auch für die Beschäftigten an den Hochschulen gute Arbeitsbedingungen zu ermöglichen, machen wir uns für 
eine Erhöhung der staatlichen Grundfinanzierung stark.  


Frage 3: Werden Sie sich im Landtag für den Stopp jeglicher militärischer Werbung bei Minderjährigen 
unter 18 Jahren einsetzen? 


Als LINKE lehnen wir militärische Werbung gegenüber Minderjährigen ab. 


 In unserem Wahlprogram schreiben wir: "Wir lehnen die Versuche entschieden ab, über Jugendoffizier*innen 
und aktive Reservist*innen auf die Lehrinhalte an Schulen und Hochschulen Einfluss zu nehmen." 







Selbiges sollte auch für Jugendberufsmessen und Ähnliches gehen. Weiter verurteilen wir die Möglichkeit, bereits 
mit 17 die Ausbildung bei der Bundeswehr zu beginnen.  


Ihr Kommentar: "Der Bundeswehr wird durch das Kultusministerium in einer Kooperationsvereinbarung vom 14. 
August 2014 ein bevorzugter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt. Besonders 
problematisch ist es, dass die Jugendoffiziere „über die zur Friedenssicherung möglichen Instrumente der Politik“ 
in der Schule informieren und insbesondere Kenntnisse „zur globalen Konfliktverhütung und Krisenbewältigung“ 
vermitteln sollen. Die Vermittlung dieser Kenntnisse sollte allein die Aufgabe der Lehrkräfte sein. Der 
Bundeswehr sollte kein privilegierter Zugang zu Schulen, Lehreraus- und Lehrerfortbildung eingeräumt werden." 


Frage 4: Teilen Sie diese Meinung? 


Im Grunde ja. Aber wir finden, der Bundeswehr sollte überhaupt kein Zugang zu Schulen, der Lehreraus- und 
Lehrerfortbildung eingeräumt werden. Austauschprogrammen zwischen Schulen und zivilgesellschaftlichen 
Initiativen (zum Beispiel auch klimapolitischen Initiativen) stehen wir aber grundsätzlich offen gegenüber.  


Frage 5: Werden Sie sich für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem 
Kultusministerium und der Bundeswehr einsetzen? 


Ja 


Ihr Kommentar: "In einigen Regionen von Baden-Württemberg, z.B. am Bodensee, gibt es mehr oder weniger 
intensive Kooperationen zwischen Schulen und Rüstungsbetrieben. Mit dem Problem, den Blick zu verstellen, 
dass der Wohlstand der Region auch auf todbringenden Waffen beruht." 


Frage 6: Teilen Sie mit uns die Kritik an Kooperationen von Schulen und Rüstungsbetrieben? 


Ja. Wir kritisieren die Zusammenarbeit mit Schulen und der Wirtschaft insgesamt. Dadurch können die Neutralität 
des Unterrichts und auch eine kritische Sichtweise auf Kapitalismus, Globalisierung nicht gewährleistet werden. 
Eine Zusammenarbeit von Schulen und Rüstungsbetrieben lehnen wir grundsätzlich ab.  


DIE LINKE macht sich insgesamt stark für eine emanzipatorische, allen frei zugängliche Bildung von der Kita 
bis zum Studium. Unsere Vorstellung ist ein von wirtschaftlichen und insbesondere militärischen Interessen 
unabhängiges Bildungssystem. Eine LINKE Fraktion im Baden-Württembergischem Landtag würde die 
friedenspolitischen Anliegen von Initiativen und aus der Bevölkerung in das Parlament bringen, das ist dringend 
notwendig. 


Wir hoffen wir konnten Ihre Fragen beantworten.  


Mit freundlichen Grüßen,  


Bernd Zieger: Kandidat Wahlkreis Odenwald, DIE LINKE 


Leo Späth, Ersatzkandidat Wahlkreis Odenwald, DIE LINKE, dielinke.SDS 
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